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1 VORBEMERKUNGEN ZUR PLANAUFSTELLUNG 

Die Gemeinde Mettlach beabsichtigt, den bestehenden vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan „Windpark Wehingen – Tünsdorf“ aus dem Jahr 1999 im Rahmen eines planungs-
rechtlichen Änderungsverfahrens neu zu fassen und unter dem Titel Vorhabenbezogener 
Bebauungsplan „Repowering – Windpark Wehingen / Tünsdorf“ weiterzuführen. Hinter-
grund ist die geplante Erneuerung (Repowering) der vorhandenen Windenergieanlagen 
durch moderne, leistungsstärkere Nachfolgeanlagen. 

Mit der Fortschreibung der Planung trägt die Gemeinde der dynamischen Entwicklung im 
Bereich der erneuerbaren Energien, den aktuellen rechtlichen Rahmenbedingungen so-
wie den gestiegenen Anforderungen an Effizienz, Umweltverträglichkeit und Akzeptanz 
Rechnung. Die Fortschreibung ermöglicht die planungsrechtliche Steuerung des vorgese-
henen Projekts unter Berücksichtigung aller relevanten öffentlichen und privaten Be-
lange. 

Zur fachlichen Begleitung des Änderungsverfahrens wurde die ARGUS CONCEPT – Gesell-
schaft für Lebensraumentwicklung mbH, Gerberstraße 25, 66424 Homburg – mit der Aus-
arbeitung der erforderlichen Planunterlagen und Begründungen beauftragt. 

1.1 ANLASS, ZIEL UND ZWECK DER PLANÄNDERUNG 

1.1.1 Repowering des bestehenden Windparks 

Der bestehende Windpark Wehingen / Tünsdorf wurde Ende der 1990er Jahre auf Grund-
lage des damals gültigen vorhabenbezogenen Bebauungsplans errichtet. Er umfasst der-
zeit elf Windenergieanlagen älterer Bauart mit begrenzter Leistung und Höhe. Tatsächlich 
realisiert wurden allerdings nur 9 Windenergieanlagen. Diese Altanlagen sind technisch 
veraltet und erreichen weder die heute möglichen Energieerträge noch die aktuellen 
Standards hinsichtlich Emissionen und Umweltverträglichkeit. 

Ziel der Planänderung ist es, die planungsrechtliche Grundlage für ein umfassendes 
Repowering zu schaffen, d.h. die vollständige Demontage der Bestandsanlagen und die 
Errichtung von sechs neuen, modernen Windenergieanlagen des Typs Enercon E-175 EP5 
E2. Diese zeichnen sich aus durch: 

• eine Nabenhöhe von 175 m, 

• einen Rotordurchmesser von 175 m und 

• eine Nennleistung von jeweils 7 MW. 

Die neuen Anlagen erreichen somit eine Gesamthöhe von rund 262,5 m und stellen im 
Vergleich zu den Altanlagen eine erhebliche technologische Weiterentwicklung dar. Trotz 
der Reduktion der Anlagenanzahl von neun auf sechs wird durch die höhere Einzelleistung 
und bessere Standortausnutzung eine deutliche Steigerung der Gesamtenergieproduk-
tion erzielt. 

Die neuen Standorte im Plangebiet werden unter Berücksichtigung immissionsschutz-
rechtlicher, naturschutzfachlicher und technischer Anforderungen (z. B. Mindestab-
stände, Turbulenzvermeidung, Netzanbindung) optimal angeordnet. Der Rückbau der Alt-
anlagen erfolgt sukzessive nach Inbetriebnahme der neuen Anlagen. 

1.1.2 Vorteile des Repowering 

Das Repowering bietet sowohl aus technischer, ökologischer als auch wirtschaftlicher Per-
spektive zahlreiche Vorteile gegenüber dem Weiterbetrieb alter Windenergieanlagen 
oder dem Neubau an bislang unerschlossenen Standorten: 
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• Deutliche Ertragssteigerung: Durch den Einsatz moderner, leistungsstärkerer 
Windenergieanlagen kann die Stromproduktion gegenüber dem Bestand verviel-
facht werden – trotz geringerer Anlagenzahl und nahezu gleichem Flächenver-
brauch. 

• Bessere Umwelt- und Immissionsbilanz: Neue Anlagentypen sind deutlich leiser, 
werfen weniger Schatten und ermöglichen durch moderne Technik (z. B. bedarfs-
gesteuerte Nachtkennzeichnung, Abschaltmodule) eine bessere Einhaltung von 
Schutzgrenzen – insbesondere gegenüber Siedlungsgebieten. 

• Reduzierung der Eingriffe in Natur und Landschaft: Repowering-Projekte machen 
sich bereits genutzte Standorte zunutze, wodurch die Inanspruchnahme neuer un-
bebauter Flächen vermieden wird. Das schont wertvolle Natur- und Erholungs-
räume und minimiert den landschaftlichen Eingriff. 

• Optimierung der Anordnung und Infrastruktur: Die reduzierte Anlagenanzahl er-
laubt eine effizientere Anordnung im Gelände, bessere Netzanbindung und gerin-
gere Erschließungskosten. Bestehende Wege und Leitungen können größtenteils 
weiterverwendet werden. 

• Stärkung der lokalen Wertschöpfung: Die Bau- und Betriebsphasen bieten Be-
schäftigungsmöglichkeiten für die regionale Bau- und Dienstleistungswirtschaft. 
Zudem profitieren Kommunen durch Gewerbesteuereinnahmen und Pachtein-
nahmen auf öffentlichen Flächen. 

• Erhöhung der gesellschaftlichen Akzeptanz: Weniger, aber technisch optimierte 
Anlagen mit geringeren Immissionen und einer transparenten Bürgerbeteiligung 
führen zu einer höheren Akzeptanz vor Ort. 

1.1.3 Energiepolitischer Hintergrund und Klimaschutzziele 

Die Planänderung ist eng eingebettet in die nationalen und europäischen Strategien zur 
Energiewende. Auf EU-Ebene verfolgt der „European Green Deal“ das Ziel, bis 2050 die 
Treibhausgasneutralität zu erreichen. Die Bundesregierung hat mit der Novelle des Klima-
schutzgesetzes 2021 und dem EEG 2023 die Ausbauziele nochmals deutlich verschärft: Bis 
2030 soll der Anteil erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch auf mindestens 
80 % steigen, wobei der Windenergie an Land eine tragende Rolle zukommt. 

Zugleich wurde mit dem EEG 2023 festgelegt, dass der Ausbau erneuerbarer Energien im 
überragenden öffentlichen Interesse liegt und der öffentlichen Sicherheit dient (§ 2 EEG 
2023). Repowering-Projekte wie das vorliegende gelten dabei als besonders wirksam und 
ressourcenschonend – sowohl in Hinblick auf den Klimaschutz als auch auf den Umgang 
mit verfügbaren Flächen. 

1.1.4 Kommunale Zielsetzungen und Beitrag der Gemeinde 

Auch die Gemeinde Mettlach unterstützt die übergeordneten Klimaziele und setzt mit 
dem Repowering des Windparks Wehingen / Tünsdorf ein deutliches Zeichen für die de-
zentrale Energiewende. Die planungsrechtliche Neufassung schafft die Voraussetzung für 
ein modernes, leistungsstarkes und zugleich umweltverträgliches Windenergieprojekt, 
das langfristig zur nachhaltigen Stromversorgung und zur Stärkung der kommunalen Fi-
nanzkraft beiträgt. 

Gleichzeitig wird mit der Einbindung der Bevölkerung in Form von Bürgerstrommodellen 
und gezielter Öffentlichkeitsarbeit ein Beitrag zur sozialen Nachhaltigkeit und lokalen Ak-
zeptanz geleistet. 
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2 VERFAHRENSVERLAUF / RECHTSGRUNDLAGEN 

Die Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Windpark Wehingen – Tüns-
dorf“ erfolgt im Regelverfahren gemäß den Vorgaben des Baugesetzbuches (BauGB). 
Grundlage ist der Aufstellungsbeschluss des Gemeinderates der Gemeinde Mettlach. Pa-
rallel zur Änderung des Bebauungsplans ist keine Anpassung des Flächennutzungsplans 
erforderlich, da dieser bereits entsprechende Darstellungen für die Windenergienutzung 
enthält. 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist für sämtliche Bauleitpläne eine Umweltprüfung durchzufüh-
ren. Diese bezieht sich auf die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen, die sich 
aus der Planung ergeben können. Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
richten sich dabei nach dem Stand der Erkenntnisse, den allgemein anerkannten Prüfme-
thoden sowie dem Maß der erforderlichen Planungstiefe. Die Ergebnisse dieser Umwelt-
prüfung werden in einem gesonderten Umweltbericht dokumentiert und fließen in die 
Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gemäß § 1 Abs. 7 BauGB ein. 

Gemäß § 2a BauGB ist dem Entwurf des Bauleitplans eine Begründung beizufügen, in der 
sowohl die Ziele, Zwecke und wesentlichen Inhalte der Planung dargestellt als auch die 
umweltrelevanten Auswirkungen erläutert werden. Der Umweltbericht bildet dabei einen 
eigenständigen Bestandteil der Begründung und orientiert sich inhaltlich an Anlage 1 zum 
BauGB. 

Der Gemeinderat der Gemeinde Mettlach hat die Einleitung des Änderungsverfahrens 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Repowering – Windpark Wehingen / Tünsdorf“ 
beschlossen, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für das Repowering des beste-
henden Windparks zu schaffen. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde im Zeitraum 
vom 15.07.2025 bis einschließlich 22.08.2025 durchgeführt. Parallel hierzu wurden die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 10.07.2025 ge-
mäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie die Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB beteiligt und 
um Stellungnahme gebeten. 

Im Zuge dieser frühzeitigen Beteiligung wurden eine erste Fassung der Planzeichnung so-
wie der Begründung einschließlich Umweltbericht vorgelegt. Auf dieser Grundlage er-
folgte zugleich das sogenannte Scoping-Verfahren, in dem insbesondere Hinweise zum 
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung gegeben wurden. 

Im Rahmen der Beteiligung gingen Stellungnahmen von Behörden, Fachbehörden, Trä-
gern öffentlicher Belange sowie aus der Öffentlichkeit ein. Die eingegangenen Anregun-
gen und Hinweise wurden fachlich geprüft und im Rahmen der bauleitplanerischen Ab-
wägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB behandelt. Die Ergebnisse dieser Prüfung sind in einer 
gesonderten Abwägungssynopse dokumentiert. 

Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung 

Die Stellungnahmen führten überwiegend zu fachlichen Hinweisen und redaktionellen Er-
gänzungen der Planunterlagen. Grundlegende Änderungen der Planung oder der Zielset-
zung des Vorhabens ergaben sich hieraus nicht. 

Im Ergebnis der Abwägung wurden insbesondere folgende Aspekte berücksichtigt und in 
den Planunterlagen weiter konkretisiert: 

• Ergänzung artenschutzrechtlicher Hinweise im Bebauungsplan, insbesondere zu 
Maßnahmen zum Schutz von Bodenbrütern sowie zu betrieblichen Schutzmaß-
nahmen für Fledermäuse und Großvögel. 
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• Klarstellung, dass bestimmte artenschutzrechtliche Maßnahmen – wie Gondelmo-
nitoring oder betriebsbezogene Abschaltregelungen – im immissionsschutzrecht-
lichen Genehmigungsverfahren verbindlich festgelegt werden. 

• Redaktionelle Anpassungen der Darstellungen und Erläuterungen zur im Plange-
biet verlaufenden 110-kV-Hochspannungsfreileitung einschließlich des zugehöri-
gen Schutzbereichs. 

• Ergänzende Hinweise zum Rückbau und zur fachgerechten Entsorgung der beste-
henden Windenergieanlagen. 

• Hinweise einzelner Fachbehörden zur weiteren Abstimmung möglicher externer 
Kompensationsmaßnahmen im weiteren Verfahren. 

Die Abwägung ergab insgesamt, dass die vorliegenden Hinweise und Anregungen der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange der Planung nicht grundsätzlich entge-
genstehen. Die Zielsetzung der Planung – das Repowering des bestehenden Windparks 
durch Rückbau der bestehenden Anlagen und Errichtung moderner Windenergieanlagen 
– bleibt unverändert bestehen. 

Die Planänderung berücksichtigt sämtliche einschlägigen gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen aus dem Bau-, Umwelt- und Fachrecht in ihrer jeweils aktuellen Fassung. Die relevan-
ten Rechtsgrundlagen sind den Planunterlagen sowie den jeweiligen Erläuterungen zu 
entnehmen. 

3 INFORMATIONEN ZUM PLANGEBIET 

3.1 LAGE DES PLANGEBIETS 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 106 Hektar und liegt im Südwesten der Ge-
meinde Mettlach, zwischen den Ortsteilen Wehingen, Tünsdorf und dem auf französi-
schem Staatsgebiet gelegenen Scheuerwald. Es erstreckt sich über weite Teile der Fluren 
4 und 5 der Gemarkung Wehingen sowie der Flur 5 der Gemarkung Tünsdorf und grenzt 
im Westen an die Gemeinde Perl (Ortsteil Büschdorf). 

Die Fläche befindet sich auf einem landwirtschaftlich geprägten Hochplateau, das sich in 
Höhenlagen zwischen ca. 340 m und 370 m über NHN erstreckt. Die Topographie ist sanft 
gewellt, strukturell eher offen und nur vereinzelt durch Hecken oder Gehölzgruppen ge-
gliedert. Aufgrund dieser offenen Landschaft bietet das Gebiet günstige Bedingungen für 
die Nutzung der Windenergie. 

Die nächstgelegenen Siedlungen sind: 

Siedlung Abstand zur Geltungsbe-
reichsgrenze 

Abstand zur nächstgelege-
nen WEA (Nr. der WEA) 

Wehingen  
(Gemeinde Mettlach) 

510 m 960 m (2) 

Tünsdorf  
(Gemeinde Mettlach) 

820 m 1.000 m (6) 

Wellingen  
(Stadt Merzig) 

1.360 m 1.550 m (1) 

Büschdorf  
(Gemeinde Perl) 

1.050 m 1.180 m (6) 

Birkenhof  
(Gemeinde Perl, Aussiedlerhof) 

800 m 990 m (4) 

Scheuerwald  
(Frankreich) 

300 m 580 m (1) 
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Im Süden wird das Plangebiet durch die Bundesautobahn A8 begrenzt, an deren Verlauf 
sich südlich die Landesgrenze zu Frankreich anschließt.  

 

Abbildung 1: Lage im Raum (bestehende Windräder sind im Plan ersichtlich) 

3.2 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

Der Geltungsbereich der Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Windpark 
Wehingen - Tünsdorf“ umfasst eine Gesamtfläche von ca. 106 ha. Er liegt im Südwesten 
des Gemeindegebiets Mettlach auf einer offenen, landwirtschaftlich geprägten Hochflä-
che zwischen den Ortsteilen Wehingen, Tünsdorf und Büschdorf (Gemeinde Perl). Der 
Geltungsbereich erstreckt sich über die Fluren 4 und 5 der Gemarkung Wehingen sowie 
die Flur 5 der Gemarkung Tünsdorf. 

Innerhalb des Plangebietes sind insbesondere folgende Flurbezeichnungen erfasst: 

• Im Hasenloch 

• In der Hirtenwies 

• In der Jesuiter Langen Huf 

• Großen Triesch 

• In der Langen Längt 

• In den Stümpen 

• Auf Geckshausen 

• Koppelstücker 

• In der Weizenhuf 

• In den Korden 

• Im Schatzloch 

• Bickelenstück 

• Mittelste Huf 

• Über den Tünsdorfer Weg 

• In der Heidhuf 
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• Aufm Hohn 

• Großhuf Auf dem Berg 

• Scheuerwalder Weg 

Folgende Parzellen liegen innerhalb des Geltungsbereiches der Änderung des Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes „Windpark Wehingen – Tünsdorf“ 

Gemarkung Tünsdorf Wehingen 

Flur 5 4 5 

Flurstücke 42, 43, 44, 45, 46, 
48 

16, 22, 23, 24, 25, 
26, 27, 28, 29, 30, 
31, 32, 33, 36, 37, 
38, 39, 40, 41, 42, 
43, 46, 47, 48, 50, 
51, 52, 53 , 54, 64, 
72 

1, 2, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 
11, 12, 13, 14, 18, 
19, 20, 22, 23, 24, 
25, 26, 27, 29, 30, 
31, 32, 33, 40, 101, 
102, 103, 104, 105 

In der Örtlichkeit lässt sich der Geltungsbereich in etwa wie folgt umreißen: 

• Im Westen: durch die Gemarkungsgrenze zur Gemeinde Perl, nahe dem Ortsteil 
Büschdorf 

• Im Norden: durch die offene Feldflur in Richtung Tünsdorf 

• Im Osten: durch die offene Feldflur in Richtung des Kewelsberges bzw. der ausge-
prägten Hangböschung in Richtung Wehingen 

• Im Süden: durch die Bundesautobahn A8 sowie das unmittelbar südlich angren-
zende französische Staatsgebiet (Scheuerwald) 

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Abbildung auf der nächsten Seite 
zu entnehmen. 
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Abbildung 2: Geltungsbereich der Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Windpark Wehingen 
– Tünsdorf“ 

3.3 DERZEITIGE SITUATION, VORHANDENE NUTZUNGEN UND UMGEBUNGSNUT-
ZUNG 

Die derzeitige Nutzung ist überwiegend landwirtschaftlich geprägt. Es handelt sich dabei 
nahezu ausschließlich um Ackerflächen und das dazwischen vorhandene Feldwegenetz. 
Strukturelemente wie Feldhecken, Einzelbäume oder Gebüschstreifen sind nur punktuell 
vorhanden, vorwiegend entlang von Wirtschaftswegen. In weiten Teilen handelt es sich 
um offene Flur, wie sie für die Gaulandschaften des Saarlandes charakteristisch ist. 
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Innerhalb des Plangebietes befinden sich neun bestehende Windenergieanlagen, die 
Ende der 1990er Jahre errichtet wurden. Diese Altanlagen prägen derzeit den technischen 
Charakter des Landschaftsbildes. Sie stehen verteilt über die Hochfläche, wobei beste-
hende Wege, Zuwegungen und Kranstellflächen noch aus der ursprünglichen Erschließung 
vorhanden sind. Diese Infrastruktur soll im Zuge des Repowerings optimiert und teilweise 
wiederverwendet werden. 

Die umgebende Nutzung ist ebenfalls vorrangig landwirtschaftlich. Im Norden grenzt das 
Plangebiet an die offene Flur in Richtung Tünsdorf, im Osten an Felder in Richtung Wehin-
gen. Der südliche Rand des Plangebiets wird durch die Bundesautobahn A 8 und das da-
hinterliegende, teilweise bewaldete Grenzgebiet zu Frankreich (Gemeinde Manderen-Rit-
zing, Ortsteil Scheuerwald) bestimmt. Im Westen und Nordwesten verläuft die Grenze zur 
Gemeinde Perl mit dem Ortsteil Büschdorf, dessen Siedlungsbereich jedoch über 1.000 m 
vom nächstgelegenen geplanten Standort entfernt liegt. 

In der Umgebung befinden sich keine großflächigen Siedlungsstrukturen oder industrielle 
Nutzungen. Die Siedlungsschwerpunkte Tünsdorf und Wehingen liegen jeweils über 
1.000 m von den geplanten Standorten der neuen Windenergieanlagen entfernt. Einzelne 
Gebäude im Außenbereich befinden sich vereinzelt näher, liegen jedoch außerhalb der 
planungsrechtlich relevanten Schutzabstände. 

 

Abbildung 3: Luftbild des Plangebietes 

4 VORGABEN FÜR DIE PLANUNG 

4.1 VORGABEN DER RAUMORDNUNG 

Gemäß § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne an die Erfordernisse der 
Raumordnung anzupassen. Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung ergeben sich im 
vorliegenden Fall aus dem Landesentwicklungsplan (LEP) des Saarlandes, insbesondere 
aus den Teilabschnitten „Umwelt“ (Fassung 2004) und „Siedlung“ (Fassung 2006). 
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Zwar enthalten die genannten Teilabschnitte noch keine ausdrücklichen Regelungen zur 
Bewältigung des Klimawandels oder zur Umsetzung klimapolitischer Ziele, wie sie inzwi-
schen auf Bundes- und EU-Ebene verankert sind. Gleichwohl formuliert der Landesent-
wicklungsplan eine Reihe von raumordnerischen Grundsätzen, die im Sinne einer nach-
haltigen Raumentwicklung auch klimarelevante Auswirkungen entfalten können. 

Zu den wesentlichen Leitprinzipien zählen insbesondere: 

• die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse im Land, 

• das Nachhaltigkeitsprinzip, 

• sowie das Strukturkonzept der dezentralen Konzentration. 

Diese Leitlinien werden in den sektoralen Zielen des LEP konkretisiert und zielen unter 
anderem auf eine effiziente Flächennutzung, den sparsamen Umgang mit Ressourcen so-
wie die Sicherung umweltgerechter Rahmenbedingungen. Damit wird bereits im beste-
henden Planungsrahmen ein wesentlicher Beitrag zu einer klimagerechten Raumordnung 
geleistet. 

Im LEP Umwelt ist darüber hinaus die Möglichkeit zur Ausweisung von Vorranggebieten 
für Windenergienutzung vorgesehen. Konkrete textliche oder zeichnerische Festlegungen 
zur Windenergie oder zu anderen Formen erneuerbarer Energieerzeugung liegen jedoch 
bislang nicht vor. 

Vor diesem Hintergrund steht die vorliegende Planung nicht im Widerspruch zu den Zielen 
der Raumordnung, sondern leistet vielmehr einen sachlich und räumlich begründeten Bei-
trag zur Umsetzung übergeordneter Nachhaltigkeits- und Klimaschutzziele. Durch das 
Repowering vorhandener Windkraftstandorte wird der Flächenverbrauch minimiert, be-
stehende Infrastrukturen weitergenutzt und der Landschaftsverbrauch begrenzt – ganz 
im Sinne einer raumverträglichen Energiewende. 

4.1.1 Landesentwicklungsplan, Teilabschnitt „Umwelt“ 

Der nördliche und nordöstliche Rand des Plangebiet liegt vollständig in einem Vorrangge-
biet für Landwirtschaft (VL). 

In den textlichen Festlegungen des LEP Umwelt werden zu den Vorranggebieten folgende 
Ziele festgelegt: 

Vorranggebiet für Landwirtschaft (VL) 

„(51) In Vorranggebieten für Landwirtschaft (VL) geht die landwirtschaftliche Nutzung al-
len anderen Nutzungen vor. Die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Vorranggebiete 
für Zwecke der Siedlungstätigkeit (Wohnen, Industrie und Gewerbe, Dienstleistungen so-
wie Freizeitvorhaben) ist unzulässig.   

(52) Im Interesse des Umweltschutzes ist in Vorranggebieten für Landwirtschaft unter Be-
rücksichtigung einer nachhaltigen Landwirtschaft der Flächenanteil, der ökologisch be-
wirtschaftet wird, nach und nach zu erhöhen. Der Einsatz von Düngemitteln und Schäd-
lingsbekämpfungsmitteln ist auf das notwendige Maß zu reduzieren. In großflächig aus-
geräumten Landschaften sind Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
bzw. landschaftsbildende Strukturen erwünscht. Sie sind so zu gestalten und zu entwickeln, 
dass die vorrangige landwirtschaftliche Nutzung nicht unangemessen eingeschränkt oder 
betrieben werden kann.  

(53) Die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Vorranggebiete durch Ver- und Entsor-
gungsleitungen ist statthaft, wenn dadurch eine Bewirtschaftung der Betriebsfläche nicht 



BEBAUUNGSPLAN – ÄNDERUNG „WINDPARK WEHINGEN - TÜNSDORF“ 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  
S e i t e  10 

wesentlich beeinträchtigt wird. Nach Möglichkeit ist aber eine Bündelung mit vorhande-
nen Leitungs- und/oder Verkehrstrassen herbeizuführen. Die Errichtung von Windkraftan-
lagen in landwirtschaftlichen Vorranggebieten ist grundsätzlich zulässig, wenn die Stand-
orte mit den Erfordernissen der Landwirtschaft abgestimmt sind.“ 

Überlagerung mit anderen Vorranggebieten:  

„In Vorranggebieten für Landwirtschaft (VL) kann der Grundwasserschutz in VW und der 
Hochwasserschutz in VH betrieben werden. Die Landwirtschaft ist auf die Erfordernisse des 
Grundwasserschutzes und des Hochwasserschutzes auszurichten. In Vorranggebieten für 
Landwirtschaft (VL) hat die Nutzung von Windenergie in VE grundsätzlich Vorrang. Aller-
dings ist der konkrete Standort der einzelnen Anlagen auf die Erfordernisse der Landwirt-
schaft auszurichten.“ 

 

Abbildung 4: LEP Umwelt (Auszug) 

4.1.2 Landesentwicklungsplan, Teilabschnitt „Siedlung“ 

Der Landesentwicklungsplan Siedlung (LEP Siedlung) bildet den planerischen Rahmen für 
eine nachhaltige und dauerhaft umweltverträgliche Entwicklung der Siedlungsstruktur im 
Saarland. Ziel ist es, eine geordnete, ressourcenschonende und funktionsgerechte Sied-
lungsweise zu fördern, insbesondere unter Berücksichtigung des demografischen Wan-
dels und regionaler Entwicklungspotenziale. 

Zu den zentralen Elementen des LEP Siedlung zählen: 

• die Festlegung von Zielvorgaben für die Wohnsiedlungstätigkeit, 

• die Definition von Wohneinheiten-Zielmengen, 

• sowie die Formulierung von Grundsätzen für die Ansiedlung großflächiger Einzel-
handelseinrichtungen. 
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Die konkrete Anwendung dieser Ziele erfolgt auf Gemeindeebene unter Berücksichtigung 
der kommunalen Einordnung in Strukturräume, Siedlungsachsen und das System der 
zentralen Orte. 

Nach Maßgabe des LEP Siedlung zählen die Ortsteile Wehingen und Tünsdorf zum Nah-
bereich des Grundzentrums Mettlach, das wiederum dem Mittelzentrum Merzig zugeord-
net ist. Die Gemeinde Mettlach selbst wird der Raumkategorie „Ländlicher Raum“ zuge-
wiesen. 

Für den vorliegenden Bebauungsplan, der ausschließlich die planungsrechtliche Grund-
lage für die Erneuerung eines bestehenden Windparks schafft und keine siedlungsstruk-
turellen Entwicklungen zum Gegenstand hat, ist der LEP Siedlung nicht relevant. Eine Be-
rührung mit den siedlungspolitischen Zielen, insbesondere in Bezug auf Wohnbauent-
wicklung oder Einzelhandel, besteht nicht. 

4.2 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 

Nach § 8 Abs. 2 BauGB ist ein Bebauungsplan grundsätzlich aus dem Flächennutzungsplan 
zu entwickeln.  

Im Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Mettlach, Teiländerung „Windpark Wehin-
gen / Tünsdorf“ vom April 1999, ist der Bereich des Windparks bereits als Sonderbauflä-
che für die Nutzung der Windenergie dargestellt. Ergänzend ist die landwirtschaftliche 
Nutzung im übrigen Bereich ausgewiesen. Die planungsrechtliche Grundlage für den be-
stehenden Windpark wurde somit bereits im Rahmen der ursprünglichen Planung ge-
schaffen. Die Darstellung im FNP umfasst alle Flächen, die im vorliegenden Änderungsver-
fahren für das Repowering in Anspruch genommen werden sollen. 

Die neuen Standorte der geplanten Windenergieanlagen liegen vollständig innerhalb der 
im FNP dargestellten Sonderbauflächen. Somit entspricht die Bebauungsplanänderung 
den Vorgaben des § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB und ist aus dem Flächennutzungsplan entwi-
ckelt. 

Eine erneute oder weitergehende Änderung des Flächennutzungsplans ist daher nicht er-
forderlich, da die bestehenden Darstellungen die vorgesehenen Nutzungen planungs-
rechtlich abdecken. 

Darüber hinaus ist der Geltungsbereich Teil des Sachlichen Teilflächennutzungsplans 
„Windenergie“ der Gemeinde Mettlach, der im Zuge der Umsetzung der landesplaneri-
schen Vorgaben zur Windenergie ausgewiesen wurde. Im Teilflächennutzungsplan Wind-
energie ist der Bereich als Konzentrationszone für Windenergienutzung gemäß § 35 Abs. 3 
Satz 3 BauGB festgelegt. Damit wird dem Ausschlussgebot für die übrigen Außenbereichs-
flächen Rechnung getragen und eine rechtswirksame Steuerung der Windenergienutzung 
innerhalb des Gemeindegebiets vorgenommen. 

Die Repowering-Maßnahme steht somit vollständig im Einklang mit der aktuellen Flächen-
nutzungsplanung der Gemeinde Mettlach, einschließlich der rechtswirksam dargestellten 
Konzentrationszonen im sachlichen Teilflächennutzungsplan. Die Maßnahme dient der 
planerischen Zielsetzung, vorhandene Potenzialflächen effizient weiterzuentwickeln und 
die Nutzung erneuerbarer Energien innerhalb bestehender Standorte zu stärken – ohne 
zusätzliche Flächen im Außenbereich neu zu beanspruchen. 
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Abbildung 5: Sachlicher Teilflächennutzungsplan Windenergie 

4.3 RESTRIKTIONEN FÜR DIE PLANUNG  

Die Bebaubarkeit des Plangebietes wird durch verschiedene fachliche und rechtliche Rest-
riktionen bestimmt. Diese betreffen insbesondere immissionsschutzrechtliche Anforde-
rungen, Belange des Luftverkehrs, den Schutz angrenzender FFH-Gebiete sowie einzuhal-
tende Schutzabstände zu bestehenden Infrastrukturtrassen. Die daraus resultierenden 
Festlegungen sind bei der Ausweisung von Bauflächen zu berücksichtigen und planungs-
rechtlich zu sichern. 

Bei der Beschreibung der nachfolgenden Restriktionen wurden neben den fachgesetzli-
chen Anforderungen auch die Erkenntnisse aus dem frühzeitigen Beteiligungsverfahren 
aus dem Jahr 2023gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB berücksichtigt. Im Rahmen die-
ser frühzeitigen Beteiligung war ein früherer Repowering-Vorschlag eines anderen Vorha-
benträgers mit lediglich vier geplanten Windenergieanlagen Gegenstand der Erörterung. 
Die dort eingebrachten fachlichen Hinweise und Bedenken wurden in die jetzige Planung 
– mit geänderter Vorhabenträgerschaft und sechs Anlagen – systematisch übernommen 
und bewertet. 

4.3.1 Immissionsschutzrechtliche Anforderungen: Lärm- und Schattenemissio-
nen 

Die geplanten Windenergieanlagen unterliegen den Anforderungen des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG) und der TA Lärm. Nach § 50 BImSchG sind technische Anla-
gen so zu errichten und zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf Wohn- 
und sonstige schutzbedürftige Gebiete auf das unvermeidbare Maß reduziert werden. Für 
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die angrenzenden Siedlungsbereiche wurden folgende Immissionsrichtwerte gemäß TA 
Lärm zugrunde gelegt: 

• Reine Wohngebiete: 50 dB(A) tags / 35 dB(A) nachts 

• Allgemeine Wohngebiete: 55 dB(A) tags / 40 dB(A) nachts 

• Misch- und Dorfgebiete: 60 dB(A) tags / 45 dB(A) nachts 

Ein schalltechnisches Gutachten wurde erstellt und berücksichtigt die konkreten Stand-
orte und technischen Daten der geplanten Anlagen. Die Einhaltung der Richtwerte wird 
dort nachgewiesen und im Genehmigungsbescheid nach BImSchG durch Nebenbestim-
mungen gesichert 

Für den Schattenschlag gilt die Begrenzung auf max. 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden 
pro Jahr an schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen. Die Windenergieanlagen werden mit 
automatischen Schattenabschaltungen ausgerüstet, um diese Werte sicher einzuhalten. 
Die Umsetzung dieser Maßnahme ist als Festsetzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB vor-
gesehen 

4.3.2 Luftverkehrsrechtliche Anforderungen nach LuftVG 

Da die geplanten Windenergieanlagen Höhen über 100 m erreichen, gelten sie gemäß 
§§ 12–18 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) als luftfahrthindernisrelevante Bauwerke. Ihre Er-
richtung bedarf daher der Anzeige bei der zuständigen Luftfahrtbehörde. Die Anlagen sind 
mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) auszustatten, deren Art und 
Ausführung im luftrechtlichen Genehmigungsverfahren festgelegt wird. 

4.3.3 Abstandserfordernisse zur Bundesautobahn A 8 

Nach § 9 Abs. 1 FStrG ist ein Schutzstreifen von mindestens 40 m zur Außenkante der Au-
tobahnfahrbahn freizuhalten. Die Autobahn GmbH hat darüber hinaus auf mögliche abs-
trakte Gefährdungen durch Eiswurf, Rotorbruch, ablenkende Rotorbewegungen und 
Sichtbeziehungen hingewiesen und fordert – wie in vergleichbaren Fällen – die Einhaltung 
eines Abstands von mindestens 1,5-facher Kipphöhe (ca. 393,75 m bei 262,5 m Kipphöhe) 
zwischen Mastfuß und Autobahnrand 

Die geplanten Standorte der Windenergieanlagen wahren bis auf die südlichste mindes-
tens die Kipphöhe, teilweise sogar mehr. Ein Gutachten zur Gefährdungsabschätzung liegt 
vor und bestätigt, dass keine erhöhte Gefährdung für den Straßenverkehr besteht. Die 
Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit wurde als erfüllt eingestuft. Der Erschließungs-
verkehr wird über das nachgeordnete Straßennetz geführt. 

4.3.4 Schutzabstände zur 110-kV-Freileitung (VSE HL 136) 

Der Verlauf der Hochspannungsfreileitung HL 136 der VSE wurde bei der Standortplanung 
berücksichtigt. Für die Leitung gilt ein Schutzstreifen von 50 m (je 25 m beidseits der Tras-
senachse). Darüber hinaus ist ein technischer Mindestabstand von 115 m zwischen Lei-
tungsachse und Turmachse einzuhalten (gemäß DIN EN 50341-2-4 / VDE 0210-2-4). 

Die Kranstellflächen sind leitungsauswärts anzulegen. Die genauen Standorte der Kräne 
sowie die Typen der eingesetzten Geräte sind der VSE vorab zur Zustimmung vorzulegen. 
Auch bei temporären Querungen durch Baustraßen oder Wege ist die Zustimmung der 
VSE einzuholen. 

Die 110-kV-Freileitung sowie der zugehörige Schutzbereich werden im Bebauungsplan 
nachrichtlich dargestellt. Detailanforderungen zur Bauausführung, insbesondere zur Lage 
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von Kranstellflächen, Baugeräten und temporären Querungen, werden im immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren in Abstimmung mit dem Leitungsträger fest-
gelegt. 

4.3.5 Schutzstreifen der Ferngasleitung (PLEDOC GmbH, DN 500) 

Durch das südliche Plangebiet verläuft eine Hochdruck-Ferngasleitung DN 500. Für diese 
gilt gemäß DVGW-Regelwerk ein Schutzstreifen von 10 m (5 m beidseits der Leitungs-
achse). Innerhalb dieses Streifens sind keine Windenergieanlagen, Kranstellflächen, Fun-
damente oder Erschließungsanlagen zulässig. 

Alle Maßnahmen im Einflussbereich der Leitung sind mit dem Leitungsträger sowie der 
zuständigen Betriebsgesellschaft (OGE) frühzeitig abzustimmen. Der Leitungsverlauf wird 
im Bebauungsplan nachrichtlich übernommen 

4.3.6 Artenschutzrechtliche Anforderungen und Natura-2000 

Das Plangebiet liegt außerhalb förmlich festgesetzter Schutzgebiete, jedoch in rund 700 m 
Entfernung zum FFH-Gebiet „Kewelsberg zwischen Tünsdorf und Wehingen“. Eine FFH-
Vorprüfung gemäß § 34 BNatSchG wurde durchgeführt. Die artenschutzrechtliche Prü-
fung nach § 44 BNatSchG erfolgte durch ein spezialisiertes Fachbüro und berücksichtigt 
relevante Arten (u. a. Rotmilan, Schwarzstorch und verschiedene Fledermausarten). 

Die Untersuchungen zeigen, dass artenschutzrechtliche Konflikte grundsätzlich vermeid-
bar sind, sofern geeignete Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen umgesetzt wer-
den. 

Hierzu zählen insbesondere betriebliche Abschaltregelungen für kollisionsgefährdete Vo-
gelarten sowie standortspezifische Abschaltalgorithmen zum Schutz von Fledermäusen. 
Die konkrete Ausgestaltung dieser Maßnahmen wird im immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren festgelegt. 

Zur Sicherung der ökologischen Funktion von Fortpflanzungsstätten bodenbrütender Vo-
gelarten, insbesondere der Feldlerche, können vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen) erforderlich werden. Hierzu zählen insbesondere Lerchenfenster sowie ex-
tensiv bewirtschaftete Blüh- und Brachestreifen. 

5 PLANFESTSETZUNGEN 

5.1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

5.1.1 Sonstiges Sondergebiet – SO WEA – Zweckbestimmung Windenergie (§ 11 
Abs. 2 BauNVO) 

Festsetzung 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes wird gem. 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
und § 11 BauNVO ein Sonstiges Sondergebiet – Gebiet für Anlagen, die der Nutzung von 
Windenergie dienen, bestehend aus sechs Teilbereichen festgesetzt. 

Zulässige Arten von Nutzungen sind: 

1. max. 1 Anlage für die Nutzung von Windenergie an den durch Baugrenzen ge-
kennzeichneten Standorten, 

2. eine Transformatorenstation je Anlage, 
3. eine wasserdurchlässig befestigte Zuwegung von max. 5,0 m Breite je Anlage (in 

Kurvenbereichen darf die Zuwegung auch breiter ausgebildet werden), 
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4. ein wasserdurchlässig befestigter Kranstellplatz von max. 50,0 m x 30,0 m je An-
lage, 

5. zusätzlich erforderliche Böschungen zum Gefälleausgleich und temporär befes-
tigte Lager- und Montageflächen (Arbeitsbereiche am WEA-Standort in einer 
Größe von max. 115 x 75 m je Anlage); diese Flächen sind ausschließlich für Bau- 
und Wartungszwecke zulässig und nach Abschluss der Bauarbeiten in einen 
landschaftsgerechten Zustand zurückzuführen. 

6. alle sonstigen für die Errichtung, den Betrieb und die Wartung der Windenergie-
anlagen erforderlichen Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, soweit sie 
funktional der Windenergienutzung zugeordnet und gegenüber der Hauptanlage 
untergeordnet sind. 

7. die landwirtschaftliche Nutzung der Flächen sowie die Nutzung bestehender 
landwirtschaftlicher Wege und Wirtschaftswege. 

Erklärung / Begründung 

Zur Umsetzung des Repowering-Vorhabens und der planungsrechtlichen Sicherung der 
Standorte für sechs moderne Windenergieanlagen wird im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11 Abs. 2 BauNVO ein Sonstiges Son-
dergebiet mit der Zweckbestimmung „Windenergie“ (SO WEA) festgesetzt. Dieses gliedert 
sich in sechs räumlich getrennte Teilflächen, die jeweils einem konkreten Anlagenstandort 
zugeordnet sind. 

Die Ausweisung eines „Sonstigen Sondergebiets“ erfolgt, da die in § 11 Abs. 2 BauNVO 
eröffnete Möglichkeit besteht, Nutzungen zuzulassen, die nicht unter die Baugebietsty-
pen der §§ 2 bis 10 BauNVO fallen, jedoch städtebaulich sinnvoll einer eigenständigen 
Gebietskategorie zugewiesen werden können. Windenergieanlagen stellen aufgrund ih-
rer Höhe, technischen Ausgestaltung und Auswirkungen auf die Umgebung eine eigen-
ständige Nutzungsform dar, die eine gesonderte planungsrechtliche Steuerung erforder-
lich macht. 

Die Festsetzung erlaubt pro Teilbereich die Errichtung jeweils einer Windenergieanlage 
innerhalb der durch Baugrenzen eindeutig definierten Standorte. Dies gewährleistet eine 
rechtssichere Positionierung der Anlagen unter Beachtung aller immissionsschutzrechtli-
chen, technischen und naturschutzfachlichen Anforderungen. Die Anlage von Transfor-
matorenstationen, die der Umspannung und Weiterleitung des erzeugten Stroms dienen, 
ist je WEA ebenfalls zulässig und funktional erforderlich. 

Die Erschließung der einzelnen Anlagenstandorte erfolgt über wasserdurchlässig befes-
tigte Zuwegungen mit einer Regelbreite von max. 5,0 m. Eine Erweiterung in Kurvenbe-
reichen ist vorgesehen, um Schwertransporte und Baustellenverkehr sicher führen zu 
können. Die Versickerungsfähigkeit der Flächen wird durch den Verzicht auf eine Versie-
gelung und die Verwendung geeigneter Materialien sichergestellt. 

Für die Errichtung und Wartung der Anlagen ist pro Standort die Anordnung eines Kran-
stellplatzes (max. 50 m × 30 m) erforderlich. Daneben sind temporäre Lager- und Monta-
geflächen in einem Bereich von max. 115 m × 75 m vorgesehen, um die Montage der 
Großkomponenten und die Baustelleneinrichtung zu ermöglichen. Diese Flächen dienen 
ausschließlich während der Bauphase sowie bei Instandhaltungen. Nach Abschluss der 
Bauarbeiten sind nicht dauerhaft benötigte Montage- und Lagerflächen zurückzubauen 
und wieder einer landwirtschaftlichen Nutzung zuzuführen. 

Darüber hinaus sind alle sonstigen für die Errichtung, den Betrieb und die Unterhaltung 
erforderlichen Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO im Sondergebiet zulässig. Hierzu 
zählen insbesondere technische Einrichtungen der Energieübertragung und -steuerung, 
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Containeranlagen, Park- und Wartungsflächen sowie weitere betriebsnotwendige unter-
geordnete bauliche Einrichtungen. 

Die landwirtschaftliche Nutzung bleibt innerhalb der Flächen grundsätzlich zulässig und 
wird ausdrücklich in die Festsetzung aufgenommen. Hierdurch wird die Mehrfachnutzung 
der Flächen gesichert, Flurstücke bleiben erschließbar, und bestehende Feldwirtschafts-
wege können weitergenutzt bzw. im Zuge des Vorhabens qualifiziert werden. 

Die Gebietsausweisung entspricht dem Ziel, die Windenergienutzung an einem bereits 
etablierten Standort auf aktuelle technische Standards zu heben, dabei aber die Inan-
spruchnahme neuer Flächen zu vermeiden und die raumordnerische Konzentrationswir-
kung zu erhalten. Die Festsetzung schafft damit die planungsrechtliche Grundlage für ein 
geordnetes, umweltverträgliches und rechtskonformes Repowering im Einklang mit den 
Zielen des Klimaschutzes und der Energiewende. 

5.2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

5.2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 18 BauNVO) 

Im Falle des vorliegenden Bebauungsplanes wird auf eine Festsetzung der Höhe baulicher 
Anlagen verzichtet. 

Die maßgebliche Rechtsgrundlage für den Verzicht auf eine Höhenfestsetzung findet sich 
in § 4 Abs. 1 Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG), der die Voraussetzungen für 
die Anrechenbarkeit von Flächen auf die bundesrechtlichen Flächenbeitragswerte regelt. 
Nach § 4 Abs. 1 Satz 5 WindBG sind Flächen nicht anrechenbar, wenn in Bauleitplänen, 
die nach dem 1. Februar 2023 wirksam werden, Festsetzungen zur Höhe baulicher Anla-
gen enthalten sind. 

Diese Bestimmung hat weitreichende Konsequenzen für die Aufstellung von Bebauungs-
plänen, die Windenergieanlagen ausweisen. Das Windenergieflächenbedarfsgesetz ver-
folgt das Ziel, den Ausbau der Windenergie an Land durch verbindliche Flächenbeitrags-
werte für die Bundesländer zu beschleunigen. Hierzu sind in § 3 WindBG verbindliche Flä-
chenbeitragswerte für jedes Bundesland festgelegt, die bis zu bestimmten Stichtagen 
(Ende 2027 und Ende 2032) erreicht werden müssen. Um diese Flächenziele zu erreichen, 
müssen die Bundesländer in ihren Raumordnungs- und Bauleitplänen entsprechende Flä-
chen für die Windenergienutzung ausweisen. 

Gemäß § 4 WindBG sind jedoch nur solche Flächen auf die Flächenbeitragswerte anre-
chenbar, die bestimmten Kriterien entsprechen. Satz 5 dieser Vorschrift stellt explizit klar, 
dass Flächen, die in Bebauungsplänen mit Inkrafttreten nach dem 1. Februar 2023 Höhen-
festsetzungen für Windenergieanlagen enthalten, von der Anrechenbarkeit ausgeschlos-
sen sind. Dies bedeutet, dass bei Festsetzung einer maximalen Anlagenhöhe in einem 
nach dem 1. Februar 2023 in Kraft tretenden Bebauungsplan die im Plangebiet ausgewie-
senen Flächen nicht auf die für das Saarland geltenden Flächenbeitragswerte angerechnet 
werden könnten. 

Die Nichtanrechenbarkeit dieser Flächen hätte potenziell negative Auswirkungen auf die 
Fähigkeit des Saarlandes, die im WindBG vorgegebenen Ausbauziele für die Windenergie 
fristgerecht zu erreichen. Angesichts des übergeordneten Ziels des WindBG, den Ausbau 
erneuerbarer Energien im nationalen Interesse zu forcieren, ist es daher geboten, Bebau-
ungspläne für Windenergiegebiete so zu gestalten, dass die ausgewiesenen Flächen auch 
tatsächlich auf die Flächenbeitragswerte angerechnet werden können. Der Verzicht auf 
eine Höhenfestsetzung ist somit eine direkte Folge der rechtlichen Vorgaben des § 4 Abs. 
Satz 5 WindBG und dient dazu, die Anrechenbarkeit der Flächen zu gewährleisten und 
somit einen Beitrag zur Erreichung der nationalen und landesweiten Ausbauziele zu leis-
ten. 
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Für die Beurteilung der Umweltauswirkungen der geplanten Windenergieanlagen – ins-
besondere im Hinblick auf das Landschaftsbild – wird im Umweltbericht auf Grundlage 
der derzeit vorgesehenen Anlagenplanung des Typs Enercon E-175 EP5 von folgenden 
technischen Kenndaten ausgegangen: 

• Gesamthöhe: 262,5 m 

• Nabenhöhe: 175,0 m 

• Rotorradius: 87,5 m 

5.2.2 Größe der Grundfläche der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO 
i.V.m. § 19 BauNVO) 

Festsetzungen 

Die maximale zulässige Grundfläche (GR) wird für jeden Windenergieanlagen-Standort 
einzeln festgesetzt (siehe Planeinschrieb). Darin enthalten sind folgende bauliche Anla-
gen: 

• Montageflächen und temporäre Arbeitsbereiche für Errichtung und Wartung 

• Fundament 

• Turm 

• Treppe 

• Containerfläche 

• Zuwegung 

• Parkfläche 

• Lagerfläche 

• Kranstellfläche 

• temporäre Sammelstellen für baubedingte Abfälle 

Mindestens 70% der jeweils festgesetzten zulässigen Grundfläche (GR) ist in wasserdurch-
lässiger Bauweise zu realisieren. 

Erklärung / Begründung 

Gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO kann im Bebauungsplan die zulässige Grundfläche (GR) 
als Maß der baulichen Nutzung festgesetzt werden. Die zulässige Grundfläche bezeichnet 
nach § 19 Abs. 2 BauNVO die Fläche eines Baugrundstücks, die von baulichen Anlagen 
überdeckt werden darf. Dabei sind neben Gebäuden auch sonstige dauerhaft befestigte 
oder funktional zugeordnete Flächen einzubeziehen, die für Errichtung, Betrieb oder War-
tung der Windenergieanlagen erforderlich sind. 

Im vorliegenden Bebauungsplan wird die maximal zulässige Grundfläche je Windenergie-
anlagenstandort auf 8.700 m² begrenzt. Dieser Wert berücksichtigt sämtliche funktions-
bezogenen Teilflächen, die für die Errichtung, den Betrieb und die Unterhaltung einer mo-
dernen Windenergieanlage erforderlich sind. Hierzu zählen insbesondere: 

• die Montagefläche für den Aufbau der Anlage, 

• das Fundament und der Turmbereich, 

• der Zugang über Treppen oder Podeste, 

• technische Nebenanlagen wie Containerflächen oder Schaltkästen, 
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• die Zuwegung zur Erschließung des Standorts, 

• Parkflächen für Wartungsfahrzeuge, 

• Lager- und Umschlagsflächen, 

• die Kranstellfläche für Errichtung und spätere Wartung, 

• sowie temporäre Sammelstellen für baubedingte Abfälle während der Bauphase. 

Die Festlegung der Grundfläche ermöglicht eine klare baurechtliche Obergrenze der Flä-
cheninanspruchnahme und dient damit dem Schutz vor übermäßiger Versiegelung, der 
Eingrenzung des Eingriffs in Natur und Landschaft sowie der Kontrolle der städtebaulichen 
Auswirkungen. Die Begrenzung auf 8.700 m² je Standort wurde unter Berücksichtigung 
aktueller technischer Anforderungen, betrieblicher Erfahrungen und vergleichbarer Pro-
jekte gewählt. Temporär benötigte Montage- und Lagerflächen sind nach Abschluss der 
Bauarbeiten zurückzubauen und wieder einer landwirtschaftlichen Nutzung zuzuführen. 

Zur Reduktion versiegelter Flächen und Förderung der Versickerungsfähigkeit wird im Be-
bauungsplan zusätzlich festgelegt, dass mindestens 70 % der zulässigen Grundfläche in 
wasserdurchlässiger Bauweise (z. B. Schotterrasen, Rasengittersteine oder offenporige 
Pflasterungen) auszuführen sind. Diese Maßgabe trägt den Anforderungen des Boden-
schutzes (§ 1a Abs. 2 BauGB), des Wasserhaushalts (§ 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB) sowie der 
Eingriffsregelung (§ 15 BNatSchG) Rechnung und stellt sicher, dass das Repowering mög-
lichst umweltschonend erfolgt. 

Die folgende Abbildung zeigt einen typischen Arbeitsbereich im Umfeld einer Windener-
gieanlage: 

 

Abbildung 6: Arbeitsbereich und Windenergieanlage 
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5.3 BAUWEISE (§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO) 

Festsetzung 

Im Sondergebiet wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Gem. § 22 Abs. 4 BauNVO 
und in Anwendung des § 7 Abs. 8 LBO wird im SO die Tiefe der Abstandsfläche auf 0,25 H 
(Nabenhöhe + Rotorradius), gemessen ab dem geometrischen Mittelpunkt des Mastes, 
festgesetzt. Die Tiefe der Abstandsfläche beträgt mindestens den Abstand der senkrecht 
stehenden Rotorblattspitze vom Mastmittelpunkt auf Nabenhöhe zuzüglich 3 m. 

Erklärung / Begründung 

Für das Sondergebiet „Windenergie“ (SO WEA) wird im Bebauungsplan eine abweichende 
Bauweise im Sinne des § 7 Abs. 8 der Landesbauordnung des Saarlandes (LBO SL) festge-
setzt. Diese Regelung ermöglicht es, für Windenergieanlagen im Bebauungsplan beson-
dere Abstandsflächen festzusetzen, die von den allgemeinen bauordnungsrechtlichen Re-
gelungen abweichen. 

In § 7 Abs. 8 LBO heißt es: 

„Für Windenergieanlagen gelten die Absätze 4 bis 7 nicht. Die Abstandsfläche von Wind-
kraftanlagen ist ein Kreis um den geometrischen Mittelpunkt des Mastes. Die Tiefe der 
Abstandsfläche beträgt im Außenbereich oder in Sondergebieten für Windenergie 0,25 H 
und im Übrigen 0,4 H. Dabei ist H die größte Höhe, die sich bei Anlagen mit Horizon-
talachse aus der Höhe der Rotorachse über dem Mastmittelpunkt zuzüglich des Rotorra-
dius und bei Anlagen mit Vertikalachse aus der Gesamtlänge von Mast und Rotorachse 
errechnet.In allen Fällen muss die Tiefe der Abstandsfläche bei Anlagen mit Horizon-
talachse mindestens dem Abstand der senkrecht stehenden Rotorblattspitze vom Mast-
mittelpunkt auf Nabenhöhe und bei Anlagen mit Vertikalachse mindestens dem größt-
möglichen horizontalen Abstand des äußeren Randes des Rotors vom Mastmittelpunkt, 
jeweils zuzüglich 3 m, entsprechen. Bei der Ermittlung von H nach Satz4 und der Abstände 
nach Satz 5 ist auf die Bauteile der Windenergieanlagen im ruhenden Betriebszustand ab-
zustellen.“ 

In der Praxis entspricht die Abstandsfläche bei Anlagen mit Horizontalachse im Wesentli-
chen dem Radius des Rotorkreises zuzüglich eines Sicherheitszuschlags von 3 m. 

Windenergieanlagen stellen aufgrund ihrer Höhe und technischen Bauweise eine Sonder-
form baulicher Anlagen dar, die sich nicht sinnvoll in die klassischen Bauweisen nach §§ 
22–24 BauNVO einordnen lassen. Die dort geregelten Bauweisen betreffen vorwiegend 
klassische Baugebiete wie Wohn- oder Mischgebiete und sind auf technisch-infrastruktu-
relle Großanlagen wie Windenergieanlagen nicht anwendbar. Vielmehr wird im Sonder-
gebiet gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO eine eigenständige städtebauliche Regelung getroffen, 
um den besonderen Anforderungen der Nutzung gerecht zu werden. 

Die in diesem Bebauungsplan gewählte Festsetzung der Abstandsflächentiefe orientiert 
sich an der Gesamthöhe der Windenergieanlage (Nabenhöhe + Rotorradius) und stellt ei-
nen funktionalen Ausgleich zwischen Sicherheitsbedürfnissen, Flächenbedarf und techni-
scher Notwendigkeit dar. 

Im Einzelnen wird festgesetzt: 

• Die Tiefe der Abstandsfläche beträgt 0,25 H, wobei H der Gesamthöhe der Anlage 
entspricht (Nabenhöhe 175 m + Rotorradius 87,5 m = 262,5 m). Daraus ergibt sich 
eine Abstandsflächentiefe von ca. 65,6 m, gemessen ab dem geometrischen Mit-
telpunkt des Mastes. 
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• Zusätzlich gilt: Die Tiefe der Abstandsfläche beträgt mindestens 3 m, gemessen 
vom äußeren Rand der vom Rotor bestrichenen Fläche. Dies stellt sicher, dass die 
Rotorbewegung nicht in angrenzende Bereiche hineinreicht. 

Die Kombination beider Vorgaben dient der rechtssicheren Begrenzung möglicher Über-
schreitungen in Nachbarbereiche, stellt aber auch sicher, dass innerhalb des Projekts eine 
effiziente Nutzung der planfestgesetzten Flächen möglich bleibt. Zugleich wird ein bau-
ordnungsrechtlich ausreichender Sicherheitsabstand zur Vermeidung möglicher Gefähr-
dungen (z. B. durch Eiswurf oder Bauteilversagen) sichergestellt. 

Diese Festsetzung wurde in Abstimmung mit den zuständigen Fachbehörden und unter 
Berücksichtigung einschlägiger Fachgutachten vorgenommen. Sie entspricht der Pla-
nungspraxis vergleichbarer Repowering-Projekte im Saarland und ist damit auch überört-
lich abgestimmt. 

5.4 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN (§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 
BAUNVO) 

Festsetzungen 

Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen im vorliegenden 
Bebauungsplan durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt, die dem Plan zu entneh-
men sind. 

Die Aufstellung von Windenergieanlagen ist ausschließlich im Bereich der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. Die Standorte der Windenergieanlagen (Turm und Funda-
ment) sind ausschließlich innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. Ein Überstreichen der Baugrenzen durch die Rotorblätter ist zulässig. 

Eine Überschreitung der überbaubaren Fläche (Grundfläche) ist zulässig für Nebenanla-
gen, Zufahrten und die Anlage einer Kranstellfläche. Die überbaubaren und nicht über-
baubaren Flächen innerhalb des Sondergebietes, die nicht durch die Windenergieanlage 
(Turm und Fundamente) inkl. Nebenanlagen und Nebenflächen genutzt werden, werden 
landwirtschaftlich genutzt. Eine Fortführung von Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung innerhalb des Sondergebietes ist zulässig. 

Erklärung / Begründung 

Gemäß § 23 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) können im Bebauungsplan 
durch Baugrenzen die Flächen bestimmt werden, auf denen bauliche Anlagen zulässig 
sind. Baugrenzen stellen dabei eine verbindliche planungsrechtliche Linie dar, bis zu der – 
jedoch nicht darüber hinaus – Gebäude oder bauliche Anlagen errichtet werden dürfen. 
Sie definieren somit die überbaubaren Grundstücksflächen im Sinne der BauNVO. 

Im vorliegenden Bebauungsplan für das Sondergebiet „Windenergie“ werden die Stand-
orte der Windenergieanlagen (WEA) durch die Festsetzung von Baugrenzen eindeutig 
räumlich bestimmt. Innerhalb dieser überbaubaren Flächen ist die Errichtung der Wind-
energieanlagen einschließlich Fundament, Turm und Maschinenhaus sowie zugehöriger 
technischer Nebenanlagen zulässig. 

Um eine sichere und präzise Positionierung der großtechnischen Anlagen zu gewährleis-
ten, ist im Bebauungsplan geregelt, dass der Turmstandort der Windenergieanlage ein-
schließlich Fundament innerhalb der festgesetzten Baugrenzen liegen muss. Ein Über-
streichen der Baugrenzen durch die Rotorblätter ist zulässig, da diese keine dauerhaft 
überbaute Fläche darstellen. Diese Anforderung dient der rechtssicheren Steuerung des 
Anlagenlayouts und beugt möglichen Konflikten mit angrenzenden Nutzungen oder öf-
fentlich-rechtlichen Anforderungen vor. 
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Gleichzeitig wird – im Sinne einer funktional erforderlichen Betriebsfläche – festgelegt, 
dass bestimmte ergänzende Maßnahmen auch außerhalb der Baugrenzen zulässig sind. 
Dazu zählen insbesondere: 

• die Kranstellflächen für Aufbau und Wartung, 

• Zufahrten und Baustraßen zur Erschließung der Anlagen, 

• sowie untergeordnete Nebenanlagen (z. B. „temporäre Sammelstellen für baube-
dingte Abfälle“, Containerplätze), sofern sie keine dauerhafte bauliche Nutzung 
im engeren Sinne darstellen. 

Die außerhalb der Baugrenzen liegenden Flächen im Sondergebiet, die nicht dauerhaft 
durch technische Anlagen beansprucht werden, bleiben der landwirtschaftlichen Nutzung 
vorbehalten. Damit wird eine Mehrfachnutzung der Flächen ermöglicht und die Ein-
griffsintensität des Vorhabens reduziert. Die Festsetzung dient auch der Flurschonung so-
wie dem Ziel, Eingriffe in Natur und Landschaft möglichst gering zu halten (§ 1a BauGB). 

Zudem ist innerhalb des Sondergebiets die Fortführung von Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung, wie z. B. bestehenden landwirtschaftlichen Wegen, zulässig. Diese 
können sowohl der Zuwegung zum Windpark als auch der landwirtschaftlichen Erschlie-
ßung benachbarter Flächen dienen. Eine funktionale Überlagerung dieser Wege ist pla-
nungsrechtlich gewollt und unterstützt die effiziente Flächennutzung. 

Die gewählte Festsetzung sorgt somit für eine klare, technisch begründete und rechtlich 
belastbare Abgrenzung der baulich nutzbaren Bereiche im Sondergebiet und schafft 
gleichzeitig planerischen Spielraum für eine wirtschaftlich und ökologisch verträgliche 
Umsetzung des Repowering-Vorhabens. 

5.5 VERKEHR 

5.5.1 Verkehrsanbindung und verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Sondergebiets „Windenergie“ erfolgt über das beste-
hende land- und forstwirtschaftliche Wegenetz sowie über das kommunale Straßennetz 
der Gemeinde Mettlach, das an das nachgeordnete Straßennetz sowie die übergeordnete 
Verkehrsachse BAB 8 anbindet. Die Zufahrt zu den einzelnen Standorten der Windener-
gieanlagen ist über vorhandene Feld- und Wirtschaftswege grundsätzlich gegeben. Zur 
Herstellung einer dauerhaften sowie baulogistisch belastbaren Erschließung können diese 
Wege im erforderlichen Umfang verbreitert und hinsichtlich ihrer Tragfähigkeit ertüchtigt 
werden. 

Die Zuwegung zum Windpark erfolgt nicht über die Bundesautobahn A 8, sondern aus-
schließlich über das nachgeordnete kommunale Straßennetz sowie über vorhandene 
Wirtschaftswege. Dies entspricht auch den Anforderungen der Autobahn GmbH des Bun-
des, Niederlassung West. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist ein detailliertes 
Erschließungskonzept abzustimmen, um etwaige Konflikte mit der geplanten Rastanlage 
an der BAB 8 (Pellinger Berg) sowie mit bestehenden Verkehrsflüssen frühzeitig auszu-
schließen. 

Im südlichen Bereich des Plangebietes befindet sich eine bestehende Behelfszufahrt zur 
Bundesautobahn A 8, die im Zuge früherer Maßnahmen temporär hergestellt wurde. 
Diese Zufahrt ist nicht öffentlich gewidmet und stellt keine zulässige dauerhafte Erschlie-
ßung im straßenrechtlichen Sinne dar. Die Autobahn GmbH hat klargestellt, dass eine Nut-
zung dieser Behelfszufahrt für Bau- oder Betriebszwecke nicht zulässig ist und ausdrück-
lich untersagt wird. Eine planungsrechtliche Absicherung oder Integration dieser Zufahrt 
in die Projektumsetzung ist daher nicht vorgesehen. 
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Die gesamte verkehrliche Erschließung des Windparks ist somit ausschließlich über kom-
munale Straßen und vorhandene Wirtschaftswege sicherzustellen. Eine Nutzung der Au-
tobahnzufahrt ist weder planungsrechtlich zulässig noch Bestandteil des Erschließungs-
konzepts. 

Für den Transport von Großkomponenten, insbesondere von Turmsegmenten, Rotorblät-
tern und Kranteilen, sind temporäre Baustraßen und Kranstellflächen erforderlich. Deren 
Lage und Beschaffenheit wird so gewählt, dass bestehende Freileitungen und Schutzstrei-
fen (z. B. der VSE-Hochspannungsleitung) nicht beeinträchtigt werden. Die Baustraßen 
verlaufen ausschließlich auf projektinternen Flächen oder auf abgestimmten Trassen in-
nerhalb bestehender Wegebeziehungen, sodass eine öffentliche Inanspruchnahme ver-
mieden wird. 

Die vorhandenen Zuwegungen werden so ausgebaut, dass sie auch während der Betriebs-
phase als Service- und Wartungswege für die turnusmäßige Instandhaltung der Windener-
gieanlagen dienen können. Wo möglich, erfolgt der Ausbau in wassergebundener, was-
serdurchlässiger Bauweise, um negative Auswirkungen auf das Bodengefüge, die Versi-
ckerungsfähigkeit und die landwirtschaftliche Nutzung zu minimieren. 

Temporäre Baustraßen und Baustelleneinrichtungsflächen sind nach Abschluss der Bau-
arbeiten zurückzubauen und wieder einer landwirtschaftlichen Nutzung zuzuführen. 

Die verkehrliche Erschließung berücksichtigt darüber hinaus: 

• eine minimale Inanspruchnahme öffentlicher Straßenflächen, 

• eine funktionale Trennung von landwirtschaftlicher und baulicher Nutzung, 

• sowie die sichere Führung von Schwerlastverkehren unter Berücksichtigung der 
technischen Anforderungen für Kurvenradien, Steigungen und Traglasten. 

Die konkrete Trassierung, Dimensionierung und Bauweise der Zufahrten, Kranstellflächen 
und Baustraßen wird im Rahmen der Ausführungsplanung mit den zuständigen Fachbe-
hörden abgestimmt und in der Ausführung kontrolliert umgesetzt. 

Festsetzungen 

Die vorhandenen Feldwege und landwirtschaftlichen Wege sowie ausgewiesene Wege 
zur Erschließung der landwirtschaftlichen Fläche werden gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB als 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung festgesetzt. Ein Ausbau der Feldwirt-
schaftswege auf eine Breite von bis zu 4,5 m ist zulässig. 

5.6 VER- UND ENTSORGUNG 

Die Versorgung und Anbindung der geplanten Windenergieanlagen an das Stromnetz so-
wie der Umgang mit bestehenden Versorgungsleitungen wurden im Rahmen der Bauleit-
planung berücksichtigt und mit den zuständigen Trägern öffentlicher Belange abge-
stimmt. 

5.6.1 Stromnetzanschluss und Übergabepunkt 

Die geplante Netzeinspeisung des im Windpark erzeugten Stroms erfolgt über ein Um-
spannwerk, das außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans errichtet wird. Der 
Bebauungsplan bildet insoweit den künftig angestrebten und zwischen Vorhabenträger 
und Netzbetreiber abgestimmten Planungszustand ab. 

Eine Mittelspannungs-Übergabestation wird daher im Bebauungsplan nicht mehr festge-
setzt. 
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Die konkrete technische Ausgestaltung des Netzanschlusses, insbesondere der Kabelver-
lauf, die innere Verkabelung der Windenergieanlagen sowie die Anbindung an das außer-
halb des Plangebiets gelegene Umspannwerk, wird im Rahmen der weiteren Ausführungs- 
und Genehmigungsplanung mit dem zuständigen Netzbetreiber abgestimmt. 

Innerhalb des Plangebietes verläuft zudem eine 110-kV-Hochspannungsfreileitung der 
VSE. Der Schutzstreifen dieser Leitung beträgt 50 m (25 m beidseitig der Trassenachse). 
Die Standorte der geplanten Windenergieanlagen sowie die zugehörigen Kran- und Lager-
flächen wurden so gewählt, dass sie die nach DIN EN 50341-2-4 (VDE 0210-2-4) geforder-
ten Mindestabstände zu spannungsführenden Teilen sicher einhalten. Bauliche Maßnah-
men innerhalb des Schutzstreifens sind nur nach vorheriger Abstimmung und Zustim-
mung des Netzbetreibers zulässig. 

Die Leitungsverläufe sind in der Planzeichnung nachrichtlich übernommen und ermögli-
chen eine rechtssichere Berücksichtigung im Rahmen der baulichen Ausführung. 

5.6.2 Gasleitung und Schutzstreifen 

Im südlichen Bereich des Plangebiets verläuft eine Ferngasleitung DN 500, die durch einen 
10 m breiten Schutzstreifen (5 m beidseits der Achse) gesichert ist. Der Schutzstreifen ist 
im Bebauungsplan dargestellt. Jegliche Bautätigkeiten oder temporäre Nutzungen inner-
halb dieses Bereichs sind mit dem zuständigen Leitungsträger (PLEDOC GmbH bzw. OGE) 
im Vorfeld abzustimmen. Bauliche Anlagen innerhalb des Schutzstreifens sind grundsätz-
lich unzulässig. Eine Freigabe erfolgt im Rahmen des Baugenehmigungs- bzw. Leitungsan-
frageverfahrens. 

5.6.3 Entsorgung 

Während des Regelbetriebs der Windenergieanlagen fallen keine nennenswerten Abwas-
sermengen oder wassergefährdenden Stoffe an. In der Bau- und Rückbauphase ist mit 
transport- und lagerbedingten Abfällen zu rechnen, etwa Verpackungsmaterial, Beton-
reste oder Schmiermittel. Diese werden über temporäre Sammelstellen für baubedingte 
Abfälle vor Ort erfasst und gemäß Kreislaufwirtschaftsgesetz fachgerecht entsorgt. 

Da das Plangebiet in der Nähe einer geplanten Wasserschutzzone III liegt, ist der Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen auf das technisch erforderliche Maß zu beschränken. Die 
wasserwirtschaftlichen Anforderungen werden im Rahmen der Umweltprüfung berück-
sichtigt. Der Schutz des Bodens und des Grundwassers wird durch die Wahl geeigneter 
Materialien, wasserdurchlässige Beläge und eine ökologische bzw. umweltfachliche Bau-
begleitung während der Bauphase sichergestellt. 

Festsetzungen – Führung von Versorgungsanlagen und – leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 
BauGB) 

Die das Planungsgebiet querenden Versorgungsleitungen 

• 110kV-Hochspannungsfreileitung der VSE 

• Ferngasleitung DN 500 mit Begleitkabel (Betreiber PLEDOC) mit Schutzstreifen von 
10m Breite (beiderseits 5m) 

werden gem. Planzeichnung festgesetzt und in ihrer Lage planungsrechtlich berücksich-
tigt. 

Festsetzungen – Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die Zugänglichkeit der Leitungen wird durch ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten 
der Versorgungsträger innerhalb der dargestellten Streifen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 
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sowie innerhalb der gem. § 9 Abs. 6 BauGB dargestellten Schutzabstände nach energie-
rechtlichen Vorschriften gesichert. 

5.7 FLÄCHE FÜR DIE LANDWIRTSCHAFT (§ 9 ABS. 1 NR. 18 A BAUGB) 

Festsetzungen 

Der größte Teil des Planungsgebietes wird als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt. 
Innerhalb der Fläche für die Landwirtschaft sind landwirtschaftliche Wirtschaftswege, 
Feldwirtschaftswege und Anwandwege zulässig. 

Erklärung / Begründung: 

Diese Festsetzung dient dem Ziel, die bestehende landwirtschaftliche Nutzung des Ge-
biets dauerhaft zu sichern, Zerschneidungen zu vermeiden und Eingriffe auf das technisch 
und betrieblich erforderliche Maß zu begrenzen. 

Das Plangebiet ist bereits heute im Wesentlichen landwirtschaftlich geprägt. Die Ackerflä-
chen werden intensiv bewirtschaftet, und es bestehen funktionale Strukturen im Sinne 
einer flurstücksübergreifenden Nutzung durch ortsansässige landwirtschaftliche Betriebe. 
Die Ausweisung von landwirtschaftlichen Flächen im Bebauungsplan stellt sicher, dass die 
weiterhin nutzbaren Flächen planungsrechtlich gesichert sind und keine bauliche Inan-
spruchnahme außerhalb der ausgewiesenen Sonderbauflächen für Windenergieanlagen 
erfolgt. 

Innerhalb der Flächen für die Landwirtschaft sind Feldwirtschaftswege, Erschließungs- 
und Anwandwege als zulässige Wege und Erschließungsstrukturen ausgewiesen. Diese 
Wege dienen sowohl: 

• der landwirtschaftlichen Erschließung der Flächen, 

• als auch der funktionalen Verbindung zwischen den Anlagenstandorten, z. B. für 
Wartungs- und Servicefahrten im Rahmen des Anlagenbetriebs. 

Wo technisch möglich, erfolgt die Nutzung vorhandener Wege. Neue Wege oder Wegver-
breiterungen werden nur dort angelegt, wo dies aus betriebs- oder baulogistischen Grün-
den notwendig ist. Ziel ist die flurschonende Integration der Windenergienutzung in den 
landwirtschaftlichen Raum, ohne langfristige Nutzungskonflikte zu erzeugen. 

Die Festsetzung entspricht der Intention, Mehrfachnutzungen innerhalb des Sonderge-
biets zu ermöglichen, den landwirtschaftlichen Charakter der Fläche zu bewahren und die 
Anforderungen des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB (Belange der Landwirtschaft) in besonderem 
Maße zu berücksichtigen. 

5.8 IMMISSIONSSCHUTZ 

5.8.1 Schallimmissionen (aktualisiert nach Gutachten) 

Zur Beurteilung der von den geplanten Windenergieanlagen ausgehenden Geräu-
schimmissionen wurde eine schalltechnische Untersuchung durch das Ingenieurbüro 
Kuntzsch GmbH (Dresden) erstellt. Grundlage der Berechnung bildet die Schallimmissi-
onsprognose N-IBK-2120625-Rev.1 vom 02.10.2025. Die Berechnungen erfolgten auf Ba-
sis der DIN ISO 9613-2 unter Anwendung des für Windenergieanlagen üblichen Interims-
verfahrens. 

Untersucht wurden die Auswirkungen der geplanten sechs Windenergieanlagen des Typs 
ENERCON E-175 EP5 E2 mit einer Nennleistung von jeweils 7 MW auf die maßgeblichen 
Immissionsorte im Umfeld des Plangebiets. 



GEMEINDE METTLACH 
BEGRÜNDUNG VORENTWURF 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  
S e i t e  25 

Die Prognose berücksichtigt sowohl die Zusatzbelastung durch die geplanten Anlagen als 
auch die vorhandene Vorbelastung durch bestehende Windenergieanlagen und sonstige 
Schallquellen. 

Die Ergebnisse zeigen, dass die durch das Vorhaben verursachte Zusatzbelastung an allen 
maßgeblichen Immissionsorten die einschlägigen Immissionsrichtwerte der Technischen 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) einhält. 

Im Rahmen der Prüfung durch das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz des Saarlan-
des (LUA) wurde bestätigt, dass die Genehmigungsvoraussetzungen hinsichtlich der Ge-
räuschimmissionen erfüllt sind, sofern die im Genehmigungsverfahren vorgesehenen Auf-
lagen eingehalten werden. Schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche sind da-
nach nicht zu erwarten.  

An einzelnen Immissionsorten kann es aufgrund der Gesamtbelastung (Vorbelastung zu-
züglich Zusatzbelastung) rechnerisch zu geringfügigen Überschreitungen der Immissions-
richtwerte kommen. Diese resultieren jedoch überwiegend aus bereits vorhandenen 
Schallquellen. Die Zusatzbelastung durch die geplanten Windenergieanlagen leistet dabei 
nur einen untergeordneten Beitrag.  

Für den in der Prognose zugrunde gelegten Anlagentyp lag zum Zeitpunkt der Gutachten-
erstellung noch keine FGW-konforme Typvermessung vor. Zur Berücksichtigung der damit 
verbundenen Unsicherheiten wurde im Gutachten ein Sicherheitszuschlag von 2,1 dB an-
gesetzt.  

Im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren wird daher festgelegt, dass der 
Nachtbetrieb der Anlagen erst nach Vorlage einer entsprechenden Vermessung und nach 
Freigabe durch die zuständige Genehmigungsbehörde aufgenommen werden darf. Die 
endgültige Festlegung der zulässigen Betriebsparameter erfolgt im Genehmigungsbe-
scheid nach Bundes-Immissionsschutzgesetz. 

Die Windenergieanlagen sind entsprechend dem Stand der Lärmminderungstechnik zu 
errichten und zu betreiben. Insbesondere sind auffällige Ton- oder Impulshaltigkeiten zu 
vermeiden. 

Auswirkungen durch tieffrequente Geräusche an den maßgeblichen Immissionsorten sind 
nach Bewertung der Fachbehörde nicht zu erwarten.  

Die detaillierten Berechnungsergebnisse und Annahmen sind dem schalltechnischen Gut-
achten sowie dem Umweltbericht zu entnehmen. 

Hinweis zur planungsrechtlichen Steuerung 

Im Bebauungsplan werden keine eigenständigen Festsetzungen zur Begrenzung von 
Schallemissionen getroffen. Hintergrund ist, dass Windenergieanlagen dieser Größenord-
nung nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) genehmigungspflichtig sind. 
Die Prüfung der Einhaltung der Immissionsrichtwerte sowie die Festlegung erforderlicher 
Betriebsbeschränkungen erfolgt daher im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahren. 

Der Bebauungsplan schafft somit die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errich-
tung der Anlagen, während die detaillierte Steuerung der Emissionen dem dafür vorgese-
henen Fachverfahren vorbehalten bleibt. 

5.8.2 Schattenschlag 

Neben den Geräuschimmissionen wurde auch die durch die Windenergieanlagen verur-
sachte periodische Beschattung (Schattenwurf) untersucht. 
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Hierzu wurde eine Schattenwurfprognose des Ingenieurbüros Kuntzsch GmbH (Bericht S-
IBK-2130625-Rev.1 vom 02.10.2025) erstellt. Die Berechnung erfolgte mit der Simulati-
onssoftware proWind unter Berücksichtigung der geplanten Anlagenstandorte sowie der 
relevanten Immissionsorte im Umfeld. 

Die Untersuchung zeigt, dass es an einzelnen Immissionsorten bei ungünstigen astrono-
mischen Bedingungen zu Überschreitungen der zulässigen Beschattungsdauer kommen 
kann. Aus diesem Grund ist vorgesehen, alle Windenergieanlagen mit einer automati-
schen Schattenwurf-Abschalteinrichtung auszustatten.  

Durch diese technische Steuerung wird sichergestellt, dass die anerkannten Richtwerte 
für Schattenwurf eingehalten werden. Diese betragen: 

• maximal 30 Stunden pro Kalenderjahr für die astronomisch maximal mögliche Be-
schattungsdauer, 

• maximal 8 Stunden pro Kalenderjahr für die tatsächliche Beschattungsdauer so-
wie 

• maximal 30 Minuten pro Tag. 

Die Abschaltautomatik registriert die Sonnenscheindauer sowie die potenziellen Beschat-
tungszeiten an den maßgeblichen Immissionsorten und verhindert automatisch eine 
Überschreitung dieser Grenzwerte. 

Nach Abschluss der Inbetriebnahmephase ist zudem ein Abschaltkonzept vorzulegen, aus 
dem die programmierten Abschaltzeiten sowie die zugrunde gelegten Immissionsorte 
hervorgehen. Die entsprechenden Betriebsdaten sind zu dokumentieren und auf Anfor-
derung der Genehmigungsbehörde vorzulegen.  

Damit ist sichergestellt, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch periodischen Schat-
tenwurf vermieden werden. 

Festsetzung – Vorkehrung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Die Windenergieanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass Schattenschlag auf 
schutzbedürftige Nutzungen (insbesondere Wohngebäude, Schulen und Kindertagesstät-
ten) durch eine automatische Abschaltvorrichtung auf maximal 

• 30 Stunden pro Kalenderjahr (astronomisch) sowie 

• 30 Minuten pro Tag 

begrenzt wird. 

5.9 GRÜN- UND LANDSCHAFTSPLANUNG  

Mit dem Repowering des bestehenden Windparks Wehingen – Tünsdorf ist ein tiefgrei-
fender landschaftsräumlicher Eingriff verbunden. Durch den Rückbau von neun Bestands-
anlagen und die Errichtung von sechs neuen, leistungsstärkeren Windenergieanlagen 
(WEA) wird nicht nur die technische Effizienz gesteigert, sondern auch die Inanspruch-
nahme der Fläche neu geordnet. Die Neuanlagen zeichnen sich durch eine Gesamthöhe 
von bis zu 262,5 m aus und prägen – wie bereits die Vorgängeranlagen – das Landschafts-
bild im Saargau nachhaltig. 

Ziel der Grün- und Landschaftsplanung ist es, die mit dem Vorhaben verbundenen Ein-
griffe in Natur und Landschaft gemäß § 1a BauGB zu bewerten, zu minimieren und durch 
geeignete Maßnahmen zu kompensieren. Hierbei sind sowohl die gesetzlichen Vorgaben 
der Eingriffsregelung (§§ 13ff. BNatSchG), als auch die Empfehlungen und Hinweise aus 
dem Beteiligungsverfahren der Träger öffentlicher Belange zu berücksichtigen. 
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Darüber hinaus wurden die Ergebnisse der faunistischen Fachgutachten zu Avifauna und 
Fledermäusen berücksichtigt. Diese zeigen insbesondere Vorkommen bodenbrütender 
Offenlandarten, vor allem der Feldlerche, sowie verschiedener windkraftsensibler Fleder-
mausarten im Untersuchungsraum. Hieraus ergeben sich zusätzliche Anforderungen an 
Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen im Sinne des besonderen Artenschutzes ge-
mäß § 44 BNatSchG. 

Das Vorhaben orientiert sich am Grundsatz der Flächeneffizienz und Ressourcenscho-
nung. Der Eingriff in den Naturhaushalt beschränkt sich überwiegend auf punktuelle Flä-
chen im direkten Umfeld der geplanten Anlagenstandorte sowie auf Wege- und Kranstell-
flächen. Der überwiegende Teil der Flächen verbleibt in der landwirtschaftlichen Nutzung. 

Die geplanten landschaftspflegerischen Maßnahmen berücksichtigen sowohl Anforderun-
gen an die ökologische Aufwertung, als auch gestalterische Zielsetzungen zur Einbindung 
der Anlagen in das Landschaftsbild. Aufgrund der offenen Reliefstruktur und der expo-
nierten Höhenlage des Standorts bleiben die WEA weithin sichtbar. Eine vollständige vi-
suelle Abschirmung ist aufgrund der Dimension der Anlagen nicht möglich und wäre auch 
planerisch nicht zielführend. Daher liegt der Fokus auf strukturellen und funktionalen 
Maßnahmen im Umfeld der Standorte. 

Darüber hinaus werden Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funktionen be-
troffener Lebensräume sowie zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbe-
stände umgesetzt. Hierzu zählen insbesondere Maßnahmen zum Schutz bodenbrütender 
Vogelarten sowie betriebliche Maßnahmen zum Schutz von Fledermäusen und Greifvö-
geln, die im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens konkre-
tisiert werden. 

Hierbei werden in der Bebauungsplan-Änderung „Windpark Wehingen - Tünsdorf“ nach 
jetzigem Kenntnisstand folgende Festsetzungen getroffen: 

5.9.1 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege oder zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Festsetzungen: 

M1: Die Zuwegungen von den geplanten Feldwirtschaftswegen zu den Windenergieanla-
gen sowie die erforderlichen Ausrundungen und Wendebereiche sind wasserdurchlässig 
zu befestigen. 

Erklärung / Begründung: 

Die im Bebauungsplan festgesetzte Maßnahme M1 sieht vor, dass die Zuwegungen von 
bestehenden Feldwirtschaftswegen zu den Windenergieanlagen sowie die notwendigen 
Ausrundungen und Wendebereiche in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen sind. 

Diese Festsetzung dient in erster Linie dem Schutz des Bodens und des Wasserhaushalts. 
Durch den Verzicht auf eine vollständige Versiegelung der Oberflächen wird sichergestellt, 
dass das natürliche Niederschlagswasser weiterhin in den Boden einsickern kann. Dies 
trägt zur Erhaltung der Grundwasserneubildung bei, reduziert das Oberflächenabflussri-
siko und minimiert potenzielle Erosion auf landwirtschaftlich genutzten Hanglagen. 

Die Maßnahme entspricht zudem dem bodenschutzrechtlichen Vorsorgegrundsatz ge-
mäß § 17 BBodSchG sowie dem in § 1a Abs. 2 BauGB verankerten Grundsatz, mit Grund 
und Boden sparsam und schonend umzugehen. Wasserdurchlässige Bauweisen (z. B. 
Schotterrasen, ungebundene Wegedecken, Rasengitterplatten) ermöglichen eine dauer-
hafte Befahrbarkeit durch Betriebs- und Wartungsfahrzeuge, ohne die Fläche dauerhaft 
ökologisch zu entwerten. 
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Darüber hinaus erleichtert diese Bauweise eine spätere Rückführung der Fläche in die 
landwirtschaftliche Nutzung nach Ablauf der Betriebsdauer der Windenergieanlagen. Sie 
ermöglicht so eine reversible Eingriffsform, was im Sinne der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzie-
rung und der langfristigen Entwicklung des Landschaftsraums positiv zu bewerten ist. 

Die Festsetzung ist damit sowohl aus ökologischer als auch aus betriebspraktischer Sicht 
geboten und unterstützt die Zielsetzung eines flächenschonenden Repowerings. 

5.9.2 Flächen mit Bindung für Bepflanzung und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (gem. § 9 ABS. 1 Nr. 25 BauGB) 

Festsetzung 

Die standorttypischen und heimischen Laubgehölzbestände im Geltungsbereich sind zu 
erhalten und bei Verlust gleichwertig zu ersetzen. 

Erklärung/Begründung  

Zur Erhaltung der landschaftlichen Eigenart und der ökologischen Funktionen innerhalb 
des Plangebietes wird festgesetzt, dass die vorhandenen standorttypischen und heimi-
schen Laubgehölzbestände zu erhalten sind. Diese Bestände übernehmen wichtige Auf-
gaben im Naturhaushalt, insbesondere als Lebensraum für Brutvögel, Insekten und 
Kleinsäuger, tragen zur Bodenstabilisierung und Vernetzung von Biotopen bei und haben 
zudem eine strukturierende und gliedernde Wirkung im Landschaftsbild. 

Die Erhaltungspflicht bezieht sich insbesondere auf lineare Gehölzstrukturen (z. B. Feld-
hecken, Baumreihen) sowie kleinere Gehölzgruppen, die innerhalb des Plangebietes oder 
in dessen Randlagen vorkommen. Sie stellen vielfach ökologisch vorgeprägte Strukturen 
dar, die ohne Eingriff erhalten werden können und damit in besonderem Maße vermei-
dungspflichtige Eingriffe im Sinne der Eingriffsregelung nach § 13ff. BNatSchG sind. 

Die Festsetzung ist sowohl aus naturschutzfachlicher als auch aus landschaftsplanerischer 
Sicht erforderlich und unterstützt die Zielsetzung eines flächenschonenden, biodiversi-
tätsverträglichen Repowerings. Sie steht im Einklang mit den Vorgaben des § 1 Abs. 6 
Nr. 7 und § 1a BauGB sowie den Empfehlungen der Fachbehörden im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung. 

5.9.3 Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich (§ 9 Abs. 1 a 
BauGB) 

Festsetzungen: 

Zum ökologischen Ausgleich werden außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungspla-
nes folgende Maßnahmen auf den u.g. Flächen durchgeführt.  

Hierbei werden die Maßnahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Windpark 
Wehingen-Tünsdorf (April 1999) unverändert und nachrichtlich in den geänderten Vorha-
benbezogenen Bebauungsplan übernommen.  

• Gemarkung Tünsdorf, Flur 6, Parzellen 29 und 40 (Gesamtgröße: 2,7 ha): Anlage 
einer Streuobstwiese durch Anpflanzen von 200 Obstbäumen,  

• Gemarkung Wehingen, Flur 5, Parzellen 93 und 94 (Gesamtgröße: 0,8 ha): An-
pflanzen von Feldgehölzen im Raster 2,5 x 2,5 m. Dies entspricht ca. 1.600 Gehöl-
zen. 

Die Sicherung der Kompensationsmaßnahmen erfolgt über einen Städtebaulichen Vertrag 
gemäß § 11 BauGB. 
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Erklärung/Begründung 

Zur Umsetzung der Eingriffsregelung gemäß § 13 ff. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
werden außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans zwei bewährte Kompensa-
tionsmaßnahmen fortgeführt, die bereits im Rahmen des ursprünglichen Bebauungsplans 
„Windpark Wehingen-Tünsdorf“ (April 1999) festgelegt und umgesetzt wurden. Diese 
Maßnahmen werden inhaltlich unverändert und nachrichtlich in den vorliegenden Bebau-
ungsplan übernommen. 

Die Maßnahmen betreffen folgende Flächen: 

• Gemarkung Tünsdorf, Flur 6, Parzellen 29 und 40 (2,7 ha): 
Hier wurde die Anlage einer Streuobstwiese durch Pflanzung von 200 hochstäm-
migen Obstbäumen umgesetzt. Streuobstwiesen sind nach § 30 BNatSchG beson-
ders geschützte Biotope und erfüllen eine Vielzahl ökologischer Funktionen. Sie 
bieten Lebensraum für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten und leisten einen wich-
tigen Beitrag zur Biotopvernetzung in der Agrarlandschaft. 

• Gemarkung Wehingen, Flur 5, Parzellen 93 und 94 (0,8 ha): 
Auf dieser Fläche erfolgte die Anlage eines Feldgehölzes mit einem Pflanzraster 
von 2,5 × 2,5 m. Dies entspricht ca. 1.600 heimischen Gehölzen. Die Maßnahme 
dient der ökologischen Aufwertung einer intensiv genutzten Fläche durch Schaf-
fung strukturreicher Saumbiotope mit hohem Artenpotenzial. 

Beide Maßnahmen wurden seinerzeit mit den zuständigen Naturschutzbehörden abge-
stimmt und werden weiterhin dem aktuellen Vorhaben zugeordnet, da sie geeignet sind, 
den Eingriff durch Errichtung und Betrieb der Windenergieanlagen auszugleichen. 

Darüber hinaus haben die faunistischen Untersuchungen gezeigt, dass im Umfeld der ge-
planten Anlagen mehrere Brutreviere der Feldlerche vorkommen. Da einzelne Revierzen-
tren durch die Anlagenstandorte beeinträchtigt werden können, sind zur Sicherung der 
ökologischen Funktion der Fortpflanzungsstätten ergänzende Maßnahmen im Sinne vor-
gezogener Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 

Durch die Anlage extensiver Blüh- und Brachestreifen sowie von Lerchenfenstern werden 
geeignete Brut- und Nahrungshabitate für bodenbrütende Offenlandarten geschaffen. 
Diese Maßnahmen tragen dazu bei, die Funktionsfähigkeit der betroffenen Lebensräume 
dauerhaft zu erhalten. 

Die planungsrechtliche Sicherung der Maßnahmen erfolgt durch einen städtebaulichen 
Vertrag gemäß § 11 BauGB. Dieser Vertrag regelt die langfristige Pflege und Unterhaltung 
der Ausgleichsflächen sowie die rechtliche Sicherung der Maßnahmen für die Dauer der 
Nutzung der Windenergieanlagen (siehe Kapitel 5.12.3). 

Durch die nachrichtliche Übernahme der bereits umgesetzten Maßnahmen wird ein res-
sourcenschonender Umgang mit Kompensationsflächen sichergestellt und gleichzeitig die 
Kontinuität der naturschutzfachlichen Zielstellungen gewahrt. 

5.10 BEFRISTETE FESTSETZUNG (GEM. § 9 ABS. 2 SATZ 1 NR. 2 I.V.M. § 249 ABS. 2 
SATZ 1 BAUGB) 

Festsetzungen: 

Die Errichtung neuer Windenergieanlagen im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans ist 
nur zulässig, wenn zuvor die im Plan gekennzeichneten Bestandsanlagen an den Standor-
ten 1, 3, 4, 5, 6, 8, 9, 10 und 11 stillgelegt bzw. dauerhaft außer Betrieb genommen und 
innerhalb von 12 Monaten nach Inbetriebnahme der jeweiligen neuen Windenergiean-
lage vollständig rückgebaut wurden. 
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Zum Rückbau gehören auch die zugehörigen Nebenanlagen (z. B. Transformatorenstatio-
nen, Zufahrten, Kranstellflächen) sowie die kompletten Fundamente, soweit sie nicht 
mehr für den Betrieb neuer Anlagen erforderlich sind. 

Leitungsrechte und unterirdische Leitungen, die ausschließlich den Altanlagen zugeordnet 
sind, sind zu entfernen oder ordnungsgemäß stillzulegen. 

Erklärung/Begründung 

Zur städtebaulichen und funktionalen Steuerung des Repowerings wird im vorliegenden 
Bebauungsplan festgesetzt, dass die Errichtung neuer Windenergieanlagen (WEA) nur zu-
lässig ist, wenn zuvor definierte Bestandsanlagen rückgebaut wurden.  

Rechtsgrundlage hierfür ist § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB in Verbindung mit § 249 Abs. 2 
BauGB, der es ermöglicht, im Rahmen von Repoweringvorhaben die Zulässigkeit neuer 
Windenergieanlagen an den Rückbau bestehender Anlagen zu knüpfen. 

Die Festsetzung stellt sicher, dass das Repowering nicht zu einer Erhöhung der Anlagen-
anzahl, sondern zu einer standörtlichen Konzentration und Reduktion beiträgt. Die Altan-
lagen dürfen spätestens 12 Monate nach Inbetriebnahme der jeweiligen neuen Anlage 
vollständig stillgelegt und rückgebaut sein. Durch diese zeitlich begrenzte Überschneidung 
wird ein unterbrechungsfreier Betrieb des Windparks ermöglicht, ohne die Dauerbelas-
tung zu erhöhen. 

Zum Rückbau gehören: 

• die Altanlagen selbst, 

• sämtliche Nebenanlagen, wie Transformatorenstationen, Zuwegungen, Kranstell-
flächen und Kabeltrassen, sofern sie nicht weiter genutzt werden, 

• sowie die kompletten Fundamente. Damit wird sichergestellt, dass keine dauer-
haften Nutzungshindernisse für die nachfolgende landwirtschaftliche Nutzung 
verbleiben. 

Soweit bestehende Erschließungswege oder Leitungen für den Betrieb der neuen Anlagen 
weiterhin erforderlich sind, können diese weiter genutzt werden. 

Die Festsetzung dient mehreren Zielen: 

• der Vermeidung kumulativer Immissionswirkungen durch Parallelbetrieb, 

• der Reduzierung von Flächenverbrauch und technischen Strukturen, 

• der landschaftlichen Entlastung und Wiederherstellung nutzbarer Flächen, 

• sowie der Rechts- und Planungssicherheit im Sinne einer geordneten Abwicklung 
des Repowerings. 

Gleichzeitig wird durch den Rückbau der Altanlagen eine nachhaltige Entlastung des Land-
schaftsbildes erreicht, da sich die Anzahl der Anlagen reduziert und die technischen Struk-
turen räumlich stärker konzentriert werden. 

Die Maßnahme entspricht dem Vorsorgegrundsatz gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und be-
rücksichtigt auch die Anforderungen der Eingriffsregelung (§ 15 BNatSchG) sowie der gu-
ten fachlichen Praxis im Bereich Rückbau erneuerbarer Energien. 

5.11 NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME (§ 9 ABS. 6 BAUGB) 

Nachrichtliche Übernahmen im Sinne des § 9 Abs. 6 BauGB dienen der Darstellung öffent-
lich-rechtlicher Festsetzungen, die aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften getroffen 
wurden, und die unabhängig vom Bebauungsplan rechtsverbindlich mit Außenwirkung 
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gelten. Solche Festsetzungen, z. B. nach dem Energiewirtschaftsrecht, Fernstraßenrecht 
oder Denkmalschutzrecht, wirken aus ihrer eigenen Rechtsgrundlage heraus und bedür-
fen keiner zusätzlichen Festsetzung durch die Bauleitplanung. Ihre nachrichtliche Über-
nahme erfolgt daher nicht zur Herstellung von Rechtswirksamkeit, sondern zur Sichtbar-
machung bestehender Bindungen und zur Vermeidung von Nutzungskonflikten. 

In die verbindliche Bauleitplanung sind solche bestehenden Festsetzungen nachrichtlich 
zu übernehmen, soweit sie für das jeweilige Plangebiet gelten und für die Ausführung ge-
planter Vorhaben beachtlich sind. Dies betrifft beispielsweise: 

• gesetzlich bestimmte Anbauverbots- und Schutzabstände, 

• technische Sicherheitszonen im Umfeld von Leitungen oder Infrastrukturen, 

• sowie Denkmäler und geschützte Kulturgüter nach Landesrecht, sofern vorhan-
den. 

Nachrichtliche Übernahmen sind nur insoweit erforderlich, wie sie zum Verständnis des 
Bebauungsplans oder für die städtebauliche Beurteilung von Baugesuchen notwendig 
oder zweckmäßig sind. Im vorliegenden Bebauungsplan „Repowering Windpark Wehin-
gen – Tünsdorf“ werden daher folgende nachrichtliche Übernahmen aufgenommen: 

• Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen entlang der Bundesautobahn 
BAB 8 gemäß § 9 Abs. 1, 2 und 2c FStrG (siehe Kapitel 5.11.1), 

• Schutzstreifen und Bauverbotszone zur 110-kV-Freileitung HL 136 der VSE Verteil-
netz GmbH, auf Grundlage der DIN EN 50341-2-4 / VDE 0210-2-4 (Kapitel 5.11.2), 

• Schutzstreifen zur Ferngasleitung DN 500 der PLEDOC GmbH, mit Vorgaben zur 
Nutzung, Abstimmung und Trassenfreiheit (Kapitel 5.11.3). 

Diese nachrichtlichen Darstellungen erfolgen sowohl in der Planzeichnung als graphische 
Darstellung, als auch im textlichen Teil der Begründung, um die Rahmenbedingungen für 
Planung, Genehmigung und Umsetzung des Repowering-Projekts vollständig offenzule-
gen. 

5.11.1 Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszone der BAB 8 A (§ 9 Abs. 1, 2 
und 2c FStrG) 

Längs der Bundesautobahnen dürfen jegliche Hochbauten, einschließlich Nebenanlagen 
als solche, auch auf der nicht überbaubaren Grundstücksfläche innerhalb der 40 m-An-
bauverbotszone gemäß § 9 Abs. 1 FStrG nicht errichtet werden. Dies gilt auch für Abgra-
bungen und Aufschüttungen größeren Umfangs. 

Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen konkrete Bauvorhaben (auch baurechtlich verfahrens-
freie Vorhaben) der Zustimmung/Genehmigung des Fernstraßen-Bundesamtes, wenn sie 
längs der Bundesautobahnen in einer Entfernung bis zu 100 m und längs der Bundesstra-
ßen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der 
Ortsdurchfahrten bis zu 40 m, gemessen vom äußeren befestigten Rand der Fahrbahn, 
errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden. 

Die geplanten Windenergieanlagen befinden sich außerhalb der gesetzlichen Anbauver-
bots- und Anbaubeschränkungszonen der BAB 8. 

Aufgrund der Höhe der Anlagen und der Nähe zur Bundesautobahn sind jedoch mögliche 
Gefährdungspotenziale für den Straßenverkehr zu berücksichtigen. Hierzu zählen insbe-
sondere Risiken durch Eisabwurf, das Ablösen von Anlagenteilen, mögliche Schattenwir-
kungen oder visuelle Ablenkungseffekte. 
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Bei der Errichtung und dem Betrieb von Windenergieanlagen sind daher ausreichende Si-
cherheitsabstände zu Verkehrswegen einzuhalten, soweit eine Gefährdung der öffentli-
chen Sicherheit nicht ausgeschlossen werden kann. 

Die Einhaltung der erforderlichen Abstände sowie möglicher zusätzlicher Anforderungen 
wird im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren geprüft und festgelegt. 

5.11.2 Schutzabstand nach energierechtlichen Vorschriften 

Hier: 110-kV-Freileitung HL 136 der VSE Verteilnetz GmbH 

Schutzstreifenbreite 50 m (2 x 25m)  

Arbeiten innerhalb des Schutzstreifens sind nur in Abstimmung mit der VSE Verteilnetz 
GmbH zulässig. 

Bauverbotszone für Windenergieanlagen 

Im Plangebiet verläuft eine 110-kV-Hochspannungsfreileitung einschließlich eines Lei-
tungsschutzstreifens. Der Verlauf der Leitung, die Standorte der Maste sowie ein Schutz-
abstand von 115 m zur Leitungsachse sind in der Planzeichnung nachrichtlich dargestellt. 

Der dargestellte Abstand entspricht dem nach DIN EN 50341-2-4 (VDE 0210-2-4) erforder-
lichen Mindestabstand für Windenergieanlagen des vorgesehenen Anlagentyps. Die nach-
richtliche Darstellung begründet keine Festsetzung, sondern dient der Information und 
der Berücksichtigung bestehender technischer Infrastruktur. 

5.11.3 Schutzabstand zur Ferngasleitung (DN 500)  

Innerhalb des Geltungsbereichs des Plans verläuft eine Ferngasleitung der PLEDOC GmbH 
Schutzstreifenbreite 10m (5 m beiderseits der Leitungsachse).  

Alle Maßnahmen innerhalb des Schutzstreifens sind mit dem Leitungsträger abzustim-
men. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Festlegung von Standorten für Umspann-
stationen aber auch für z.B. Herstellung von Baustraßen mit Montage- und Kranstellflä-
chen, Ausbau dauerhafter Zuwegungen, Neubau von kreuzenden oder parallel verlaufen-
den Ver- oder Entsorgungsleitungen sowie die Anlegung von Baustraßen / Baustellenein-
richtungsflächen. Planungen, soweit sie die Trasse der Versorgungsanlage betreffen, sind 
dem Leitungsträger rechtzeitig zur Prüfung und Stellungnahme anzuzeigen. 

5.12 HINWEISE 

Die nachfolgenden Hinweise sind nicht Bestandteil der planungsrechtlichen Festsetzun-
gen des Bebauungsplans, sondern ergeben sich aus gesetzlichen Vorgaben, technischen 
Regelwerken sowie den Stellungnahmen von Fachbehörden. Sie sind im weiteren Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren sowie bei der Bauausführung und im Anlagenbetrieb 
zu beachten. 

5.12.1 Genehmigungspflicht und Fachverfahren 

Immissionsschutzrechtliches Verfahren: 

Die Windenergieanlagen sind genehmigungspflichtig gemäß § 4 Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG). Die Prüfung erfolgt im Rahmen eines separaten immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. Dieses umfasst u. a. die Prüfung der Schal-
limmissionen, Schattenwurf, Artenschutz, Luftverkehrssicherheit sowie Rückbauver-
pflichtungen. 
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Nachlaufströmung an Hochspannungsleitungen: 

Im Bereich der 110-kV-Freileitung HL 136 sind mögliche Wake-Effekte (Nachlaufströmun-
gen) zu beachten. Entsprechende Nachweise sind dem Leitungsträger (VSE Verteilnetz 
GmbH) im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Verfahrens vorzulegen. 

Zustimmungspflicht bei Schutzstreifen und Leitungen: 

Alle Bau- und Nutzungsmaßnahmen innerhalb der Schutzstreifen technischer Infrastruk-
tur (Hochspannungsleitung, Gasleitung) sind im Vorfeld mit den jeweiligen Trägern abzu-
stimmen. Dies betrifft insbesondere Kranstellflächen, Baustraßen, Leitungsquerungen 
und Baustelleneinrichtungsflächen. 

5.12.2 Betriebssicherheit 

Eiswurf / Eisabfall: 

Es ist sicherzustellen, dass geeignete Maßnahmen zur Erkennung und Vermeidung von 
Eiswurf oder Eisabfall getroffen werden. Dies betrifft insbesondere die Ausstattung mit 
Sensorik, Betriebsbeschränkungen und ggf. Warnsystemen im Nahbereich von Verkehrs-
wegen. Die technische Ausgestaltung wird im Genehmigungsverfahren festgelegt. 

Befeuerung / Luftverkehr: 

Die Windenergieanlagen sind als Luftfahrthindernisse gemäß § 13 LuftVG durch die Deut-
sche Flugsicherung (DFS) zu kennzeichnen. Es ist eine bedarfsgesteuerte Nachtkennzeich-
nung (BNK) einzubauen. 

5.12.3 Natur- und Artenschutz 

Rodungen und Rückschnitte: 

Eingriffe in Gehölzbestände (Rodungen, Rückschnitte) dürfen nur im Zeitraum vom 01. 
Oktober bis 28. Februar erfolgen (§ 39 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG), um die Fortpflanzungs-
stätten geschützter Arten zu schützen. 

Vegetationsschutz während der Bauzeit: 

Zum Schutz der im Bebauungsplan festgesetzten oder zu erhaltenden Gehölze sind die 
Regelwerke DIN 18920, RAS-LP 4 und ZTV-Baumpflege einzuhalten (z. B. Schutzbereiche 
für Wurzelraum und Krone, Baumschutzmaßnahmen an Baustellen). 

CEF-Maßnahmen für Bodenbrüter (Regelung über städtebaulichen Vertrag) 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG sind 
für die durch das Vorhaben betroffenen Bodenbrüter (insbesondere Feldlerche) vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) umzusetzen. 

Die CEF-Maßnahmen sind vor Inbetriebnahme der Windenergieanlagen wirksam herzu-
stellen und verbindlich über einen städtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB zwischen der 
Gemeinde und dem Vorhabenträger zu regeln. Der städtebauliche Vertrag hat insbeson-
dere folgende Mindestanforderungen sicherzustellen: 

• Anlage von strukturreichen Brache- bzw. Blühflächen in einem Mindestumfang 
von 0,3 ha, 

• Anlage von mindestens 30 Lerchenfenstern (je ca. 20 m²) in landwirtschaftlich ge-
nutzten Ackerflächen, verteilt auf mindestens 7,5 ha Bewirtschaftungsfläche (bei 
maximal 4 Lerchenfenstern pro Hektar), 
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• Lage der Maßnahmenflächen außerhalb unmittelbarer Wirkzonen der Windener-
gieanlagen und entsprechend den fachgutachterlichen Vorgaben, 

• Sicherstellung der dauerhaften Wirksamkeit der Maßnahmen über die Betriebs-
dauer der Windenergieanlagen, 

• Regelungen zu Pflege, Kontrolle und Nachsteuerung, falls die ökologische Zielwir-
kung nicht erreicht wird. 

Die konkrete räumliche Lage der Maßnahmenflächen sowie deren Bewirtschaftung und 
Unterhaltung werden im städtebaulichen Vertrag festgelegt. Die Maßnahmen sind an die 
Ergebnisse des faunistischen Gutachtens anzupassen und im Rahmen des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens nachzuweisen. 

Bauzeitliche Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz von Bodenbrütern (Regelung über 
städtebaulichen Vertrag) 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG sind 
während der Bauphase geeignete Maßnahmen zum Schutz bodenbrütender Vogelarten 
umzusetzen. 

Die Maßnahmen sind verbindlich über einen städtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB zu 
regeln und haben insbesondere sicherzustellen: 

• Vermeidung der Ansiedlung von Bodenbrütern in den Baufeldern im Zeitraum 
01.03. bis 30.09., 

• Durchführung geeigneter Maßnahmen (z. B. regelmäßige Bearbeitung der Flä-
chen, ökologische Baubegleitung), 

• fachliche Begleitung und Dokumentation der Maßnahmen. 

Die Maßnahmen sind vor Beginn der Bauarbeiten festzulegen und während der Bauphase 
umzusetzen. 

Betriebsbezogene Abschaltungen zum Schutz kollisionsgefährdeter Großvogelarten 
(Regelung im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren) 

Zum Schutz kollisionsgefährdeter Großvogelarten (insbesondere Rotmilan und Schwarz-
milan) sind betriebsbezogene Abschaltmaßnahmen umzusetzen. 

Die konkrete Ausgestaltung erfolgt im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren und umfasst insbesondere: 

• bewirtschaftungsabhängige Abschaltungen bei relevanten landwirtschaftlichen 
Ereignissen, 

• Einsatz eines Systems zur Bewirtschaftungsdetektion an allen Windenergieanla-
gen, 

• Anpassung der Abschaltregelungen an die fachgutachterlichen Vorgaben. 

Die Maßnahmen sind Bestandteil der Genehmigung und während der gesamten Betriebs-
dauer einzuhalten. 

Ereignisbezogene Abschaltungen bei Massenzugereignissen (z. B. Kranichzug) (Regelung 
im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren) 

Zum Schutz ziehender Vogelarten sind bei Massenzugereignissen (z. B. Kranichzug) geeig-
nete Abschaltmaßnahmen vorzusehen. 

Die Umsetzung erfolgt im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahrens und umfasst insbesondere: 
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• zeitlich begrenzte Abschaltungen bei dokumentierten Massenzugereignissen, 

• Nutzung geeigneter Monitoring- und Meldesysteme, 

• Anpassung der Maßnahmen an aktuelle fachliche Erkenntnisse. 

Maßnahmen zum Schutz von Fledermäusen (Regelung im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren) 

Zum Schutz von Fledermäusen sind betriebsbezogene Schutzmaßnahmen umzusetzen. 

Diese Maßnahmen werden im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren ver-
bindlich geregelt und umfassen insbesondere: 

• Durchführung eines Gondelmonitorings an ausgewählten Windenergieanlagen, 

• Ableitung standortspezifischer Abschaltalgorithmen auf Grundlage der Monito-
ring-Ergebnisse, 

• Anpassung der Abschaltregelungen im Verlauf der Betriebsphase, soweit erfor-
derlich. 

Ein zusätzlicher Regelungsbedarf im Bebauungsplan besteht insoweit nicht. 

Allgemeiner Hinweis zur rechtlichen Sicherung 

Die genannten artenschutzrechtlichen Maßnahmen dienen der Vermeidung von Verbots-
tatbeständen gemäß § 44 BNatSchG. Soweit sie nicht als Festsetzungen im Bebauungsplan 
aufgenommen werden können oder sollen, sind sie verbindlich über den städtebaulichen 
Vertrag bzw. das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren sicherzustellen. 

5.12.4 Bodenschutz und Rückbau 

Mutterboden / Bodenlagerung: 

Der bei Baumaßnahmen anfallende Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB sowie nach DIN 
18320 und DIN 19639 fachgerecht zu behandeln, zu lagern und möglichst ortsnah wieder 
zu verwenden. Eine Durchmischung, Verdichtung oder ungesicherte Zwischenlagerung ist 
zu vermeiden. 

Rückbauverpflichtung: 

Die Rückbauverpflichtung gemäß den Festsetzungen umfasst die vollständige Entfernung 
der stillzulegenden Altanlagen, der kompletten Fundamente sowie aller nicht weiter ge-
nutzten Nebenanlagen. Im Genehmigungsverfahren ist hierzu ein Rückbau- und Verwer-
tungskonzept vorzulegen. 

Bodenschutz und Rückbau von Windenergieanlagen 

Beim Rückbau der Bestandsanlagen sind die Anforderungen des Bodenschutzes zu beach-
ten. Insbesondere ist der Leitfaden „Anforderungen des Bodenschutzes an den Rückbau 
von Windenergieanlagen“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO, 
2021) in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

Die Einzelheiten der Rückbau- und Verwertungsmaßnahmen sind im Rahmen des nachge-
lagerten immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens festzulegen. 
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5.12.5 Denkmalschutz 

Bodendenkmäler: 

Bei Erdarbeiten können bisher unbekannte archäologische Bodenfunde zutage treten. Ge-
mäß § 15 Saarländisches Denkmalschutzgesetz ist in solchen Fällen die zuständige Denk-
malbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Es gilt ein vorläufiges Veränderungsverbot, 
bis eine Freigabe durch die Fachbehörde erfolgt ist. 

5.12.6 Straßenrechtliche Vorgaben 

Fernstraßenrecht / BAB 8: 

Auch wenn sich alle Windenergieanlagen außerhalb der 100-m-Zone gemäß § 9 Abs. 2c 
FStrG befinden, können Einwirkungen auf den Verkehrsraum (z. B. durch Eiswurf, Blen-
dung, Sichtbeziehung, Rotorbewegung) auftreten. Im Genehmigungsverfahren ist eine 
mögliche Gefährdung für die Verkehrssicherheit zu bewerten. Eine Zustimmung oder An-
zeige gemäß § 9 Abs. 2c Satz 2 FStrG kann erforderlich werden. 

5.12.7 Hochspannungsfreileitung / Leitungsschutzstreifen 

Im Plangebiet verlaufen Hochspannungsfreileitungen einschließlich zugehöriger Schutz-
streifen, die in der Planzeichnung nachrichtlich dargestellt sind. 

Bei allen Bau- und Nutzungsmaßnahmen innerhalb oder im Nahbereich des Leitungs-
schutzstreifens (z. B. Errichtung von Windenergieanlagen, Montagekranstandorte, Bau- 
und Transportwege sowie die Errichtung eines Umspannwerks) sind die einschlägigen si-
cherheitstechnischen Regelwerke zu beachten und die Maßnahmen mit dem zuständigen 
Leitungsträger abzustimmen. 

Der Nachweis der Einhaltung der erforderlichen Abstände, die Prüfung möglicher Nach-
laufströmungen sowie die Festlegung betrieblicher Sicherungs- und Schutzmaßnahmen 
erfolgen im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. 

6 UMWELTBERICHT 

6.1 EINLEITUNG 

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, zur Äußerung im Hinblick 
auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufzufordern. 
Hierzu werden alle relevanten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und 
Nachbargemeinden angeschrieben und um Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 BauGB und § 
2 Abs. 2 BauGB gebeten. Die Ergebnisse dieser Beteiligung werden dann im weiteren Plan-
verfahren aufgenommen. Die nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB erforderliche Betrachtung und 
Prüfung der Umweltbelange erfolgt nach diesem frühzeitigen Beteiligungsverfahren dann 
unter Berücksichtigung der von den Trägern öffentlicher Belange (TÖB) eingereichten 
Stellungnahmen.  

Daher werden zum aktuellen Zeitpunkt nur die derzeit bekannten umweltbezogenen In-
formationen sowie die Vorgaben und Restriktionen durch Fachpläne dargelegt, um den 
Trägern Öffentlicher Belange eine Einschätzung des notwendigen Umfangs und Detaillie-
rungsgrades der Umweltprüfung zu ermöglichen. Eine Ergänzung der Angaben erfolgt im 
weiteren Verfahren. 
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6.2 ALLGEMEINE ANGABEN ZUM STANDORT 

6.2.1 Lage und Nutzung 

Das Plangebiet befindet sich auf einem landwirtschaftlich geprägten Hochplateau im Süd-
westen der Gemeinde Mettlach. Es liegt zwischen den Ortsteilen Wehingen (östlich, ca. 
1.000 m entfernt), Tünsdorf (nordöstlich, ca. 1.100 m), Büschdorf (nordwestlich, ca. 1.000 
m, Gemeinde Perl) sowie der französischen Ortschaft Scheuerwald (südlich, ca. 600 m 
entfernt). Die Bundesautobahn A8 begrenzt das Gebiet im Süden; unmittelbar südlich des 
Plangebiets verläuft zugleich die Landesgrenze zur Französischen Republik. 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von etwa 106 ha und liegt in Höhenlagen zwischen ca. 
340 m und 370 m über NHN. Die Topographie ist schwach reliefiert und durch eine weit-
gehend offene, landwirtschaftlich geprägte Landschaft gekennzeichnet. Das Gelände wird 
überwiegend intensiv ackerbaulich genutzt; ergänzend kommen in Teilbereichen extensiv 
genutzte Mähwiesen vor. 

Strukturbildende Landschaftselemente wie Feldgehölze, Hecken oder Gehölzstreifen tre-
ten nur punktuell auf und gliedern die Fläche lediglich in geringem Umfang. Die Landschaft 
weist daher eine hohe visuelle Offenheit und eine weitreichende Fernsicht auf. 

Der Raum ist aufgrund seiner topographischen Lage, der offenen Landschaftsstruktur so-
wie der vergleichsweise geringen Siedlungsdichte grundsätzlich gut für die Nutzung der 
Windenergie geeignet. Zudem besteht bereits eine technische Vorprägung des Land-
schaftsraums durch den vorhandenen Windpark Wehingen–Tünsdorf. Das Vorhaben 
stellt somit keine erstmalige Inanspruchnahme eines bislang unbeeinflussten Land-
schaftsraums dar, sondern eine Weiterentwicklung eines bestehenden Windenergiestan-
dortes im Sinne eines Repowering-Vorhabens. 

6.2.2 Art des Vorhabens / Umweltrelevante Festsetzungen 

Gegenstand der Planung ist das vollständige Repowering des bestehenden Windparks 
Wehingen–Tünsdorf. Dieser umfasst bislang neun veraltete Windenergieanlagen, die 
durch sechs moderne und leistungsstärkere Anlagen vom Typ Enercon E-175 EP5 E2 er-
setzt werden sollen. Die geplanten Anlagen weisen folgende technische Kenndaten auf: 

• Nabenhöhe: 175 m 

• Rotordurchmesser: 175 m 

• Gesamthöhe: ca. 262,5 m 

• Nennleistung je Anlage: 7 MW 

Durch das Repowering wird die Anzahl der Windenergieanlagen im Plangebiet von bislang 
neun Anlagen auf künftig sechs Anlagen reduziert. Gleichzeitig steigt die installierte Leis-
tung deutlich an, da moderne Anlagen mit einer Nennleistung von jeweils 7 MW einge-
setzt werden. Hierdurch wird eine deutlich effizientere Nutzung der vorhandenen Wind-
energiepotenziale erreicht. 

Die in den faunistischen Fachgutachten teilweise abweichenden Anlagenzahlen beruhen 
darauf, dass dort der tatsächlich vorhandene Anlagenbestand im erweiterten Untersu-
chungsraum betrachtet wird, der auch Windenergieanlagen außerhalb des Geltungsbe-
reichs umfasst. Für die vorliegende Bauleitplanung maßgeblich ist hingegen die planungs-
rechtlich zulässige Anlagenzahl innerhalb des Geltungsbereichs, die mit der vorliegenden 
Planung von bislang 11 zulässigen Anlagen auf künftig 6 Anlagen reduziert wird. 
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Das Vorhaben führt somit zu einer erheblichen Steigerung der Stromproduktion aus er-
neuerbaren Energien bei gleichzeitig reduzierter Anzahl technischer Bauwerke im Land-
schaftsraum.Das Plangebiet wird als „Sonstiges Sondergebiet – Windenergie“ festgesetzt 
(§ 11 BauNVO). Im Sondergebiet zulässig sind: 

• Windenergieanlagen einschließlich Nebenanlagen (Kranstellflächen, Funda-
mente, Zuwegungen, Container), 

• Einrichtungen zur Energieübertragung (Erdkabel, Übergabestation), 

• landwirtschaftliche Nutzung auf nicht überbauten Teilflächen, 

• Fortführung bestehender Feldwirtschaftswege. 

Im Hinblick auf Umweltbelange werden die folgenden umweltrelevanten Festsetzungen 
getroffen: 

Flächeninanspruchnahme und Versiegelung 

• Die maximal zulässige überbaubare Fläche pro Windenergieanlage beträgt 8.700 
m². Mindestens 70 % dieser Fläche sind wasserdurchlässig auszuführen, um den 
Wasserhaushalt zu schonen, die Grundwasserneubildung zu fördern und Flächen-
versiegelung zu minimieren (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB). 

• Sämtliche Kranstellflächen, Zufahrten und Lagerplätze sind ebenfalls wasser-
durchlässig zu gestalten. Die zugehörige Maßnahme M1 wird durch grünordneri-
sche Festsetzung gesichert. 

Erhalt und Entwicklung von Gehölzen 

• Standorttypische und heimische Gehölze sind nach § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB zu 
erhalten. Im Falle eines unvermeidbaren Eingriffs erfolgt ein gleichwertiger Ersatz. 
Ziel ist der Erhalt ökologisch wirksamer Landschaftsstrukturen zur Förderung der 
Biodiversität und Gliederung des Landschaftsbilds. 

Artenschutz / Landschaftsbild 

• Der Bebauungsplan trifft derzeit noch keine abschließenden artenschutzrechtli-
chen Festsetzungen. Diese werden im weiteren Verfahren bei Bedarf ergänzt, sind 
aber auch Gegenstand des immissionsschutzrechtlichen Verfahrens (§ 4 BImSchG, 
§ 44 BNatSchG). 

• Gleichwohl wird durch die Konzentration auf sechs neue Standorte unter Rückbau 
der bisherigen neun Altanlagen eine landschaftliche Entlastung sowie eine Reduk-
tion potenzieller Kollisionsrisiken mit empfindlichen Arten erreicht. 

Immissionsschutz / Schattenwurf 

• Die Einhaltung der zulässigen Schattenwurfdauer (30 Minuten/Tag und 30 Stun-
den/Jahr) wird durch automatische Abschalteinrichtungen sichergestellt. Die Ver-
pflichtung zur Ausstattung wird über § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB festgesetzt. Ein 
Überschreiten der Grenzwerte ist technisch ausgeschlossen. 

Rückbauverpflichtung 

• Die Altanlagen sind gemäß den Festsetzungen nach Inbetriebnahme der Neuanla-
gen vollständig zurückzubauen. Dazu gehören sämtliche Fundamente und Zuwe-
gungen, sofern nicht weiter benötigt. Diese Rückbaupflicht dient dem Ziel der Re-
versibilität von Eingriffen und der Wiederherstellung der landwirtschaftlichen Flä-
chennutzung. 

  



GEMEINDE METTLACH 
BEGRÜNDUNG VORENTWURF 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  
S e i t e  39 

Landschaftsbild / visuelle Einbindung 

• Aufgrund der exponierten Lage des Plangebiets sind die Anlagen weithin sichtbar. 
Maßnahmen zur optischen Eingrünung sind wegen der Dimension und Nutzung 
jedoch nicht sinnvoll. Die Reduktion der Gesamtanlagenzahl sowie der Erhalt na-
turnaher Flächennutzungen leisten einen Beitrag zur landschaftsbildlichen Entlas-
tung. 

Kompensation und Ausgleich 

• Die Ausgleichspflicht nach § 15 BNatSchG wird durch nachrichtliche Übernahme 
der bereits realisierten externen Kompensationsmaßnahmen sichergestellt 
(Streuobstwiese, Feldgehölzanlage, gesichert über städtebaulichen Vertrag). Die 
Flächen befinden sich in den Gemarkungen Wehingen und Tünsdorf. 

Die genannten umweltrelevanten Festsetzungen und Hinweise dienen der Umsetzung der 
Grundsätze des § 1 Abs. 6 und § 1a BauGB und stellen sicher, dass die Eingriffe in Natur-
haushalt und Landschaft unter Berücksichtigung von Vermeidung, Minimierung und Kom-
pensation fachgerecht gesteuert werden. Weitere Festlegungen ergeben sich aus dem 
Umweltbericht und den darin enthaltenen Fachgutachten. 

6.2.3 Bedarf an Grund und Boden 

Im Zuge des Repowerings des Windparks Wehingen–Tünsdorf kommt es zu einer Neuord-
nung der Flächeninanspruchnahme. Dabei werden bestehende Anlagenstandorte zurück-
gebaut und durch neue, leistungsstärkere Windenergieanlagen ersetzt. Der Flächenbe-
darf stellt sich wie folgt dar: 

Rückbau (Bestand): 

• Teilversiegelte Flächen (insbesondere Kranstellflächen und geschotterte Berei-
che): 9.669 m²  

• Vollversiegelte Flächen (Fundamente): 3.326 m² 
→ Summe Rückbauflächen: 12.995 m²  

Neubau (Planung): 

• Zuwegungen (überwiegend teilversiegelt): 4.767 m²  

• Teilversiegelte Flächen (Kranstell- und Montageflächen): 8.390 m²  

• Vollversiegelte Flächen (Fundamente): 5.576 m² 
→ Summe Neubauflächen: 18.733 m²  

Bilanz: 

Im Ergebnis ergibt sich eine Zunahme der Flächeninanspruchnahme um insgesamt 5.738 
m². 
Davon entfallen: 

• 2.250 m² auf zusätzliche Vollversiegelung  

• 3.488 m² auf zusätzliche teilversiegelte Flächen einschließlich Zuwegungen  

Fachliche Einordnung: 

Die erhöhte Flächeninanspruchnahme ist im Zusammenhang mit dem Repowering zu be-
trachten. Zwar nimmt der Flächenbedarf je Anlage aufgrund größerer Anlagentypen zu, 
gleichzeitig erfolgt jedoch eine Reduzierung der Anlagenanzahl von bislang 9 auf künftig 
6 Anlagen sowie eine räumliche Bündelung der Standorte. 
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Ein wesentlicher Anteil der zusätzlichen Flächen entfällt auf Zuwegungen und teilversie-
gelte Betriebsflächen, die funktional erforderlich sind und im Vergleich zur Vollversiege-
lung eine geringere Eingriffsintensität aufweisen. 

6.2.4 Festgelegte Ziele des Umweltschutzes gemäß Fachgesetzen und Fachplä-
nen 

Gesetzliche Vorgaben 

Die im Zusammenhang mit der Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„Windpark Wehingen – Tünsdorf“ zu berücksichtigenden Ziele des Umweltschutzes erge-
ben sich aus einer Vielzahl gesetzlicher Vorgaben, darunter Fachgesetze des Bundes- und 
Landesrechts, europarechtliche Vorgaben sowie aus übergeordneten Fachplänen. 

Ziele zum Schutz und zur nachhaltigen Entwicklung der Umwelt sind unter anderem in 
folgenden Rechtsvorschriften und Planwerken enthalten: 

• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), 

• Wasserhaushaltsgesetz (WHG), 

• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), 

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), 

• Landesentwicklungsplan Umwelt des Saarlandes, 

• EU-Richtlinien, insbesondere FFH-Richtlinie (92/43/EWG) und Vogelschutzrichtli-
nie (2009/147/EG). 

Die Umweltziele lassen sich unter anderem wie folgt konkretisieren: 

Schutzgut Relevante Ziele des Umweltschutzes 

Boden 

Vermeidung unnötiger Bodenversiegelung; Minimierung von Eingriffen 
durch Wiederverwendung bestehender Erschließungsflächen; ord-
nungsgemäße Lagerung und Wiedereinbau von Mutterboden; Schutz 
vor Verdichtung, Erosion und Nährstoffverlust. 

Wasser 

Erhalt der Versickerungsfähigkeit durch wasserdurchlässige Befestigun-
gen; Schutz von Oberflächen- und Grundwasser vor Beeinträchtigungen 
durch Bau- und Betriebsmaßnahmen; Vermeidung wassergefährdender 
Stoffe; Schutz angrenzender Wasserschutzzonen. 

Klima / Luft 

Beitrag zur Minderung von Treibhausgasemissionen durch Ausbau er-
neuerbarer Energien; hohe Flächeneffizienz durch Repowering; Schutz 
klimawirksamer Flächen durch weitgehende Erhaltung der landwirt-
schaftlichen Nutzung. 

Tiere, Pflan-
zen, Biodiver-
sität 

Schutz gefährdeter Arten und Biotope gemäß §§ 30 ff. BNatSchG; Erhal-
tung und Entwicklung von Rückzugs- und Bruträumen; Sicherung der Bi-
otopvernetzung; Beachtung artenschutzrechtlicher Zugriffsverbote; För-
derung der Strukturvielfalt. 

Landschaft 

Schutz der Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes; Ver-
meidung optischer Dominanz durch konzentriertes Repowering; Reduk-
tion der Anlagenanzahl im Vergleich zum Altbestand; Berücksichtigung 
landschaftsbildprägender Elemente. 

Mensch / 
menschliche 
Gesundheit 

Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen (Lärm, Schattenwurf, Eis-
wurf); Einhaltung immissionsschutzrechtlicher Richtwerte (TA Lärm, 
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Schutzgut Relevante Ziele des Umweltschutzes 

Schattenrichtwerte); Sicherung der Erholungseignung des Naturraums; 
Minimierung von Gefährdungspotenzialen für Verkehrswege. 

Kultur- und 
Sachgüter 

Wahrung archäologischer Bodendenkmäler (Hinweis auf Anzeigepflicht 
gemäß SDschG); Schutz bestehender Leitungsinfrastruktur (VSE, PLE-
DOC) durch definierte Schutzstreifen; Rückbauverpflichtung nicht mehr 
genutzter Anlagenteile zur Vermeidung dauerhafter Nutzungsbeein-
trächtigungen. 

Naturpark Saar-Hunsrück 

Das Plangebiet befindet sich im Naturpark Saar-Hunsrück (Gebiet 791-14-4). Der Schutz-
zweck des Naturparks besteht gemäß der Verordnung über den Naturpark Saar-Hunsrück 
vom 1. März 2007 (i. d. F. vom 30. Juli 2010) in der Erhaltung, Pflege und Entwicklung der 
naturnahen Kulturlandschaft zur Förderung einer nachhaltigen Erholungs- und Touris-
musnutzung.  

Die vorliegende Planung steht mit diesem Schutzzweck grundsätzlich in Einklang, da es 
sich um ein Repowering eines bereits bestehenden Windenergiestandortes handelt und 
durch den Rückbau der Altanlagen sowie die Reduzierung der Anlagenanzahl Eingriffe in 
Natur und Landschaft minimiert werden. 

FFH- und Landschaftsschutzgebiet „Kewelsberg zwischen Tünsdorf und Wehingen“ 

In einer Entfernung von rund 700 bis 800 Metern nordöstlich des Plangebiets liegt das 
FFH- und Landschaftsschutzgebiet „Kewelsberg zwischen Tünsdorf und Wehingen“ (L 
6505-304). Dieses Gebiet dient dem Schutz folgender Lebensraumtypen gemäß Anhang I 
der FFH-Richtlinie: 

• 6210: Naturnahe Kalk-Trockenrasen (prioritär), 

• 9180: Schlucht- und Hangmischwälder (prioritär), 

• 8210: Kalkfelsen mit Felsspaltenvegetation. 

Schutzzweck gemäß § 2 der Schutzgebietsverordnung ist die Erhaltung, Wiederherstel-
lung und Entwicklung eines günstigen Erhaltungszustandes dieser Lebensräume sowie die 
Förderung der räumlichen Vernetzung.  

Eine unmittelbare Inanspruchnahme des Schutzgebiets durch das Repowering-Vorhaben 
erfolgt nicht. Aufgrund der Entfernung von mindestens 780 m zwischen Plangebiet und 
Schutzgebiet sind auch indirekte Beeinträchtigungen nur eingeschränkt möglich und wur-
den im Rahmen der Umweltprüfung gesondert betrachtet. 

Im Rahmen der Umweltprüfung wurde eine FFH-Vorprüfung (Screening gemäß § 34 Abs. 
1 BNatSchG) durchgeführt, um zu klären, ob das geplante Vorhaben „Repowering Wind-
park Wehingen–Tünsdorf“ zu erheblichen Beeinträchtigungen des FFH-Gebiets führen 
kann. 

Die Vorprüfung kommt zu folgendem Ergebnis: 

• Aufgrund der Entfernung zwischen dem FFH-Gebiet und den geplanten Anlagen-
standorten von deutlich über 500 m sowie der Topographie und Geländestruktu-
ren bestehen keine direkten Eingriffe in den Schutzgebietsbereich. 

• Stoffliche Einträge, Immissionen oder mechanische Belastungen (z. B. Schatten-
wurf, Lärm oder Vogelkollisionen) sind angesichts der Entfernung und der geplan-
ten technischen Ausstattung der Anlagen (z. B. Schattenabschaltung) nicht mit ei-
ner relevanten Wirkungstiefe zu erwarten. 
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• Die hydrologischen Verhältnisse des Schutzgebiets bleiben durch das Vorhaben 
unberührt. 

• Auch indirekte Auswirkungen auf die für das Schutzgebiet maßgeblichen Lebens-
raumtypen oder Arten sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwarten. 

Fazit: 
Im Ergebnis der FFH-Vorprüfung ist eine erhebliche Beeinträchtigung des FFH-Gebiets 
„Kewelsberg zwischen Tünsdorf und Wehingen“ durch das Vorhaben ausgeschlossen. 
Eine vertiefende FFH-Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 Abs. 1 BNatSchG ist nicht erfor-
derlich. 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans befinden sich keine gesetzlich ge-
schützten Biotope im Sinne von § 30 BNatSchG. 

 

Abbildung 7: Schutzgebietskulisse im Umfeld des Planungsgebietes (Quelle: Geoportal des Saarlandes) 

Die vorliegende Planung berücksichtigt somit die übergeordneten Ziele des Umweltschut-
zes und steht im Einklang mit den Leitlinien der Umweltvorsorge, des Ressourcenschutzes 
und der nachhaltigen Entwicklung gemäß § 1 Abs. 5 BauGB. Eine Beeinträchtigung der 
Erhaltungsziele des genannten Natura-2000-Gebiets ist nach dem Ergebnis der FFH-Vor-
prüfung nicht zu erwarten.  

Ergänzend wurden im faunistischen Gutachten auch weitere Natura-2000-Gebiete im er-
weiterten Untersuchungsraum berücksichtigt. Diese unterstreichen die naturschutzfach-
liche Bedeutung des weiteren Umfelds, führen jedoch nach derzeitigem Erkenntnisstand 
nicht zu einer abweichenden Bewertung der vorhabenbezogenen Auswirkungen inner-
halb des Plangebiets. 
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6.3 BESCHREIBUNG DER UMWELT UND IHRER BESTANDTEILE 

6.3.1 Abgrenzung des Untersuchungsraumes 

Der Untersuchungsraum für die Umweltprüfung wird entsprechend den Wirkbereichen 
der einzelnen Schutzgüter und in Orientierung an Anlage 1 zum BauGB sowie den Hinwei-
sen zur Umweltprüfung (UVPG, LAI-Leitlinien, FFH-Richtlinien) differenziert festgelegt. 
Maßgeblich sind dabei die potenziellen Auswirkungen der geplanten sechs Windenergie-
anlagen des Typs ENERCON E-175 EP5 E2 im Rahmen des Repowering-Vorhabens „Wind-
park Wehingen–Tünsdorf“. 

Plangebietsbezogener Untersuchungsraum 

Das eigentliche Plangebiet umfasst rund 106 Hektar und befindet sich auf der landwirt-
schaftlich genutzten Hochfläche zwischen den Ortsteilen Wehingen, Tünsdorf und Büsch-
dorf (Gemeinden Mettlach und Perl). Es erstreckt sich über die Fluren 4 und 5 der Gemar-
kung Wehingen sowie Flur 5 der Gemarkung Tünsdorf. 

Erweiterter Untersuchungsraum nach Schutzgütern 

• Avifauna (Vögel): Die avifaunistischen Untersuchungen beruhen auf den Erfassun-
gen 2020 und 2022 sowie auf einer aktualisierten Untersuchung im Jahr 2025. Die 
aktuelle Erfassung 2025 konzentrierte sich in Abstimmung mit dem LUA auf die 
Brutvögel im 500-m-Radius um die geplanten WEA sowie auf die Kontrolle be-
kannter Horste und die Nestsuche im näheren Umfeld, insbesondere im Bereich 
des für den Rotmilan relevanten Prüfbereichs von etwa 1.200 m. Darüber hinaus 
wurden die Ergebnisse der früheren Untersuchungen zu Zug-, Gast- und Rastvö-
geln sowie zu weiteren relevanten Funktionsräumen in die Gesamtbewertung ein-
bezogen. 

• Fledermäuse: Die Untersuchung erstreckt sich auf einen Radius von 1.000 m um 
die geplanten Anlagenstandorte. Besonders berücksichtigt wurden linienhafte 
Strukturen, Waldränder und potentielle Jagdlebensräume. 

• FFH-Gebiete und andere Schutzgebiete: Für die FFH-Vorprüfung und Verträglich-
keitsabschätzung wurde ein Radius von 5.000 m um die geplanten WEA-Standorte 
gewählt. Innerhalb dieses Bereichs liegt u. a. das FFH- und Landschaftsschutzge-
biet „Kewelsberg zwischen Tünsdorf und Wehingen“ (L 6505-304) in ca. 780 m 
Entfernung nordöstlich der WEA 4R. Eine erhebliche Beeinträchtigung wurde aus-
geschlossen. 

• Landschaftsbild: Zur Bewertung der Sichtbarkeit und landschaftlichen Einbindung 
wurde ein Betrachtungshorizont von bis zu 5 km herangezogen. Dabei wurden po-
tenzielle Blickbeziehungen aus angrenzenden Siedlungen, Verkehrswegen sowie 
von landschaftlich markanten Höhen berücksichtigt. 

• Immissionsschutz (Schall, Schattenwurf): Die Betrachtung des Untersuchungs-
raums richtet sich nach den Reichweiten relevanter Immissionen. Für Schall wurde 
der Bereich aller betroffenen Immissionsorte im Umkreis von mehreren Kilome-
tern einbezogen. Die Schattenwurfanalyse berücksichtigt die Sonnenstände und 
betroffenen Gebäude im Umkreis von bis zu ca. 1.500 m. 

Die differenzierte Festlegung der Untersuchungsräume je Schutzgut folgt dem Prinzip der 
Wirkungsspezifik und gewährleistet eine vollständige Bewertung der Umweltauswirkun-
gen entsprechend dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik. Die konkrete Ab-
grenzung und fachgutachterliche Erhebung ist in den jeweiligen Teilkapiteln des Umwelt-
berichts dokumentiert. 
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6.3.2 Naturraum und Relief 

Das Plangebiet liegt im Südwesten des Gemeindegebiets von Mettlach auf einem breitge-
wölbten, flachwelligen Hochplateau, das topografisch dem Naturraum des Mosel-Saar-
Gaus (260) zugeordnet wird. Es markiert zugleich den westlichen Randbereich des Teil-
raums „Merziger Muschelkalkplatte / Saar-Nied-Gau“ (182), sodass sich das Plangebiet in 
einer Übergangszone zwischen zwei naturräumlichen Einheiten befindet. 

Die Hochfläche erstreckt sich in Höhenlagen zwischen etwa 340 und 370 m über NHN. Der 
höchste topografische Punkt im direkten Umfeld des Plangebietes ist der nahegelegene 
Kewelsberg, der gleichzeitig die landschaftliche Einrahmung nach Osten hin bestimmt. In 
Richtung des Ortsteils Wehingen fällt das Gelände am Ostrand des Plateaus markant um 
ca. 100 Höhenmeter ab. Diese Geländekante stellt eine prägnante Reliefstruktur dar und 
wird landschaftsbildlich durch Gehölzbestände eingefasst. 

Die Topographie im Plangebiet ist insgesamt sanft gewellt. Die Landschaft ist größtenteils 
offen, strukturell eher arm und nur vereinzelt durch Baumhecken oder kleinere Gehölzin-
seln gegliedert. Die bestehende Offenheit der Flur führt zu einer weiten Einsehbarkeit des 
Plateaus und begünstigt zugleich die Eignung des Gebiets für die Nutzung der Windener-
gie. Im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes bestehen daher bereits mehrere Wind-
parks, darunter die Bestandsanlagen des Windparks Wehingen-Tünsdorf, aber auch an-
grenzende Anlagen im Windpark Büschdorf (Gemeinde Perl) sowie südlich auf französi-
schem Staatsgebiet (Scheuerwald). 

6.3.3 Geologie und Böden 

Geologie 

Das Plangebiet befindet sich auf der sogenannten Borger Hochfläche, einer Teilformation 
des Mosel-Saar-Gaus, und ist geologisch dem Bereich des Oberen Muschelkalks (Farbton: 
blasslila) zuzuordnen. Die Gesteine dieser Formation entstanden im oberen Abschnitt der 
Triaszeit und bestehen überwiegend aus festem, karbonatreichem Kalkstein mit Zwi-
schenlagen von Mergel, Tonstein sowie stellenweise Dolomit. Die mäßig verkarstungsan-
fälligen Kalkgesteine bilden eine stabile Grundlage mit guter Tragfähigkeit für bauliche 
Anlagen wie Windenergieanlagen. In Senken oder flachmuldenartigen Geländeformen 
finden sich zusätzlich Pleistozäne Decklehme oder Fließerden, die aus Verwitterungs- und 
Umlagerungsprozessen stammen und lokal die Mächtigkeit des Bodenprofils erhöhen 
(Farbton: blassgelb). 



GEMEINDE METTLACH 
BEGRÜNDUNG VORENTWURF 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  
S e i t e  45 

 

Abbildung 8: Auszug aus der geologischen Karte des Saarlandes 

Böden 

Das Plangebiet umfasst unterschiedliche Bodenformen, die in vier klar abgegrenzte Bo-
deneinheiten untergliedert werden können. Diese spiegeln die geologischen, morpholo-
gischen und hydrologischen Standortbedingungen auf der Muschelkalkhochfläche wider. 
Die Böden sind insgesamt als leistungsfähig einzustufen und bieten eine gute Grundlage 
für landwirtschaftliche Nutzung. Ihre jeweilige Ausprägung beeinflusst das Wasserhalte-
vermögen, die Verdichtungsempfindlichkeit und die Erosionsgefährdung. 

BE 11 – Braunerde / Pseudogley-Braunerde aus parautochthonen Deckschichten (Farb-
ton: Ocker) 

Diese Böden entstehen auf leicht geneigten Flächen der Hochfläche über lösslehm- bis 
tonreichen Deckschichten mit gelegentlichen Residualtonen über Muschelkalkverwitte-
rung. Typisch ist ein humoser Oberboden (Ah) mit mittlerer Strukturstabilität, darunter 
ein tonreicher, zeitweise wasserstauender Bt-Horizont, der zur Ausbildung von Pseu-
dogleymerkmalen führt (z. B. Rostflecken, Marmorierung). Die Böden sind meist mittel-
gründig bis tiefgründig, jedoch in unteren Horizonten bei langanhaltender Nässe verdich-
tungsempfindlich. 

• Nutzung: Acker, vereinzelt Grünland 

• Wasserhaushalt: Frisch bis zeitweise wechselfeucht (Staunässe) 

• Bodenfunktionen: Gute Nährstoffspeicherung, eingeschränkte Filterfunktion bei 
Verdichtung 

• Empfindlichkeiten: Verdichtung bei Nässe, Bearbeitungserschwernis 

BE 14 – Kolluvisol aus holozänen Abschwemmdecken (Farbton: Dunkelbraun) 

Diese tiefgründigen Böden haben sich in flacheren Senken, Hangfüßen oder kleineren Rin-
nenlagen gebildet, wo durch Wassererosion abgeschwemmtes Bodenmaterial in Form 
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von Kolluvium akkumuliert wurde. Es handelt sich um sehr humose, nährstoffreiche Bö-
den, oft mit starkem Corg-Gehalt im gesamten Solum. Die Böden sind standörtlich beson-
ders fruchtbar, aber bei unsachgemäßer Nutzung hochgradig verdichtungsempfindlich. 

• Nutzung: Acker- und Sonderkulturen 

• Wasserhaushalt: Sehr günstig, hohe Wasserspeicherfähigkeit 

• Bodenfunktionen: Herausragende Standortfunktion, hohe biologische Aktivität 

• Empfindlichkeiten: Verdichtung, Erosion bei fehlender Bodenbedeckung 

BE 16 – Rendzina, Braunerde-Rendzina und Kalkbraunerde über Muschelkalk (Farbton: 
helles Lila) 

Diese Bodeneinheit tritt typischerweise auf stärker geneigten Partien des Hochplateaus 
auf, wo der Boden direkt über Kalkstein oder Dolomit entwickelt ist. Die Böden sind flach 
bis mittelgründig, der humose Ah-Horizont geht direkt in ein kalkhaltiges Cca- oder Cr-
Horizont über (Rendzina). In tieferen Muldenabschnitten kommt es zur Ausbildung von 
Braunerde-Rendzinen mit besserer Wasserversorgung. Die Skelettanteile sind lokal hoch. 

• Nutzung: Extensiv-Acker, Streuobstwiesen, Magerrasen 

• Wasserhaushalt: Mäßig trocken, geringe Wasserspeicherleistung 

• Bodenfunktionen: Geringe Puffer- und Filterfunktion, aber hohe Basenverfügbar-
keit 

• Empfindlichkeiten: Hohe Erosionsneigung bei offener Bodenbearbeitung 

BE 17 – Rendzina und Kalkbraunerde mit Terra Fusca-Anteilen (Farbton: Bordeaux) 

Diese Böden sind an topografisch höheren Lagen mit stärkeren Bodenentwicklungspro-
zessen zu finden. Der Übergang zu Terra fusca zeigt sich in tonig-lehmigem Unterboden 
mit rotbrauner bis bräunlicher Färbung (häufiger Fe-Eintrag), was auf intensive chemische 
Verwitterung in karbonatarmen Ausgangssubstraten hindeutet. Der Oberboden ist gut 
ausgebildet, jedoch kann bei tonreichen Horizonten Staunässe auftreten. 

• Nutzung: Hochwertiges Ackerland, Grünland, Dauerkulturen 

• Wasserhaushalt: Wechselfeucht, bei tonigem Substrat auch stauanfällig 

• Bodenfunktionen: Sehr gute Speicherfunktion, hohe Nährstoffverfügbarkeit 

• Empfindlichkeiten: Verdichtung bei nasser Witterung, Strukturstörung durch Be-
arbeitung 

Zusammenfassung 

Die Böden im Plangebiet sind überwiegend leistungsfähig, unterscheiden sich jedoch stark 
hinsichtlich ihrer ökologischen Funktionen und Nutzungseignung. Während BE 14 und BE 
17 als besonders ertragreiche und tiefgründige Ackerböden gelten, zeigen die Rendzina-
Standorte (BE 16) eine begrenzte Puffer- und Wasserspeicherleistung, aber gute Eignung 
für extensive Nutzungen. Die Staunässegefährdung in BE 11 und BE 17 erfordert bei Erd-
arbeiten besondere Vorsicht. 
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Abbildung 9: Auszug aus der Bodenübersichtskarte des Saarlandes 

6.3.4 Oberflächengewässer / Grundwasser 

Oberflächenwasser 

Im unmittelbaren Bereich des Plangebiets befinden sich keine Oberflächengewässer. Die 
nächstgelegenen Fließgewässer sind: 

• Steinbach: verläuft etwa 1,2 km südlich des Plangebiets in Richtung Tünsdorf. 

• Moselbach: befindet sich ca. 1,5 km nordwestlich des Plangebiets in Richtung We-
hingen. 

Aufgrund der Entfernung und der topografischen Gegebenheiten ist eine Beeinträchti-
gung dieser Gewässer durch das Vorhaben nicht zu erwarten. 

Die Entwässerung der versiegelten und teilversiegelten Nebenflächen (z. B. Kranstellflä-
chen, Fundamente) erfolgt dezentral und breitflächig in das angrenzende Gelände. Eine 
Gefährdung des Wasserhaushalts durch konzentrierte Oberflächenabflüsse wird durch 
die flächige Versickerung vermieden.  

Grundwasser 

Das Plangebiet liegt im Bereich des Oberen Muschelkalks, der hydrogeologisch als Fest-
gestein mit insgesamt geringem Wasserleitvermögen eingestuft wird. Die Mächtigkeit po-
tenziell wasserführender Horizonte ist gering. Grundwasserneubildung findet hauptsäch-
lich durch Sickerwasser aus Niederschlagsereignissen statt. 

Es befinden sich keine förmlich ausgewiesenen Wasserschutzgebiete innerhalb oder un-
mittelbar angrenzend an das Plangebiet. Allerdings liegt das Gebiet in der Nähe des ge-
planten Wasserschutzgebiets „Bethingen“, das die Gemarkungen Wehingen und Bethin-
gen im südlichen Gemeindegebiet umfasst. Es besteht aus zwei Teilflächen der Wasser-
schutzzone II und einer größeren Fläche der Schutzzone III 
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Abbildung 10: Auszug aus der hydrogeologischen Karte des Saarlandes 

6.3.5 Klima und Lufthygiene 

Klimatische Situation 

Das Plangebiet befindet sich auf einer leicht geneigten, offenen Hochfläche mit Höhenla-
gen zwischen ca. 340 und 370 m ü. NHN. Die Fläche ist großräumig unbebaut und weitge-
hend frei von strukturierenden Gehölzen, sodass eine hohe Strahlungs- und Windsensibi-
lität vorliegt. In östlicher Richtung wird die Fläche topografisch durch den Kewelsberg be-
grenzt, der mit ca. 393 m ü. NHN den höchsten Punkt der Umgebung darstellt. 

Aufgrund der Reliefverhältnisse kann sich im Plangebiet bei Strahlungswetterlagen nächt-
liche Kaltluft bilden. Diese kann jedoch nicht in Richtung der östlich gelegenen Ortslagen 
Tünsdorf und Wehingen abfließen, da der Kewelsberg eine topografische Barriere dar-
stellt. Der natürliche Kaltluftabfluss erfolgt vielmehr entlang flacherer Bereiche in nord-
westlicher bis westlicher Richtung, insbesondere in Richtung Büschdorf (ca. 310 m ü. 
NHN). Das Plangebiet weist somit eine begrenzte Bedeutung für die Frischluftversorgung 
angrenzender Siedlungen auf, erfüllt jedoch eine klimatische Ausgleichsfunktion im Sinne 
der Flächenbelüftung und Verdünnung potenzieller Luftschadstoffe. 

Lufthygienische Bewertung 

Im Plangebiet selbst gibt es keine nennenswerten Emissionsquellen. Die nächste rele-
vante Quelle luftgetragener Schadstoffe ist die Bundesautobahn A8, die in südlicher Rich-
tung in einem Abstand von rund 700 m verläuft. Aufgrund der regelmäßigen Windbewe-
gung auf der Hochfläche und der Entfernung zur Autobahn ist nicht von einer relevanten 
Vorbelastung der Luftqualität im Plangebiet auszugehen. 

Die bestehenden landwirtschaftlichen Nutzungen (intensiver Ackerbau) sind aus lufthygi-
enischer Sicht unkritisch. Temporäre Emissionen, z. B. durch den Einsatz von Baumaschi-
nen während der Errichtung der Windenergieanlagen, sind lokal begrenzt und zeitlich be-
fristet. 
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6.3.6 Arten und Biotope 

Vorbemerkungen 

Die folgenden Aussagen beruhen auf floristischen und faunistischen Erhebungen im Rah-
men der Umweltprüfung, die durch folgende Büros durchgeführt wurden: 

• Die Biotop- und Vegetationskartierung erfolgte durch das Institut für ökologische 
Natur- und Artenschutzplanung (Iföna), Völklingen. 

• Die faunistischen Untersuchungen, einschließlich der Erhebungen zu Vögeln, Fle-
dermäusen und Haselmäusen, wurden vom Büro Öko-Log Freilandforschung 
durchgeführt. 

Die Arbeiten orientierten sich an den fachlich anerkannten Standards und basierten auf 
den Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG), der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie (FFH-RL), der EU-Vogelschutzrichtlinie sowie dem Saarländischen Artenschutz-
Leitfaden. 

Die wesentlichen Erhebungszeiträume gliederten sich wie folgt: 

• Biotop- und Vegetationskartierung: Juli 2021 im 500-Meter-Umfeld der geplanten 
Windenergieanlagen, 

• Brutvogel- und Raumnutzungserhebungen: in den Jahren 2020 bis 2022, sowie Ak-
tualisierung der Brutvogel- und Großvogeldaten im Jahr 2025, 

• Zugvogelmonitoring: Herbst 2021 bis Frühjahr 2022, 

• Fledermauskartierung: April bis Oktober 2020 sowie erneut von April bis August 
2022, 

• Haselmausnachweise: als Zufallsbeobachtungen 2021 und 2022 im Bereich struk-
turreicher Gehölzsäume. 

Da seit Abschluss der Erhebungen bereits mehrere Jahre vergangen sind, erfolgt derzeit 
eine Aktualisierung der artenschutzfachlichen Untersuchungen, um mögliche Verände-
rungen im Artenspektrum, im Nutzungsmuster oder im Schutzstatus zu erfassen. Die im 
Jahr 2025 durchgeführte Aktualisierung betraf ausschließlich die Avifauna. Die Aussagen 
zu Fledermäusen stützen sich weiterhin auf die Untersuchungen aus den Jahren 2020 und 
2022. Die aktualisierten Daten sollen sicherstellen, dass die artenschutzrechtlichen Anfor-
derungen auch zum Zeitpunkt der späteren Genehmigungsentscheidung eingehalten wer-
den. 

6.3.6.1 Potenziell natürliche Vegetation 

Das Plangebiet liegt im Bereich des Saargaus auf einer überwiegend offenen Muschelkalk-
Hochfläche mit mäßig humosen, basenreichen Lehmböden. Geologisch ist der Obere Mu-
schelkalk dominierend, teilweise mit Lösslehmüberlagerungen. Unter Berücksichtigung 
der klimatischen, edaphischen und topografischen Bedingungen ist davon auszugehen, 
dass sich unter natürlichen Bedingungen im Gebiet vor allem folgende pnV-Ausprägungen 
einstellen würden: 

• Hainsimsen-Buchenwälder (Luzulo-Fagetum) auf flachgründigeren, trockeneren 
Standorten und Kuppenlagen über Kalkgestein. 

• Waldmeister-Buchenwälder (Galio odorati-Fagetum) in den besser wasserver-
sorgten Mulden- und Hanglagen. 

• Kleinflächig auch Seggen-Buchenwälder (Carici-Fagetum) oder Mischformen mit 
Eichen-Hainbuchenwäldern auf basenreichen Lehmstandorten. 
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Diese pnV-Typen gehören zur ordnungsgemäßen mitteleuropäischen Buchenwaldforma-
tion und sind durch Rotbuche (Fagus sylvatica) als dominante Baumart geprägt, mit be-
gleitenden Arten wie Hainbuche (Carpinus betulus), Esche (Fraxinus excelsior), Ahornar-
ten, Waldmeister, Hainsimse, Buschwindröschen und weiteren krautigen Frühjahrsgeo-
phyten. 

Heute sind diese Wälder vollständig durch agrarisch genutzte Offenlandflächen ersetzt. 
Die Flächennutzung beschränkt sich auf intensiven Ackerbau und lineare Gehölzstruktu-
ren. Die bestehende Vegetation weicht somit erheblich von der potenziell natürlichen 
Ausstattung ab. 

Die Aussage zur pnV beruht auf den kartierten Bodenverhältnissen (insb. BE 16 und 17) 
sowie den Vegetationszonen nach Bohn et al. (2000) und den Regionalisierungen der po-
tenziellen Waldgesellschaften für Südwestdeutschland (Ellenberg, 1996; Dierschke, 
1994). 

6.3.6.2 Biotoptypen 

Vegetation und Biotoptypen 

Das Plangebiet des Windparks Wehingen–Tünsdorf wird überwiegend durch intensiv ge-
nutzte Ackerstandorte (Biotoptyp 2.1 laut saarländischem Eingriffsleitfaden) geprägt. Die 
Fruchtfolgen umfassen meist Mais, Wintergetreide und Luzerne-Klee-Gras, wobei eine 
durchgängige Bodenbearbeitung und Düngung zur Ausbildung einer artenarmen Begleit-
flora führen. Charakteristische Arten sind Acker-Fuchsschwanz (Alopecurus myosuroides), 
Klatschmohn (Papaver rhoeas), Ackerwinde (Convolvulus arvensis) und verschiedene Eh-
renpreis-Arten. 

Im Umfeld der Altanlagen sowie entlang von Wegen und Rändern finden sich weitere, 
ökologisch differenziertere Biotoptypen: 

• Trockene Hochstaudenfluren (Biotoptyp 6.7): Diese vegetationskundlich hetero-
genen Flächen treten vor allem auf ehemaligen Kranstellplätzen auf. Sie sind 
durch eine artenreiche, blühende Krautschicht mit Ruderal- und Wiesenarten ge-
kennzeichnet (z. B. Wiesen-Flockenblume, Rainfarn, Disteln). 

• Wiesenbrachen trockener Standorte (Biotoptyp 2.7.2.2.1): Auf ehemaligen Weg-
rändern oder nicht mehr genutzten Flächen haben sich durch Sukzession artenrei-
che Magergrünlandgesellschaften entwickelt, die eine erhöhte Bedeutung für In-
sekten und bodenbrütende Vogelarten besitzen. 

• Feldgehölze (Biotoptyp 2.11): Insbesondere im nördlichen und westlichen Teil des 
Plangebiets befinden sich lineare Hecken- und Gehölzstrukturen. Diese bestehen 
aus Schlehe (Prunus spinosa), Weißdorn (Crataegus monogyna), Heckenrose, Ho-
lunder und vereinzelt Stieleiche und alten Obstbäumen. Die Feldgehölze bieten 
wichtige Rückzugs-, Nist- und Nahrungsräume für Heckenbrüter, Kleinsäuger und 
Insekten. Ein markanter Feldweg ist als Birnbaum-Allee mit Altbäumen ausgebil-
det. 

• Versiegelte bzw. baulich geprägte Flächen: Im Bereich der Alt-Windkraftanlagen 
befinden sich Schotterflächen, Betonfundamente und verdichtete Montageflä-
chen, die dauerhaft oder temporär versiegelt wurden. Diese Flächen sind vegeta-
tionsfrei oder weisen spärlichen Bewuchs mit Pionierarten auf. Sie entsprechen 
überwiegend den Biotoptypen 9.1 (Bauten und befestigte Flächen) sowie 6.2 (in-
tensiv genutzte Rohböden/Sonderstandorte). Der ökologische Wert ist als gering 
einzustufen, jedoch können bestimmte Teilbereiche (z. B. Rohbodenflächen) als 
temporärer Lebensraum für pionierartige Fauna von Relevanz sein. 
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Nicht zum Plangebiet gehören die dichten Strauch- und Gehölzstrukturen am Hang zum 
Kewelsberg im Osten. Diese befinden sich außerhalb des Geltungsbereichs und bleiben 
von baulichen Maßnahmen unberührt. Aufgrund ihrer ökologischen Bedeutung – insbe-
sondere als Lebensraum für Haselmaus und Strauchbrüter – wurden sie in die faunistische 
Bewertung einbezogen, aber nicht in die Eingriffsbilanz. 

Im Zuge der Biotoptypenkartierung (Juli 2021) wurden innerhalb des Geltungsbereichs 
keine gesetzlich geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG festgestellt. Ein wärmelieben-
des Gebüsch mit Schutzstatus liegt rund 100 m nordwestlich außerhalb des Plangebiets. 

6.3.6.3 Avifauna 

Im Umfeld des geplanten Windparks Wehingen–Tünsdorf wurde eine hohe Diversität an 
Brutvögeln festgestellt. Insgesamt konnten im Umkreis von 500 m um die geplanten 
Windenergieanlagen 52 Vogelarten festgestellt werden, davon 35 Brutvogelarten, 16 
Nahrungsgäste bzw. Arten im gerichteten Überflug ohne konkreten Flächenbezug sowie 
1 Art als Durchzügler. Darunter befinden sich zahlreiche Arten mit besonderem Schutz-
status gemäß Anhang I der EU-Vogelschutzrichtlinie bzw. Arten der Roten Liste, deren 
Vorkommen in diesem Landschaftsraum als bedeutend einzustufen ist.  

Offenlandarten 

Besonders hervorzuheben ist das flächendeckende Vorkommen der Feldlerche (Alauda 
arvensis) mit rund 50 Revierpaaren. Die Art nutzt die offenen Ackerflächen im gesamten 
Plangebiet als Brut- und Nahrungshabitat und zählt zu den am stärksten von Habitatver-
lusten durch Überbauung betroffenen Arten. 

Von besonderer Relevanz sind daneben die Brutvorkommen von Wachtel (Coturnix co-
turnix) und Wiesenschafstelze (Motacilla flava) im agrarisch geprägten Offenland. Die 
Wachtel wurde mit einem Revier im nordwestlichen Untersuchungsraum nachgewiesen; 
zwei weitere Nachweise gelangen nördlich außerhalb des 500-m-Radius. Die Wiesen-
schafstelze wurde mit einem Revier im Bereich zwischen den geplanten WEA 4 und 5 fest-
gestellt und ist damit ebenfalls unmittelbar vom Vorhaben betroffen. 

Nach dem aktuellen faunistischen Gutachten sind mindestens drei Revierzentren der 
Feldlerche durch die geplanten Baufelder unmittelbar betroffen. Hieraus ergibt sich ein 
konkreter artenschutzfachlicher Maßnahmenbedarf. 

Ergänzend kommt der Bluthänfling (Linaria cannabina) regelmäßig vor; insgesamt wurden 
sechs Reviere festgestellt, überwiegend in strukturreichen Randbereichen und im Umfeld 
von Feldgehölzen. Auch die Goldammer (Emberiza citrinella) wurde als Brutvogel nachge-
wiesen. Eine konkrete Revierzahl ist dem faunistischen Gutachten für die zusammenfas-
sende Bewertung jedoch nicht in gleicher Weise hervorgehoben zu entnehmen wie bei 
den zuvor genannten Arten. 

Hecken- und Gehölzbrüter 

An strukturreichen Übergängen zu Feldgehölzen und entlang von Wegsäumen wurden 
weitere gefährdete Arten wie der Neuntöter (Lanius collurio) mit zwei Brutrevieren , der 
Orpheusspötter (Hippolais polyglotta) mit zwei Revieren sowie weitere wertgebende Ar-
ten dokumentiert. Der Gartenrotschwanz wurde im Gutachten 2025 als Nahrungsgast und 
nicht als Brutvogel im 500-m-Radius geführt; Gleiches gilt für den Star. 

Greifvögel 

Im weiteren Umfeld wurden regelmäßig Rotmilane (Milvus milvus) und Schwarzmilan 
(Milvus migrans) beobachtet. Für die windkraftrelevanten Großvogelarten sind nach dem 
aktuellen Gutachten insbesondere Brutvorkommen auf französischer Seite relevant. Im 
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Jahr 2025 wurde ein zunächst besetztes Rotmilannest in ca. 1.160 m Entfernung festge-
stellt, das vermutlich infolge forstlicher Störungen aufgegeben wurde. Ein weiterer sicher 
über die Aktivitätszeit belegter Rotmilanhorst befand sich in ca. 1.750 m Entfernung. Der 
nächstgelegene Schwarzmilanhorst lag in ca. 1.600 m Entfernung. Die Tagaktivität der 
Tiere konzentrierte sich vor allem auf Streuobstflächen, Brachen und den angrenzenden 
Wald. 

Die Revierzentren liegen außerhalb des zentralen Prüfbereichs gemäß den artenschutz-
rechtlichen Bewertungsmaßstäben. Zugleich wird das agrarisch dominierte Offenland um 
die geplanten WEA vom Rotmilan regelmäßig aufgesucht, sodass der Gutachter als Ver-
meidungsmaßnahme die Installation eines Systems zur Bewirtschaftungsdetektion („Fle-
xiBird“) an allen sechs geplanten WEA empfiehlt. 

Weitere Greifvögel wie Turmfalke (Falco tinnunculus), Sperber (Accipiter nisus) und Mäu-
sebussard (Buteo buteo) konnten ebenfalls im Suchraum beobachtet werden, zeigen je-
doch keine erhöhte Empfindlichkeit gegenüber Windkraftnutzung im Plangebiet. 

Zugvögel 

Das Untersuchungsgebiet liegt im Einflussbereich großräumiger Zugkorridore, insbeson-
dere für Kraniche (Grus grus). Im Herbst- und Frühjahrszug kommt es regelmäßig zu Mas-
senzügen mit mehreren Tausend Individuen. Diese verlaufen jedoch überwiegend in grö-
ßeren Höhen über dem Rotorbereich. Einzelne Rastereignisse konnten nicht beobachtet 
werden. Als Maßnahme wird im faunistischen Gutachten ergänzend eine Abschaltung der 
Anlagen bei Kranichmassenzug (KISS) empfohlen. 

Bewertung 

Die im Plangebiet nachgewiesene Brutvogelgemeinschaft weist eine hohe ökologische 
Vielfalt mit Offenland-, Hecken- und Waldsaumarten auf. Besonders hervorzuheben sind 
die häufigen Brutvorkommen von Feldlerche, Bluthänfling und Goldammer sowie die Re-
viernachweise empfindlicher Arten wie Neuntöter, Wachtel, Wiesenschafstelze und Rot-
milan. Aus naturschutzfachlicher Sicht ist die Avifauna im Plangebiet ökologisch bedeu-
tend. Die Erhaltungszustände der Offenlandarten sind vielerorts rückläufig, weshalb be-
reits geringfügige Eingriffe kompensatorische Maßnahmen erfordern. Für die unmittelbar 
durch die Baufelder betroffenen Bodenbrüter werden im Gutachten insbesondere Ler-
chenfenster sowie Bunt-, Blüh- bzw. Schwarzbrachestreifen als geeignete Ausgleichsmaß-
nahmen empfohlen. 

6.3.6.4 Fledermäuse  

Ergebnisse 

Im Umfeld des geplanten Windparks Wehingen–Tünsdorf konnte eine artenreiche Fleder-
mausfauna nachgewiesen werden. Insgesamt wurden mindestens 10 Arten sicher nach-
gewiesen; unter Einbeziehung der akustisch nicht bis zur Art trennbaren Großen/Kleinen 
Bartfledermaus ergibt sich ein Spektrum von 11 nachgewiesenen Arten. Darunter befin-
den sich mehrere Arten mit besonderem Schutzstatus nach der FFH-Richtlinie sowie der 
Roten Liste Deutschlands bzw. des Saarlandes. 

Zu den häufigsten und regelmäßig nachgewiesenen Arten zählen: 

• Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) 

• Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus) 

• Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) 

Die Zwergfledermaus stellt die mit Abstand häufigste Art im Untersuchungsraum dar. 
Weitere sicher nachgewiesene Arten sind unter anderem Nymphenfledermaus, Großes 
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Mausohr, Breitflügelfledermaus, Großer Abendsegler, Mopsfledermaus und Große Hufei-
sennase. 

Mehrere dieser Arten, insbesondere Großer Abendsegler und Rauhautfledermaus, gelten 
als windkraftsensibel und unterliegen einem erhöhten Tötungsrisiko durch Rotorbewe-
gungen. 

Räumliche Verteilung und Aktivitätsbereiche 

Die Aktivität der Fledermäuse war im südlichen und südöstlichen Bereich des Untersu-
chungsraumes deutlich ausgeprägter als im Norden. Besonders intensiv wurden die Ge-
hölzstrukturen entlang der östlichen Hangkante sowie die bewaldeten Bereiche südlich 
der A8 als Hauptjagdräume genutzt. Diese bieten durch ihre strukturreiche Vegetation 
und hohe Insektenverfügbarkeit optimale Nahrungsbedingungen. Auch die linearen He-
cken entlang von Wegen wirken als Leitlinien und wurden regelmäßig beflogen. 

Die offene Feldflur innerhalb des Plangebiets wird hingegen nur sporadisch als Jagdraum 
genutzt. Ein Hinweis auf regelmäßigen Fledermauszug im Gebiet konnte nicht festgestellt 
werden. 

Quartiersituation 

Innerhalb des näheren Untersuchungsraumes konnten keine Fledermausquartiere fest-
gestellt werden. Potenzielle Baumhöhlen oder Spaltenquartiere zeigten keine belegbare 
Nutzung. Quartierpotenzial besteht grundsätzlich in den umliegenden Ortschaften sowie 
in Altholzbereichen angrenzender Wälder; der nächstgelegene Wald mit potenziellem Na-
turquartierpotenzial grenzt südlich an die A8 und liegt in minimal ca. 600 m Entfernung 
zu den geplanten WEA. Hinweise auf besetzte Quartiere in der für das Vorhaben relevan-
ten Umgebung ergaben sich daraus jedoch nicht. 

Da durch den Bau der geplanten WEA keine Quartiere oder essenziellen Jagdgebiete be-
troffen sind, konzentriert sich das Konfliktpotenzial nach dem faunistischen Gutachten auf 
das individuelle Schlag- bzw. Barotraumarisiko. Zur weiteren Konkretisierung des stand-
ortspezifischen Betriebsalgorithmus wird ein zweijähriges bioakustisches Gondelmonito-
ring empfohlen; dieses soll an drei der sechs WEA erfolgen. 

6.3.6.5 Weitere Tiergruppen 

Allgemeine Einschätzung 

Neben der Avifauna und den Fledermäusen wurden im Rahmen der faunistischen Be-
standsaufnahme auch weitere Tiergruppen in die artenschutzrechtliche Betrachtung ein-
bezogen. Aufgrund der stark ausgeräumten und intensiv ackerbaulich genutzten Struktur 
des Plangebietes sowie der Lage auf einer weithin offenen Hochfläche, wurden im Vorfeld 
der Planung für das Vorhaben keine wesentlichen Konflikte mit sonstigen Tiergruppen er-
wartet. Dennoch wurden Hinweise auf relevante Vorkommen geprüft und – soweit erfor-
derlich – dokumentiert. 

Haselmaus 

Die Haselmaus (Muscardinus avellanarius) ist eine nach Anhang IV der FFH-Richtlinie ge-
schützte Art und wurde im Zuge der faunistischen Erhebungen als Zufallsfund nachgewie-
sen. Besonders relevant erscheint in diesem Zusammenhang ein dichter Gebüschstreifen 
entlang der östlich gelegenen Hangkante des Untersuchungsraums, in dem von einer ver-
gleichsweise hohen Siedlungsdichte der Art ausgegangen werden kann. Dieser Bereich 
liegt außerhalb des direkten Plangebietes, wird aber hinsichtlich möglicher Auswirkungen 
– etwa durch Kabelverlegungen oder Zuwegungsmaßnahmen – mitbetrachtet. Nach der-
zeitigem Stand sind keine Gehölzbestände in diesem Bereich durch die geplante Nutzung 
betroffen, sodass keine weiterführenden Untersuchungen erforderlich sind. 
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Kleinsäuger und weitere Säugetiere 

Neben der Haselmaus sind keine weiteren streng geschützten Kleinsäugerarten nachge-
wiesen worden. Die intensiven Ackerflächen bieten kaum geeigneten Lebensraum für 
spezialisierte Arten. Arten wie Feldmaus (Microtus arvalis) oder Waldspitzmaus (Sorex 
araneus) sind in solchen Habitaten häufig, unterliegen aber keinen besonderen Schutz-
maßnahmen. 

Amphibien und Reptilien 

Strukturelle Voraussetzungen für Amphibienlaichgewässer (z. B. temporäre Tümpel, was-
serführende Senken) fehlen im Bereich des Plangebietes vollständig. Ebenso wurden 
keine kleinstrukturierten Rückzugsräume für Reptilien (etwa Trockenmauern, extensive 
Brachen oder südexponierte Böschungen) identifiziert. Demnach sind Vorkommen ge-
schützter Amphibien- oder Reptilienarten nach gegenwärtigem Kenntnisstand ausge-
schlossen. 

Insekten, insbesondere Tagfalter 

Die landwirtschaftlich intensiv genutzten Flächen des Plangebietes weisen eine artenarme 
Vegetationsstruktur mit kaum blütenreichen Elementen auf. Entsprechend gering ist das 
Vorkommen an Tagfaltern oder sonstigen spezialisierten Insektenarten. Kleinflächige, 
brachgefallene Kranstellflächen und marginale Säume mit Hochstauden können punktuell 
als Lebensraum für Einzelarten dienen, ihre ökologische Bedeutung ist jedoch als gering 
einzuschätzen. 

Fazit 

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass außerhalb der Fledermäuse und Avifauna kein er-
hebliches Konfliktpotenzial für weitere Tiergruppen besteht. Die festgestellten Vorkom-
men, insbesondere der Haselmaus im Umfeld, werden durch die Planung nicht beein-
trächtigt, sofern keine zusätzlichen Gehölze entfernt oder aufgebrochen werden. Gleich-
wohl sind bei der technischen Ausführung (insbesondere bei der Verlegung von Leitungen 
oder Herstellung von Baustraßen) die relevanten Artenschutzvorgaben einzuhalten. Die 
ökologisch relevanten Gehölzstrukturen im erweiterten Untersuchungsraum sind zu ver-
meiden bzw. zu schützen. 

6.3.7 Immissionssituation 

Das Plangebiet liegt auf einer weithin offenen Hochfläche des Saargaus zwischen den 
Ortsteilen Wehingen und Tünsdorf. Die Umgebung ist überwiegend landwirtschaftlich ge-
prägt. Die immissionsseitige Vorbelastung im Gebiet ist im Vergleich zu dicht besiedelten 
Räumen als moderat einzustufen, weist aber in Teilbereichen bereits erkennbare Einflüsse 
aus bestehenden Nutzungen auf. 

Lärmbelastung 

Die dominierenden Lärmquellen im Plangebiet sind aktuell: 

• bestehende Alt-Windenergieanlagen: Insgesamt befinden sich innerhalb und un-
mittelbar am Rand des Plangebietes derzeit zwölf Windenergieanlagen älterer 
Bauart in Betrieb. Diese verursachen sowohl hörbare Luftschallimmissionen als 
auch – je nach Windrichtung und Betriebsmodus – intermittierende Geräusche, 
die im näheren Anlagenumfeld wahrnehmbar sind. Besonders bei gleichzeitiger 
Windrichtung und -geschwindigkeit kann es zu charakteristischen periodischen 
Schwankungen im Geräuschpegel (sogenannter Amplitudenmodulation) kom-
men. 
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• Verkehrslärm der Bundesautobahn A 8: Südlich des Plangebietes verläuft in einem 
Abstand von rund 150–300 m die BAB 8. Je nach Topografie, Bewuchs und Wind-
richtung ist der Verkehrsfluss in großen Teilen des Plangebietes akustisch wahr-
nehmbar, insbesondere bei ruhigem Wetter oder Inversionslagen. Eine relevante 
Dauerlärmbelastung besteht jedoch primär in unmittelbarer Nähe zur Auto-
bahntrasse. 

Außerhalb dieser beiden Quellen sind keine weiteren erheblichen Lärmverursacher vor-
handen. Die Siedlungen Wehingen und Tünsdorf liegen jeweils rund 1,5 bis 2 km vom 
Zentrum des Plangebietes entfernt, sodass keine städtisch geprägte Hintergrundkulisse 
vorliegt. 

Schattenschlag durch Altanlagen 

Ein Teil der bestehenden Windenergieanlagen erzeugt bereits heute temporäre Schatten-
wurfereignisse auf einzelne angrenzende Wohngebäude, vor allem in Richtung Nordwes-
ten und Süden. Da die Bestandsanlagen größtenteils nicht über automatische Schatten-
abschaltungen verfügen, können die Belastungen an betroffenen Punkten im Jahresver-
lauf die nach Immissionsschutzrecht empfohlenen Richtwerte von 30 Stunden/Jahr über-
schreiten. 

Lichtimmissionen 

Die Bestandsanlagen verfügen über einfache Hinderniskennzeichnungen (Befeuerung) 
nach den damaligen luftrechtlichen Vorgaben. Diese sind nicht bedarfsgesteuert, sondern 
dauerhaft in Betrieb (ständige Nachtbefeuerung), was insbesondere bei klarem Wetter 
und geringem Umgebungslicht zu visuellen Belastungen führen kann. 

Luftqualität 

Es bestehen im Plangebiet keine industriellen Emittenten oder sonstige relevante Quellen 
für Luftverunreinigungen. Die Luftqualität ist entsprechend der ländlich geprägten Struk-
tur als gut einzustufen. Gelegentliche landwirtschaftliche Aktivitäten wie Düngung oder 
Gülleausbringung können lokal kurzfristige Geruchsbelastungen verursachen, jedoch 
ohne dauerhafte Auswirkungen auf die Luftreinheit. 

Fazit 

Die gegenwärtige Immissionssituation im Plangebiet ist insgesamt durch eine geringe bis 
mäßige Belastung gekennzeichnet, wobei die Hauptemissionsquellen die bestehenden 
Windenergieanlagen und der Verkehrsfluss der BAB 8 darstellen. Beide führen punktuell 
zu hörbaren und optischen Beeinträchtigungen, ohne jedoch die Belastungsschwellen für 
Wohngebiete systematisch zu überschreiten. Das geplante Repowering sieht den Rückbau 
von neun älteren Bestandsanlagen und die Errichtung von sechs neuen WEA vor; hieraus 
ergibt sich grundsätzlich die Möglichkeit, die Immissionssituation durch moderne Anla-
gentechnik, schalloptimierte Betriebsweisen, BNK und gezieltes Abschaltmanagement zu 
verbessern. 

6.3.8 Landschaftsbild 

Das Plangebiet liegt auf einem sanft geneigten, offenen Höhenrücken des Saargaus zwi-
schen den Ortsteilen Wehingen im Westen und Tünsdorf im Osten. Die topografische Lage 
ist durch eine weitgehend flache bis leicht ansteigende Hochfläche geprägt, die sich in 
östlicher Richtung zum bewaldeten Höhenzug des Kewelsbergs hin entwickelt. Die Hö-
henlage des Gebietes und der weitgehende Mangel an höherwüchsigen Landschaftsele-
menten führen zu einer ausgeprägten Weite und Offenheit des Landschaftseindrucks. 
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Die landwirtschaftliche Nutzung dominiert das Erscheinungsbild des Plangebietes. Es han-
delt sich um großflächige, intensiv ackerbaulich bewirtschaftete Schläge, die nur selten 
durch Gehölzstrukturen, Hecken oder Randvegetation gegliedert werden. Einzelne Feld-
wege durchziehen das Gebiet, teils begleitet von linearen Feldgehölzstreifen oder Altbäu-
men, wie etwa einer markanten Birnbaumreihe entlang eines unbefestigten Weges. Diese 
wenigen landschaftsbildprägenden Strukturelemente treten jedoch gegenüber der offe-
nen Flur deutlich in den Hintergrund. 

Ein zentrales gestalterisches Element des bestehenden Landschaftsbildes ist der Bestand 
der älteren Windenergieanlagen, die in lockerer, teilweise ungeordneter Stellung im Plan-
gebiet verteilt sind. Die Altanlagen prägen das Landschaftsbild sowohl aus dem Nahbe-
reich als auch aus mittleren Entfernungen deutlich. Ihre visuelle Wirkung ergibt sich dabei 
weniger aus ihrer Höhe als aus ihrer Vielzahl und flächigen Verteilung, was zu einem tech-
nischen Gesamtcharakter des Landschaftsraumes führt. 

Südlich des Plangebietes verläuft die Bundesautobahn A 8, deren Trasse topografisch 
leicht tiefer liegt und im unmittelbaren Landschaftsbild nicht in Erscheinung tritt. Akus-
tisch sowie durch abendliche Lichteffekte ist sie jedoch aus dem Plangebiet und dessen 
Umfeld wahrnehmbar. Die Verkehrsader bildet gleichzeitig eine landschaftliche Zäsur zwi-
schen der landwirtschaftlich genutzten Hochfläche und dem südlich angrenzenden Wald-
gebiet. 

In Richtung Osten erhebt sich der Kewelsberg, dessen bewaldete Hänge einen deutlichen 
landschaftlichen Kontrast zur offenen Ackerflur darstellen. Das dortige FFH- und Land-
schaftsschutzgebiet wirkt raumbildend und visuell beruhigend. Aufgrund seiner naturna-
hen Struktur und seiner ökologischen Bedeutung stellt es einen landschaftsbildlich hoch-
wertigen Bereich dar, der dem intensiv genutzten Agrarraum vorgelagert ist. 

Insgesamt ist das Landschaftsbild des Plangebietes im Bestand als offene, funktional ge-
prägte Kulturlandschaft mit geringer naturräumlicher Gliederung und dominierender 
technischer Prägung durch Altanlagen zu charakterisieren. Einzelne Elemente wie Obst-
baumreihen, Feldgehölze und der Blick zum Kewelsberg bringen landschaftliche Qualität 
ein, treten im zentralen Bereich des Plangebietes aber deutlich hinter die Nutzfunktion 
zurück. 

6.3.9 Erholungsnutzung 

Das Plangebiet befindet sich auf einem ackerbaulich intensiv genutzten Hochplateau zwi-
schen den Ortsteilen Wehingen, Tünsdorf und Büschdorf in der Gemeinde Mettlach. Auf-
grund seiner offenen, weitgehend strukturarmen Landschaft ist das Gebiet aus land-
schaftsästhetischer Sicht zwar gut einsehbar, verfügt jedoch nur über eingeschränkte 
Qualitäten für die Erholungsnutzung. 

Eine spezifische touristische oder freizeitorientierte Infrastruktur – wie Rastplätze, gestal-
tete Aussichtspunkte oder Themenwege – ist innerhalb des Geltungsbereichs nicht vor-
handen. Der vorhandene Windpark sowie die intensive landwirtschaftliche Nutzung min-
dern die Attraktivität des Gebiets für eine naturnahe oder stille Erholung. 

Im näheren Umfeld ist jedoch der Rundwanderweg „Wehinger Viezpfad“ von Bedeutung. 
Dieser verläuft in westlicher Richtung in einer Entfernung von etwa 1,1 Kilometern Luftli-
nie zum Plangebiet. Entlang des Viezpfads befindet sich ein gestalteter Aussichtspunkt mit 
Sitzgelegenheit und Beschilderung, von dem aus sich die Weite der Hochfläche sowie Aus-
blicke in das Saartal und Richtung Frankreich erschließen. Aufgrund der erhöhten Lage 
des Plangebietes ist der bestehende Windpark von dort aus gut sichtbar. 
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Abseits dieses Punktes ist die Erholungsnutzung im Plangebiet selbst durch die bestehen-
den Windenergieanlagen, die Trasse der Bundesautobahn A 8 im Süden sowie die fehlen-
den landschaftsgliedernden Elemente eingeschränkt. Der visuelle und akustische Einfluss 
dieser Infrastrukturen reduziert die Erlebbarkeit von Ruhe und landschaftlicher Abge-
schiedenheit, wie sie für naturnahe Erholungsräume typisch ist. 

Die vorhandenen Feldwege werden überwiegend für landwirtschaftliche Zwecke genutzt 
und sind nicht gezielt für Wandernde oder Radfahrende erschlossen. Eine touristische In-
wertsetzung ist bislang nicht erfolgt. Entsprechend lässt sich das Plangebiet im derzeitigen 
Zustand nicht als hochwertiger Erholungsraum einstufen. 

6.3.10 Kultur- und Sachgüter 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft 

Das Plangebiet befindet sich auf einer landwirtschaftlich intensiv genutzten Hochfläche 
des Saargaus zwischen den Ortsteilen Wehingen, Tünsdorf und Büschdorf. Die Fläche ist 
vollständig ackerbaulich geprägt und wird überwiegend für den Anbau von Getreide, Silo-
mais und Luzerne-Gras genutzt. Die großflächigen, zusammenhängenden Schläge sind ar-
rondiert und werden mit modernen Maschinen bewirtschaftet. Die Böden sind fruchtbar 
und gut durchlässig, was zu hohen landwirtschaftlichen Nutzwerten führt. 
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Abbildung 11: Landwirtschaftliches Ertragspotenzial 

Die landwirtschaftliche Nutzung dominiert das Erscheinungsbild der Landschaft vollstän-
dig. Gehölzstrukturen, Brachen oder Grünlandflächen kommen im Plangebiet nur punk-
tuell vor, etwa entlang einzelner Feldwege oder in Form kleinerer Gehölzstreifen mit Ein-
zelbäumen. 

Ein Wirtschaftswegenetz erschließt die Flächen funktional für die landwirtschaftliche Nut-
zung. Die Wege sind teils geschottert, teils unbefestigt, aber in der Regel ausreichend di-
mensioniert für landwirtschaftliche Fahrzeuge. Im Süden verläuft zudem ein asphaltierter 
Betriebsweg in Richtung der Bundesautobahn A 8. 

Forstwirtschaftliche Flächen befinden sich nicht innerhalb des Plangebietes. Die nächst-
gelegenen Waldflächen liegen südlich der A 8 sowie östlich am Hang des Kewelsbergs, 
jeweils außerhalb des Geltungsbereichs. Eine forstwirtschaftliche Nutzung oder Beeinflus-
sung durch das Plangebiet besteht daher nicht. 

Denkmalschutz 

Im Plangebiet des Repowering-Windparks Wehingen–Tünsdorf sind nach aktuellem 
Kenntnisstand keine oberirdisch sichtbaren Kulturdenkmäler vorhanden. Auch sonstige 
ortsfeste historische Bauten oder geschützte Kulturgüter wurden innerhalb des Geltungs-
bereichs bislang nicht dokumentiert. 

Gemäß einer Auskunft des Landesdenkmalamtes quert jedoch eine historische römische 
Straße das Plangebiet. Ihr genauer Verlauf ist nicht vollständig gesichert, jedoch deuten 
mehrere Flurnamen wie „Im Schatzloch“ und „Heidhuf“ auf archäologische Fundstätten 
hin. Diese Namen sind typisch für Fluren mit historischem Bezug und könnten auf eine 
frühere Nutzung oder Funde hinweisen. In der Flur „Im Schatzloch“ wurde nördlich des 
Plangebietes bereits ein Steinbeil entdeckt. Daher besteht im Bereich der Planfläche eine 
erhöhte Wahrscheinlichkeit für das Vorkommen unterirdischer Bodendenkmäler, insbe-
sondere im Nahbereich der vermuteten römischen Trasse. 

6.3.11 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
(Nullvariante) 

Bei der sogenannten „Nullvariante“ wird davon ausgegangen, dass das geplante 
Repowering des Windparks Wehingen–Tünsdorf nicht realisiert wird. Die bestehenden 
zwölf Windenergieanlagen verbleiben an ihren aktuellen Standorten und werden weiter-
hin betrieben. Eine Anpassung an neue technische oder immissionsschutzrechtliche Stan-
dards erfolgt nicht. 
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Landschaftsbild und Erholung 

Das Landschaftsbild bleibt durch die bestehende Zahl und Verteilung der Altanlagen dau-
erhaft technisch überprägt. Aufgrund der unregelmäßigen Anordnung und der vergleichs-
weise geringen Höhen ohne räumliche Bündelung wirken die Anlagen insbesondere aus 
mittlerer Entfernung uneinheitlich und visuell zergliedert. Der gestalterische Gewinn, der 
durch eine Reduktion der Anlagenzahl und eine geordnete Neuanordnung erzielt werden 
könnte, bleibt aus. Auch für die Erholungsnutzung, etwa entlang des Wehinger Viezpfads, 
ist keine Verbesserung zu erwarten. 

Immissionssituation 

Die Geräusch- und Schattenwurfbelastung bleibt entsprechend auf dem bisherigen Ni-
veau.  

Klimaschutz und Energieeffizienz 

Die bestehenden Anlagen erreichen – gemessen an aktuellen technischen Standards – 
eine vergleichsweise geringe spezifische Stromausbeute. Der Weiterbetrieb würde lang-
fristig zu einer sinkenden technischen Verfügbarkeit führen und nur einen begrenzten Bei-
trag zur Erreichung der regionalen und nationalen Ausbauziele für erneuerbare Energien 
leisten. Das Potenzial zur Effizienzsteigerung und Flächennutzung durch moderne Anlagen 
bleibt ungenutzt. 

Biotop- und Artenschutz 

Die derzeitigen Standorte sind seit mehreren Jahren etabliert, sodass von einer gewissen 
Eingewöhnung der lokalen Fauna an die bestehende Situation ausgegangen werden kann. 
Veränderungen in der Nutzung oder neue Eingriffe in den Naturraum erfolgen bei Nicht-
durchführung der Planung nicht. Neue Habitatverluste, Bodenversiegelungen oder Stö-
rungen von Biotopstrukturen treten nicht auf. Die aktuell bestehenden Verhältnisse – 
auch im Hinblick auf potenzielle Wechselwirkungen mit windkraftsensiblen Arten – blei-
ben somit erhalten. Aussagen über bestehende Beeinträchtigungen oder Risiken können 
nur im Rahmen vertiefter artenschutzrechtlicher Prüfungen getroffen werden. 

Boden und Flächennutzung 

Eine Veränderung der Bodennutzung erfolgt nicht. Die bestehenden Anlagenstandorte 
sowie Zuwegungen und Kranstellflächen verbleiben dauerhaft im Raum. Rückbauver-
pflichtungen bestehen nur bei endgültiger Stilllegung der Anlagen. Entsprechend bleiben 
versiegelte oder verdichtete Bereiche weiterhin in Anspruch genommen. Eine land-
schaftsökologische Verbesserung durch gezielten Rückbau einzelner Anlagen oder infra-
struktureller Elemente ist in der Nullvariante nicht vorgesehen. 

Fazit 

Die Nullvariante führt zur Fortschreibung des gegenwärtigen Zustands. Potenziale zur Re-
duktion der Zahl technischer Eingriffe, zur Steigerung der Energieeffizienz sowie zur ge-
zielten Steuerung von Immissions- und Nutzungskonflikten bleiben ungenutzt. Gleichzei-
tig bleibt der Eingriff in bestehende Strukturen aus, wodurch sich kurzfristig keine zusätz-
lichen Belastungen für Natur und Landschaft ergeben. Eine nachhaltige Entwicklung des 
Standortes im Sinne aktueller Umwelt- und Klimaziele wird jedoch nicht erreicht. 

6.4 BESCHREIBUNG DER VERMEIDUNGS-, VERMINDERUNGS- UND AUSGLEICHS-
MASSNAHMEN 

Zur Reduktion der mit dem Repowering des Windparks Wehingen–Tünsdorf verbundenen 
Umweltauswirkungen wurden bereits im Rahmen der Bauleitplanung umfassende Ver-
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meidungs- und Verminderungsmaßnahmen konzipiert. Diese wurden teilweise über ver-
bindliche Festsetzungen (§ 9 BauGB), teilweise über Hinweise in den Bebauungsplan über-
nommen. Ziel ist es, Eingriffe in Natur, Landschaft und Schutzgüter auf ein erforderliches 
Maß zu begrenzen und die Umweltauswirkungen auf Grundlage des Standes der Technik 
zu minimieren. Soweit artenschutzrechtlich zwingende Maßnahmen nicht oder nicht ab-
schließend im Bebauungsplan festgesetzt werden können, sind diese über städtebauliche 
Vereinbarungen bzw. im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren verbind-
lich sicherzustellen. 

6.4.1 Vermeidungsmaßnahmen 

Bauzeitenbeschränkung gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG 

Rodungs- und Rückschnittarbeiten dürfen ausschließlich außerhalb der gesetzlich defi-
nierten Brut- und Setzzeiten erfolgen. Diese zeitliche Einschränkung ist im Bebauungsplan 
als Hinweis aufgenommen: Arbeiten sind nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar 
zulässig. 

Ergänzend ist zum Schutz bodenbrütender Vogelarten sicherzustellen, dass es während 
der Bauphase nicht zu einer Ansiedlung von Brutvögeln im Baufeld kommt. Sofern Bauar-
beiten im Zeitraum vom 1. März bis 30. September stattfinden, sind ergänzend Maßnah-
men zur Verhinderung einer Ansiedlung bodenbrütender Vogelarten im Baufeld umzuset-
zen. Hierzu gehören insbesondere eine regelmäßige Bearbeitung der Bauflächen durch 
Mähen oder Grubbern, die Herstellung offener Schwarzbrachen, eine optische Störkulisse 
mit Flatterband sowie die Überwachung durch eine ökologische Baubegleitung. 

Standortwahl und Bündelung der Anlagen 

Die sechs neuen Windenergieanlagen ersetzen insgesamt neun Altanlagen und konzent-
rieren sich auf kompaktere Standorte. Durch diese Reduktion und Bündelung wird die Flä-
cheninanspruchnahme gegenüber dem Bestand deutlich verringert. FFH- und Land-
schaftsschutzgebiete bleiben vollständig unberührt; zum Gebiet „Kewelsberg“ wird ein 
ausreichender Abstand eingehalten. 

Rückbauverpflichtung für Altanlagen 

Gemäß verbindlicher Festsetzung im Bebauungsplan ist die Errichtung neuer Anlagen nur 
zulässig, wenn die Altanlagen vollständig rückgebaut wurden. Dies umfasst auch Neben-
anlagen, Zuwegungen und Fundamente. Sämtliche unterirdische Leitungen sind stillzule-
gen oder zu entfernen. Im Genehmigungsverfahren ist hierzu ein Rückbau- und Verwer-
tungskonzept vorzulegen. Beim Rückbau der Bestandsanlagen sind zudem die Anforde-
rungen des Bodenschutzes zu beachten; insbesondere ist der LABO-Leitfaden „Anforde-
rungen des Bodenschutzes an den Rückbau von Windenergieanlagen“ (2021) in der je-
weils geltenden Fassung anzuwenden. 

Minimierung der Bodenversiegelung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

Die zulässige Grundfläche pro Anlage ist auf 8.700 m² begrenzt. Mindestens 70 % dieser 
Fläche sind wasserdurchlässig herzustellen. Diese Festsetzung dient dem Erhalt der natür-
lichen Versickerungsfähigkeit und wird insbesondere bei Montageflächen, Kranstellflä-
chen und Zufahrten angewandt. 

Der bei Baumaßnahmen anfallende Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB sowie nach DIN 
18320 und DIN 19639 fachgerecht zu behandeln, zu lagern und möglichst ortsnah wieder 
zu verwenden. Eine Durchmischung, Verdichtung oder ungesicherte Zwischenlagerung ist 
zu vermeiden. 
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Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) für Bodenbrüter 

Das faunistische Gutachten weist für Bodenbrüter des agrarischen Offenlandes, insbeson-
dere für die Feldlerche, Habitatverluste nach. Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Ver-
botstatbestände sind daher vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) vor-
zusehen. Vorgesehen sind insbesondere die Anlage von Blüh-, Bunt- oder Schwarzbra-
chestreifen sowie ergänzend die Einrichtung von Lerchenfenstern unter Einhaltung der 
gutachterlich benannten Mindestabstände zu Windenergieanlagen. Die Maßnahmen 
müssen vor Inbetriebnahme der Anlagen wirksam umgesetzt sein. 

6.4.2 Verminderungsmaßnahmen 

Schattenvermeidung durch automatische Abschaltung 

Die Anlagen sind mit einem System zur automatischen Schattenabschaltung ausgestattet. 
Eine verbindliche Festsetzung stellt sicher, dass bei drohender Überschreitung von 30 Mi-
nuten/Tag bzw. 30 Stunden/Jahr an berechneten Immissionspunkten eine Abschaltung 
erfolgt. Die Maßnahme dient dem Schutz sensibler Wohnnutzungen in der Umgebung. 

Lichtemissionen – Bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung (BNK) 

Alle neuen Anlagen sind mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) gemäß 
LuftVG auszustatten. Ein entsprechender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufge-
nommen. Die BNK reduziert die Lichtemissionen auf das sicherheitstechnisch notwendige 
Maß und trägt zum Schutz des Landschaftsbildes bei. 

Schallschutz gemäß TA Lärm 

Ein Hinweistext im Bebauungsplan weist auf die Verbindlichkeit der TA Lärm im immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren hin. Die moderne Anlagentechnik ermög-
licht eine gezielte Steuerung der Emissionen, ggf. über Betriebsbeschränkungen. 

Erhalt und Schutz vorhandener Gehölze gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 

Die im Plangebiet vorhandenen Feldgehölzstreifen und Einzelbäume sind zu erhalten. Eine 
verbindliche Festsetzung verpflichtet zur Wiederherstellung bei Verlust oder Beschädi-
gung während der Bauarbeiten. So wird der ökologische und landschaftliche Wert dieser 
Strukturen gesichert. 

Ökologisch verträgliche Bauweise und Materialwahl 

Zuwegungen und Montageflächen sind wasserdurchlässig auszubilden. Eingesetzte Mate-
rialien dürfen keine auslaugbaren Schadstoffe enthalten. Der Schutz des Mutterbodens 
erfolgt gemäß Hinweistext unter Bezug auf § 202 BauGB und DIN 19639. 

Betriebsbezogene Maßnahmen zum Schutz von Großvögeln 

Zum Schutz kollisionsgefährdeter Großvogelarten, insbesondere Rot- und Schwarzmilan, 
sind bewirtschaftungsabhängige Abschaltungen vorzusehen. Diese erfolgen auf Grund-
lage landwirtschaftlicher Bewirtschaftungsereignisse mittels eines Systems zur Bewirt-
schaftungsdetektion (z. B. FlexiBird) an allen geplanten Windenergieanlagen. Die Maß-
nahme ist inhaltlich im Bebauungsplan benannt; die konkrete technische Umsetzung, ins-
besondere Sensorik, Algorithmen und Abschaltparameter, erfolgt im immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren. 

Maßnahmen zum Schutz ziehender Vogelarten 

Zum Schutz ziehender Vogelarten sind bei Massenzugereignissen, insbesondere beim Kra-
nichzug, ereignisbezogene Abschaltungen vorzusehen. Die Umsetzung erfolgt im immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren und umfasst insbesondere zeitlich be-
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grenzte Abschaltungen bei dokumentierten Massenzugereignissen, die Nutzung geeigne-
ter Monitoring- und Meldesysteme sowie die Anpassung der Maßnahmen an aktuelle 
fachliche Erkenntnisse. 

Sichtbarkeitserhöhung 

Zur Verbesserung der Sichtbarkeit der Anlagen für Zug-, Gast- und Rastvögel ist eine farb-
liche Kennzeichnung von Mastfuß und Rotorspitzen vorgesehen. Hierdurch soll das Kolli-
sionsrisiko für ziehende Vogelarten weiter vermindert werden. 

Maßnahmen zum Schutz von Fledermäusen 

Zum Schutz windkraftsensibler Fledermausarten ist ein bioakustisches Gondelmonitoring 
an drei WEA (WEA 1, 3 und 6) vorgesehen. Auf Grundlage der Monitoring-Ergebnisse sind 
gegebenenfalls standortspezifische Abschaltalgorithmen abzuleiten und umzusetzen. 

6.4.3 Ausgleichsmaßnahmen 

Für die durch das Vorhaben betroffenen Reviere der Feldlerche und weiterer wertgeben-
der Bodenbrüter des agrarischen Offenlandes sind vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
(CEF) erforderlich. Nach dem faunistischen Gutachten umfasst der konkrete Ausgleichs-
bedarf für drei betroffene Reviere 30 Lerchenfenster à 20 m² sowie ergänzend 0,3 bis 0,6 
ha Blüh-, Bunt- oder Schwarzbrachestreifen. 

Die konkrete räumliche Zuordnung, Ausgestaltung und rechtliche Sicherung der Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen über städtebauliche Verträge sowie – soweit erforderlich 
– im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren. 

6.5 PROGNOSE ÜBER DIE ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES 

Die zu erwartenden Auswirkungen lassen sich nach der Art und dem Zeitpunkt ihres Wirk-
samwerdens unterteilen in:  

• baubedingte Wirkungen 

• anlagebedingte Wirkungen 

• betriebsbedingte Wirkungen. 

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über mögliche Wirkfaktoren von Windenergie-
anlagen: 

Schutzgut 
(gemäß 
UVPG) 

Wirkfaktor 
Mögliche Auswirkun-
gen 

Mögliche 
betroffene 
Schutzgü-
ter 

Minderungsmaßnah-
men 

Fläche 
Flächenver-
siegelung, 
Verdichtung 

Verlust natürlicher Bo-
denfunktionen, Erosion 

Fläche, Bo-
den, Was-
ser, Tiere, 
Pflanzen 

Nutzung bestehender 
Wege, Begrenzung der 
Fundamentgröße, Re-
naturierung, Boden-
schutzmaßnahmen 

Boden 

Bodenverän-
derung durch 
Fundamentie-
rung 

Verlust bzw. Beein-
trächtigung natürlicher 
Bodenfunktionen, Ver-
änderung des Was-

Boden, 
Wasser 

flächensparende 
Standortwahl, Begren-
zung der dauerhaft 
versiegelten Flächen, 
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Schutzgut 
(gemäß 
UVPG) 

Wirkfaktor 
Mögliche Auswirkun-
gen 

Mögliche 
betroffene 
Schutzgü-
ter 

Minderungsmaßnah-
men 

seraufnahmevermö-
gens, Verdichtung und 
Strukturveränderun-
gen 

Bodenschutzmaßnah-
men, fachgerechter 
Rückbau und Rekulti-
vierung 

Wasser 
Eingriffe in 
den Wasser-
haushalt 

lokale Veränderung des 
Abflussverhaltens und 
der Versickerung 

Wasser, 
Boden, 
Tiere, 
Pflanzen 

wasserdurchlässige 
Ausführung der Ne-
benflächen, Schutz-
maßnahmen beim 
Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen 

 

Gefahr von 
Öl- und 
Schmierstoff-
leckagen 

Verschmutzung von 
Oberflächen- und 
Grundwasser 

Wasser, 
Tiere, 
Pflanzen 

Einsatz umweltfreund-
licher Betriebsstoffe, 
regelmäßige Wartung 

Luft, Klima 
CO₂-Emissio-
nen durch 
Bauphase 

Emissionen durch 
Transport und Errich-
tung 

Luft, Klima 

Nutzung klimafreund-
licher Baustoffe, kom-
pakte Baustellenlogis-
tik 

 
Luftverwirbe-
lungen durch 
Rotoren 

kleinräumige Änderun-
gen des Mikroklimas 
ohne relevante groß-
räumige Auswirkungen 

Klima, 
Tiere, 
Pflanzen 

keine speziellen Min-
derungsmaßnahmen 
erforderlich 

Tiere, 
Pflanzen, 
biologische 
Vielfalt 

Verlust von 
Lebensräu-
men 

Veränderung von Tier- 
und Pflanzenpopulatio-
nen 

Tiere, 
Pflanzen, 
Boden, 
Landschaft 

Schaffung von Ersatz-
lebensräumen, Habi-
tatmanagement 

 

Kollision von 
Vögeln und 
Fledermäu-
sen 

Artenschutzrechtliche 
Konflikte 

Tiere 

Abschaltalgorithmen, 
Bewirtschaftungsde-
tektion (FlexiBird), Kra-
nichabschaltung, Gon-
delmonitoring 

 
Beeinträchti-
gung durch 
Lärm 

Verdrängung empfind-
licher Arten 

Tiere 
Betriebsbeschränkun-
gen, Schutzstreifen 

Landschaft, 
Land-
schaftsbild 

Visuelle Do-
minanz 

Veränderung des Land-
schaftscharakters 

Landschaft, 
Mensch 

Standortwahl, Höhen-
begrenzung, Farbge-
staltung 
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Schutzgut 
(gemäß 
UVPG) 

Wirkfaktor 
Mögliche Auswirkun-
gen 

Mögliche 
betroffene 
Schutzgü-
ter 

Minderungsmaßnah-
men 

 
Spiegelungen 
und Lichtre-
flexionen 

Erhöhte Sichtbarkeit in 
Sonnenlicht 

Landschaft, 
Mensch 

Matte Oberflächenbe-
schichtung, Positionie-
rung 

Mensch, 
Gesundheit 

Lärmemissio-
nen 

Belästigung, potenzi-
elle Gesundheitsaus-
wirkungen 

Mensch 

schallreduzierte Be-
triebsmodi, nächtliche 
Betriebsbeschränkun-
gen, Nachweis im Ge-
nehmigungsverfahren 

 Schattenwurf 
Lichtirritationen in be-
troffenen Gebäuden 

Mensch, 
Land-
schaftsbild 

automatische Abschal-
tung bei Überschrei-
tung der Richtwerte 

 Infraschall 
Gesundheitliche Be-
denken, Wohlbefinden 

Mensch 
Forschung und Mes-
sungen, Mindestab-
stände 

 Nachtbefeue-
rung 

Störung des Nachthim-
mels, Lichtverschmut-
zung 

Mensch, 
Landschaft 

Bedarfsgesteuerte 
Nachtkennzeichnung 
(BNK), reduzierte 
Leuchtintensität 

Kulturelles 
Erbe und 
sonstige 
Sachgüter 

Auswirkun-
gen auf Denk-
mäler und 
Kulturgüter 

Beeinträchtigung histo-
rischer Sichtachsen 

Kulturelles 
Erbe, Land-
schaft 

Standortwahl, Denk-
malschutzprüfung 

 

Einschrän-
kungen für 
Landwirt-
schaft 

Verringerte Nutzbar-
keit von Flächen 

Fläche, Bo-
den, Tiere, 
Pflanzen 

Anpassung der Flä-
chenplanung, Rück-
führung nicht mehr 
benötigter Flächen, 
bodenschonende Bau-
abwicklung 

 
Konflikte mit 
Luftverkehrs-
wegen 

Störung von Radar- und 
Flugkorridoren 

Mensch, 
Infrastruk-
tur 

Höhenbeschränkun-
gen, Abstimmung mit 
Behörden 

 
Auswirkun-
gen auf Tou-
rismus 

Mögliche Einbußen in 
landschaftlich sensib-
len Gebieten 

Landschaft, 
Wirtschaft 

Standortwahl, Kom-
munikation mit Be-
troffenen 
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6.5.1 Auswirkungen auf abiotische Schutzgüter 

Untergrund / Böden 

Der Boden stellt im Naturhaushalt ein zentrales Schutzgut dar. Er übernimmt essenzielle 
ökologische Funktionen wie die Filter-, Puffer- und Transformationsfunktion gegenüber 
Schadstoffen, die Speicherung und zeitliche Verzögerung von Niederschlägen, die Neubil-
dung von Grundwasser sowie die Bereitstellung von Nährstoffen und Lebensraum für Bo-
denorganismen. Zudem bildet er die Grundlage für die landwirtschaftliche Nutzung und 
Biomasseproduktion. 

Versiegelungen und Verdichtungen im Zuge technischer Infrastruktur führen zur Beein-
trächtigung oder zum vollständigen Verlust dieser Funktionen. Daher kommt dem vorsor-
genden Bodenschutz bei technischen Eingriffen eine besondere Bedeutung zu. 

Bestand und Bedeutung der Böden im Plangebiet 

Im Plangebiet kommen verschiedene Böden vor, darunter Braunerde/Pseudogley-Braun-
erde, Kolluvisole, Rendzina bzw. Braunerde-Rendzina sowie Rendzina und Kalkbraunerde 
mit Terra-fusca-Anteilen. Diese Böden verfügen über mittlere bis gute Wasserspeicherfä-
higkeit, weisen zumeist humusreiche Oberböden auf und sind grundsätzlich als leistungs-
fähige Ackerstandorte einzustufen. Einschränkungen bestehen insbesondere durch 
Staunässe, tonige Horizonte und punktuelle Verdichtung. 

Die Böden weisen keine Seltenheit oder außergewöhnliche naturschutzfachliche Bedeu-
tung auf. Aufgrund der ackerbaulichen Nutzung sind sie als vorbelastet einzustufen. 

Baubedingte Eingriffe 

Im Zuge des Repowering-Projekts werden sechs neue Windenergieanlagen errichtet, de-
ren Baufenster im Bebauungsplan mit jeweils 8.700 m² festgesetzt wurden. Der Flächen-
bedarf umfasst neben den Fundamentflächen auch Montagebereiche, Kranstellflächen, 
Lager- und Zufahrtszonen. Um die Versiegelung zu begrenzen, ist im Bebauungsplan ver-
bindlich festgelegt, dass mindestens 70 % der jeweiligen Grundfläche wasserdurchlässig 
herzustellen sind. Diese Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB dient dem Schutz des 
Bodenwasserhaushalts und der Versickerungsfähigkeit. 

Damit kommt es bei den Bauarbeiten zur Errichtung der neuen Windenergieanlagen und 
der zugehörigen Infrastruktur zu verschiedenen Formen der Flächeninanspruchnahme: 

• Punktuelle Versiegelung im Bereich der Fundamente, 

• Teilversiegelung für Kranstellflächen und Zuwegungen, 

• Reliefumformungen im Bereich von Böschungen und Mastfußflächen, 

• temporäre Beeinträchtigungen durch Lager- und Montageflächen, Kranausleger-
bereiche und Baustraßen. 

Die Bauarbeiten können lokal zu Verdichtungen und Strukturveränderungen führen. Um 
dies zu vermeiden, ist im Bebauungsplan ein Hinweis zur Anwendung der DIN 19639 (Bo-
denschutz bei Bauvorhaben) sowie der DIN 18300 für Erdarbeiten aufgenommen. Für den 
Fall unzureichender Tragfähigkeit des Untergrunds sind technische Bodenverbesserungen 
vorgesehen, z. B. durch Einbau von kalk-/zementhaltigen Bodenverfestigungen mit an-
schließendem Rückbau nach Ende der Betriebszeit. Ergänzend sind beim Rückbau der Alt-
anlagen die bodenschutzfachlichen Anforderungen des LABO-Leitfadens zum Rückbau 
von Windenergieanlagen zu beachten. 
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Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Die betriebsbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind gering. Die Flächen 
zwischen den Anlagen verbleiben weiterhin in intensiver landwirtschaftlicher Nutzung. 
Eine Einschränkung der landwirtschaftlichen Nutzung tritt nur im direkten Bereich der 
technischen Anlagen auf. 

Die geplante wasserdurchlässige Ausführung der technischen Infrastruktur (Zuwegungen, 
Kranstellflächen) trägt zur Minimierung zusätzlicher Bodenbeeinträchtigungen bei. Die 
Nutzung wassergefährdender Stoffe unterliegt den geltenden gesetzlichen Regelungen, 
entsprechende Vorsorgemaßnahmen sind umzusetzen. 

Entsiegelung durch Rückbau 

Ein positiver bodenschutzfachlicher Effekt ergibt sich durch den geplanten Rückbau von 
Bestandsanlagen mit zugehöriger Infrastruktur. Die dadurch entstehenden Rückbauflä-
chen können, sofern keine Nachnutzung erfolgt, bodenschonend rekultiviert werden. Eine 
vollständige Flächenrückführung an den ehemaligen Altstandorten erfolgt im Einklang mit 
den Vorgaben des Bebauungsplans. 

Bewertung 

Die Eingriffe in das Schutzgut Boden im Rahmen des Repowering-Vorhabens sind in ihrer 
räumlichen Ausdehnung und Intensität begrenzt. Die dauerhaft betroffenen Flächen sind 
flächenmäßig gering im Verhältnis zur Gesamtfläche des Plangebiets. Die Böden weisen 
keine hohe naturschutzfachliche Wertigkeit auf und sind durch ihre langjährige ackerbau-
liche Nutzung vorbelastet. Durch verbindliche technische Festsetzungen, planerische 
Steuerung, Bodenschutzmaßnahmen während der Bauausführung und Rückbauvorgaben 
werden die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden als gering bewertet. 

Oberflächengewässer / Grundwasser 

Der Schutz des Wassers als elementares Umweltgut umfasst insbesondere die Sicherung 
der Versickerungsfähigkeit des Bodens, den Schutz vor Verschmutzung durch wasserge-
fährdende Stoffe sowie die Erhaltung der natürlichen Grundwasserneubildung. Die Pla-
nung des Windparks Wehingen–Tünsdorf berücksichtigt diese Anforderungen durch tech-
nische, bauliche und planerische Maßnahmen, die auf eine Minimierung von Beeinträch-
tigungen des Wasserhaushalts abzielen. 

Baubedingte Auswirkungen 

Im Zuge der Errichtung der Windenergieanlagen sowie der damit verbundenen Nebenflä-
chen und Infrastruktureinrichtungen kommt es zu punktuellen Bodenversiegelungen so-
wie temporären Bodenbeanspruchungen. Dies betrifft insbesondere die Fundamente, 
Kranstellflächen, Montage- und Lagerbereiche sowie Kabeltrassen. 

Die baubedingten Auswirkungen auf den Wasserhaushalt werden durch folgende Maß-
nahmen begrenzt: 

• Verwendung vorhandener Wege zur Zuwegung, 

• wasserdurchlässige Ausführung temporärer Flächen, 

• Verzicht auf großflächige Baustelleneinrichtungen, 

• Reduktion des Einsatzes schwerer Baumaschinen. 

Darüber hinaus sind beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen die Anforderungen 
des WHG und der AwSV einzuhalten. 



GEMEINDE METTLACH 
BEGRÜNDUNG VORENTWURF 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  
S e i t e  67 

Ein entsprechender Hinweis zur Einhaltung der geltenden wasserrechtlichen Vorschriften, 
insbesondere beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, ist in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Dazu zählen Vorkehrungen wie: 

• regelmäßige Kontrolle von Maschinen auf Dichtheit, 

• Bereithaltung von Bindemitteln, 

• Sicherung von Lagerflächen gegen Eindringen von Schadstoffen in den Boden. 

Oberflächengewässer sind im näheren Umfeld des Plangebietes nicht vorhanden. Auf-
grund der Entfernung ist mit keinen direkten baubedingten Auswirkungen auf Oberflä-
chengewässer zu rechnen. 

Die baubedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser werden insgesamt als gering 
und räumlich begrenzt bewertet. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Durch die Errichtung der Windenergieanlagen entstehen dauerhaft versiegelte Flächen im 
Bereich der Fundamente. Für jeden Anlagenstandort wurde im Bebauungsplan eine zu-
lässige Grundfläche von 8.700 m² festgesetzt, wobei gemäß textlicher Festsetzung min-
destens 70 % dieser Fläche in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen sind. Die restli-
chen Flächen (z. B. Fundamentbereich) sind dauerhaft versiegelt. Dennoch bleibt durch 
die wasserdurchlässige Ausgestaltung der größten Teile eine weitgehende Versickerung 
des Niederschlagswassers erhalten. 

Die Maßnahmen stellen sicher, dass der Oberflächenabfluss begrenzt bleibt und die na-
türliche Grundwasserneubildung nicht wesentlich eingeschränkt wird. Eine signifikante 
Reduzierung der Versickerungsleistung ist daher nicht zu erwarten. 

Die geplante technische Ausführung trägt darüber hinaus dazu bei, dass keine großflä-
chige Veränderung des Wasserhaushalts erfolgt. Die Veränderungen sind lokal begrenzt 
und im Verhältnis zur Gesamtfläche des Plangebiets als gering einzustufen. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Im Regelbetrieb der Windenergieanlagen sind Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 
nicht zu erwarten, da bei ordnungsgemäßer Wartung und Instandhaltung der Anlagen ein 
Austritt von Betriebsstoffen ausgeschlossen werden kann. Gleichwohl sind Störfälle, etwa 
durch Leckagen von Hydraulikflüssigkeiten oder Ölen, nicht vollständig auszuschließen. 

Ein entsprechender Hinweis im Bebauungsplan fordert daher die Einhaltung aller relevan-
ten Regelungen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, insbesondere der AwSV 
(Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen) sowie der An-
forderungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). Ergänzend werden vorsorgliche 
Schutzmaßnahmen im Rahmen des BImSchG-Verfahrens überprüft und festgelegt. 

Da keine besonders empfindlichen Oberflächengewässer oder Schutzzonen direkt im 
Plangebiet betroffen sind, sind betriebsbedingte Auswirkungen als vernachlässigbar zu 
bewerten, sofern die Schutzvorkehrungen umgesetzt werden. 

Klima / Lufthygiene 

Das Schutzgut Klima und Luftqualität umfasst sowohl lokale klimatische Bedingungen 
(Mikroklima, Luftaustausch, Strahlungshaushalt) als auch die übergeordnete Bedeutung 
des Projekts im Hinblick auf die Reduktion von Treibhausgasemissionen und die Förde-
rung erneuerbarer Energien. Die Planung trägt unmittelbar zum Ausbau der Windenergie-
nutzung bei und damit zur Erreichung nationaler und europäischer Klimaschutzziele. 
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Baubedingte Auswirkungen 

Im Zuge der Errichtung der Windenergieanlagen kommt es kurzfristig zu erhöhtem Ver-
kehrsaufkommen, Bodentransporten und Emissionen von Baumaschinen. Diese führen zu 
einer vorübergehenden Erhöhung von Staub- und Abgasemissionen (insbesondere NOₓ, 
CO₂ und Feinstaub). 

Aufgrund der offenen Feldlage, der Höhenlage und der insgesamt guten Durchlüftung des 
Gebietes ist jedoch von einem hohen Luftaustausch auszugehen, der eine Verdünnung 
und Ableitung temporärer Emissionen fördert. Grenzwertüberschreitungen im Sinne der 
39. BImSchV (Verordnung über Luftqualitätsstandards) sind nicht zu erwarten. 

Durch organisatorische Maßnahmen, wie das Befeuchten von Baustraßen, die staubarme 
Lagerung von Materialien und eine regelmäßige Wartung der Maschinen, können mögli-
che Belastungen weiter minimiert werden. Die baubedingten Auswirkungen auf Klima und 
Lufthygiene sind daher als geringfügig und zeitlich begrenzt zu bewerten. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Die Windenergieanlagen selbst verursachen im Betrieb keine Emissionen. Durch die ver-
siegelten Bereiche im Fundamentbereich (jeweils innerhalb der festgesetzten 8.700 m² 
pro Anlage) kommt es zu keiner nennenswerten Veränderung des Oberflächenklimas. Die 
übrigen Flächen bleiben wasserdurchlässig und werden teilweise weiter landwirtschaft-
lich genutzt. 

Ein relevanter Effekt auf die lokale Luftzirkulation oder das Geländeklima ist aufgrund Art, 
Größe und räumlich begrenzten Flächeninanspruchnahme sowie der offenen Land-
schaftsstruktur nicht zu erwarten. Die Windenergieanlagen führen auch nicht zu einer Ein-
schränkung des Luftaustausches zwischen Tallagen und angrenzenden Hängen. 

Durch die Projektumsetzung werden zudem keine klimarelevanten Landschaftsstrukturen 
(wie Wälder, Moorflächen oder Kaltluftentstehungsflächen) beeinträchtigt. Veränderun-
gen im Strahlungshaushalt oder eine zusätzliche Wärmespeicherung sind unter den gege-
benen topographischen und klimatischen Bedingungen nicht relevant. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Im laufenden Betrieb sind keine direkten Emissionen zu erwarten. Die Wartung der Anla-
gen erfolgt in längeren Intervallen und verursacht nur einen geringen zusätzlichen Ener-
gie- und Verkehrsaufwand. Emissionen, die über das vorhandene Hintergrundniveau hin-
ausgehen, sind nicht zu befürchten. 

Im Gegenteil: Die erzeugte Energie aus Windkraft ist emissionsfrei und ersetzt bei Einspei-
sung in das Stromnetz konventionelle Stromerzeugung aus fossilen Brennstoffen. 
Dadurch leistet das Vorhaben einen direkten Beitrag zur Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen und damit zur Erreichung der Klimaziele. 

So hat die Europäische Kommission im Rahmen des „Green Deals“ das Ziel formuliert, die 
Treibhausgasemissionen in der EU bis 2030 um mindestens 55 % gegenüber dem Stand 
von 1990 zu senken. Der Ausbau der Windenergie – wie durch das vorliegende Vorhaben 
– ist ein wesentlicher Baustein zur Umsetzung dieser Strategie. 

Gesamtbewertung 

Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima und Lufthygiene sind durch das Vor-
haben nicht zu erwarten. Das Projekt trägt langfristig positiv zur Reduktion von Treibhaus-
gasen bei und ist klimapolitisch im Kontext der Energiewende als förderlich einzustufen. 
Negative Effekte sind nur temporär während der Bauphase möglich und werden durch 
entsprechende Schutzmaßnahmen begrenzt. 
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6.5.2 Auswirkungen auf Arten, Biotope und die biologische Vielfalt 

Auswirkungen auf die Vegetation und Biotoptypen 

Baubedingte Auswirkungen 

Die Errichtung der sechs neuen Windenergieanlagen erfolgt ausschließlich auf intensiv 
genutzten Ackerflächen, die keinen besonderen Schutzstatus aufweisen. Gesetzlich ge-
schützte Biotope nach § 30 BNatSchG sind im Baufeld nicht betroffen. Der Eingriff in die 
Vegetation beschränkt sich auf die temporäre Entfernung der Ackernutzung im Bereich 
der Fundamente, Kranstellflächen und Zuwegungen. Dauerhaft wird lediglich ein kleiner 
Anteil der Fläche vollständig versiegelt; größere Teilbereiche werden schotterstabilisiert 
ausgeführt und bleiben versickerungsfähig. 

Die baulichen Eingriffe beschränken sich im Wesentlichen auf die für die Anlagenstand-
orte erforderlichen Fundamentbereiche sowie Kranstell- und Montageflächen. Zur Ver-
meidung unnötiger Beeinträchtigungen wird vorrangig bestehende Infrastruktur genutzt, 
sodass eine zusätzliche Zerschneidung wertvoller Habitate ausgeschlossen werden kann. 

Da keine extensiv genutzten Wiesen, Feldgehölze oder strukturreichen Lebensräume be-
troffen sind, sind die baubedingten Auswirkungen auf Biotope als gering zu bewerten. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Durch die Errichtung der sechs neuen WEA kommt es nicht zu einem bedeutenden Verlust 
wertvoller Lebensräume. Die betroffenen Ackerflächen weisen eine geringe naturschutz-
fachliche Wertigkeit auf. Eine Zerschneidung oder Isolation wertvoller Biotopkomplexe ist 
nicht zu befürchten, da keine linearen oder vernetzenden Strukturen wie Hecken, Ge-
büschstreifen oder Feldgehölze zerstört werden. 

Die wenigen im Plangebiet befindlichen Feldgehölzstreifen und Einzelbäume am Rand 
bleiben erhalten. Eine punktuelle Beeinträchtigung z. B. durch Rückschnitt zur Sicherung 
von Verkehrsflächen kann erforderlich sein, stellt aber keine erhebliche Einschränkung 
dar. Die bestehenden Versickerungsflächen sowie Kaltluftleitbahnen werden nicht we-
sentlich unterbrochen. 

Somit sind die anlagenbedingten Auswirkungen auf Biotope als insgesamt gering einzu-
stufen. 

Auswirkungen auf die Fauna 

Vögel (Avifauna) 

Die Artenschutzuntersuchungen wurden durch Öko-Log Freilandforschung durchgeführt. 
Für die Brut- und Gastvögel im Plangebiet sowie im erweiterten Untersuchungsraum lie-
gen Erhebungen aus den Jahren 2020 bis 2022 sowie eine Aktualisierung der Brutvogel- 
und Großvogeldaten aus dem Jahr 2025 vor. 

Im Untersuchungsraum wurden u. a. 35 Brutvogelarten sowie 16 Nahrungsgäste erfasst. 
Besonders hervorzuheben sind die Feldlerche mit ca. 50 Revieren im Suchraum, die Wach-
tel mit einem Revier im Untersuchungsraum sowie die Wiesenschafstelze mit einem Re-
vier. Für strukturreiche Randbereiche sind u. a. Bluthänfling, Orpheusspötter und Neuntö-
ter relevant. 

Erhebliche Konfliktpotenziale bestehen insbesondere für bodenbrütende Arten des Of-
fenlandes. Nach dem aktuellen Gutachten sind mindestens drei Feldlerchen-Revierzen-
tren im Bereich geplanter Baufelder betroffen. Hierdurch entstehen unmittelbare Habi-
tatverluste, die grundsätzlich geeignet sind, artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 
gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG auszulösen. 
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Für windkraftsensible Großvogelarten sind insbesondere Rotmilan und Schwarzmilan von 
Bedeutung. Brutvorkommen wurden auf französischer Seite festgestellt; relevante Horste 
lagen beim Rotmilan in etwa 1.160 m bzw. 1.750 m Entfernung, beim Schwarzmilan in 
etwa 1.600 m Entfernung zu den geplanten WEA. 

Das agrarisch geprägte Offenland im Umfeld der geplanten Anlagen wird insbesondere 
vom Rotmilan regelmäßig als Nahrungshabitat genutzt. Das Konfliktpotenzial ergibt sich 
daher nicht allein aus den Horststandorten, sondern maßgeblich aus der frequenten 
Raumnutzung im Anlagenumfeld. 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind daher geeignete Maß-
nahmen erforderlich. Für Bodenbrüter sind vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) so-
wie bauzeitliche Maßnahmen zur Vermeidung von Ansiedlungen umzusetzen. 

Für Rot- und Schwarzmilan ist das Kollisionsrisiko durch betriebsbezogene Maßnahmen 
zu mindern. Das faunistische Gutachten empfiehlt hierfür insbesondere die Installation 
eines Systems zur Bewirtschaftungsdetektion (z. B. FlexiBird) an allen sechs Anlagen. Er-
gänzend werden ereignisbezogene Abschaltungen bei Massenzugereignissen (z. B. Kra-
nichzug) vorgesehen. 

Bei konsequenter Umsetzung der vorgesehenen Vermeidungs-, Minderungs- und vorge-
zogenen Ausgleichsmaßnahmen können artenschutzrechtliche Verbotstatbestände ge-
mäß § 44 Abs. 1 BNatSchG vermieden werden. Das verbleibende Kollisions- und Störungs-
risiko wird auf ein fachlich vertretbares und rechtlich zulässiges Maß reduziert. 

Fledermäuse 

Auch die Fledermauserhebungen wurden durch Öko-Log Freilandforschung durchgeführt 
(2020 und 2022). Die Aktivität im Bereich der geplanten Anlagenstandorte ist insgesamt 
eher gering. Wichtige Jagdhabitate und bekannte Quartiere wurden im unmittelbaren An-
lagenumfeld nicht nachgewiesen. Die Aktivität konzentriert sich auf Waldränder und 
strukturreiche Gehölzsäume außerhalb des direkten Eingriffsraums. 

Eine bedeutende Barrierewirkung der neuen WEA wird nicht erwartet, da keine Flugkor-
ridore durch das Gebiet verlaufen. Das individuelle Schlagrisiko wird insbesondere durch 
die geplanten Abschaltzeiten bei bestimmten Wetterlagen sowie ein Monitoring in Gon-
delhöhe weiter minimiert. 

Die Art Zwergfledermaus war die am häufigsten registrierte Art, zeigt aber ein typisches 
Flugverhalten in Bodennähe und meidet hohe Rotorbereiche. Als besonders schlaggefähr-
dete, im Gebiet nachgewiesene Arten sind vor allem Großer Abendsegler und Rauhautfle-
dermaus relevant. Da bodengestützte Erfassungen keine belastbaren Aussagen zur Akti-
vität in Gondelhöhe erlauben, ist zur Ermittlung eines standortspezifischen Betriebsalgo-
rithmus ein zweijähriges bioakustisches Gondelmonitoring erforderlich; nach dem Gut-
achten wird dies an drei der sechs WEA empfohlen. 

Die geplanten Maßnahmen, insbesondere die Abschaltalgorithmen, genügen laut Gutach-
ten zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen. 

Weitere Fauna 

Es gibt keine Nachweise für Reptilien oder Amphibienarten von besonderem Schutzstatus 
im Bereich der geplanten WEA. Für die Haselmaus liegen lediglich Zufallsfunde außerhalb 
des direkten Eingriffsraums vor. Eine Betroffenheit kann deshalb ausgeschlossen werden. 
Gleiches gilt für Tagfalter und Laufkäfer – relevante Vorkommen wurden nicht festge-
stellt. 
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Zusammenfassende Bewertung 

Die Auswirkungen der Planung auf die Tierwelt konzentrieren sich primär auf Vögel und 
Fledermäuse. Aufgrund der zurückhaltenden Inanspruchnahme von Fläche, der gering-
wertigen Habitatstrukturen im Plangebiet und der vorgesehenen technischen Maßnah-
men zur Kollisionsvermeidung sind erhebliche Beeinträchtigungen nicht bereits von vorn-
herein ausgeschlossen, können aber nach gutachterlicher Einschätzung bei konsequenter 
Umsetzung der vorgesehenen Vermeidungs-, Minderungs- und CEF-Maßnahmen vermie-
den werden. 

6.5.3 Auswirkungen auf besonders und streng geschützte Arten (Spezielle ar-
tenschutzrechtliche Prüfung) 

Die im Zuge der Planung durchgeführten faunistischen Untersuchungen durch das Pla-
nungsbüro Öko-Log Freilandforschung sowie die floristisch-vegetationskundlichen Erhe-
bungen des Instituts für ökologische Natur- und Artenschutzplanung (Iföna) bilden die 
Grundlage für eine artenschutzrechtliche Bewertung des Vorhabens. 

Rechtlicher Hintergrund 

Gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist es verboten, besonders geschützte 
Arten 

• zu töten oder erheblich zu verletzen (Tötungsverbot), 

• ihre Fortpflanzungs- oder Ruhestätten zu zerstören (Zerstörungsverbot), 

• sie während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wan-
derungszeiten erheblich zu stören (Störungsverbot). 

Methodische Grundlage 

Die Untersuchungen und Bewertungen erfolgten in Übereinstimmung mit dem Saarländi-
schen Artenschutzleitfaden, dem Bundesnaturschutzgesetz sowie einschlägigen Fach-
standards (u. a. Helbig et al. 2019, LAG VSW 2014, Richarz et al. 2013). 

Betroffene Arten(-gruppen) 

Vögel 

In den Jahren 2020–2022 wurden umfassende Erhebungen zur Brut-, Gast- und Zugvogel-
welt durchgeführt. Ergänzend erfolgte 2025 eine Aktualisierung der Brutvogel- und Groß-
vogeldaten im 500-m-Radius sowie im näheren Umfeld bekannter Horststandorte. Die fol-
genden besonders geschützten Arten mit potenzieller Betroffenheit wurden u. a. festge-
stellt: 

• Rotmilan: regelmäßige Brut in der Umgebung; Nutzung von Flächen im Randbe-
reich des Plangebietes. 

• Schwarzmilan: Brutvorkommen im weiteren Umfeld; Nutzung des Offenlandes als 
Nahrungshabitat. 

• Mäusebussard, Turmfalke, Graureiher: Nahrungsgäste im Gebiet, ohne belegte 
Brutvorkommen im unmittelbaren Wirkraum. 

• Feldlerche: mit Brutvorkommen in den Ackerflächen, potenziell betroffen durch 
Flächenverlust und Störung. 

• Wachtel und Wiesenschafstelze: mit Brutvorkommen im Offenland, potenziell be-
troffen durch Habitatverlust in den Baufeldern 
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Es wurden keine belegten Horststandorte oder Kolonien im unmittelbaren Eingriffsbe-
reich identifiziert. Das Tötungsrisiko durch Kollision wird durch Vermeidungs- und Minde-
rungsmaßnahmen wie eine bedarfsgerechte Abschaltung bei landwirtschaftlichen Arbei-
ten im Nahbereich verringert. 

Fledermäuse 

Zahlreiche Arten wurden nachgewiesen, darunter u. a.: 

• Zwergfledermaus (häufigste Art), 

• Rauhautfledermaus, Mückenfledermaus, Großer Abendsegler (hochfliegende Ar-
ten mit potenzieller Kollisionsgefahr), 

• • Großes Mausohr, Breitflügelfledermaus, Mopsfledermaus, Nymphenfleder-
maus, Große Hufeisennase sowie Bartfledermäuse. 

Es existieren keine Quartiernachweise im Plangebiet selbst. Die Nutzung beschränkt sich 
auf Nahrungssuche in geringer bis mittlerer Aktivität. Maßnahmen zur Risikominimierung 
wie fledermausfreundliche Abschaltalgorithmen und ein zweijähriges Gondelhöhenmoni-
toring sind vorgesehen. 

Haselmaus 

Zufallsnachweise der streng geschützten Haselmaus wurden im Umfeld erbracht. Da im 
unmittelbaren Eingriffsbereich jedoch keine geeigneten Strukturen (z. B. artenreiche 
Strauchbestände) betroffen sind, wird das Eintreten eines Verbotstatbestands als un-
wahrscheinlich angesehen. 

Bewertung und Maßnahmen 

Auf Basis der aktuellen Planung und der durchgeführten artenschutzfachlichen Untersu-
chungen kann bei konsequenter Umsetzung der vorgesehenen Vermeidungs- und Minde-
rungsmaßnahmen das Eintreten eines Verbotstatbestandes nach § 44 BNatSchG mit ho-
her Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. Die wichtigsten Maßnahmen umfassen: 

• Rodungs- und Gehölzarbeiten nur außerhalb der Schutzzeiten gemäß § 39 Abs. 5 
BNatSchG (1. Oktober bis 28. Februar). 

• Bauzeitliche Vermeidungsmaßnahmen für Bodenbrüter bei Bauarbeiten zwischen 
1. März und 30. September durch geeignete Maßnahmen zur Ansiedlungsverhin-
derung (z. B. Bodenbearbeitung, ökologische Baubegleitung). 

• Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) für Feldlerche und weitere Offenland-
arten (u. a. Lerchenfenster, Blüh- und Brachestreifen) zur Kompensation betroffe-
ner Revierzentren; Herstellung vor Eingriffsbeginn und dauerhafte Sicherung. 

• Betriebsbezogene Abschaltungen für Rot- und Schwarzmilan durch Einsatz eines 
Systems zur Bewirtschaftungsdetektion (z. B. FlexiBird) an allen sechs Anlagen. 

• Ereignisbezogene Abschaltungen bei Massenzugereignissen (z. B. Kranichzug), 
Regelung im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren. 

• Erhöhung der Sichtbarkeit der Anlagen durch geeignete farbliche Kennzeichnung, 
soweit luftverkehrsrechtlich zulässig. 

• Fledermausschutz durch Gondelmonitoring an mindestens drei Anlagen und da-
rauf aufbauende, standortspezifische Abschaltalgorithmen. 

Fazit 

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung kommt auf Grundlage der vorliegenden Gut-
achten zu dem Ergebnis, dass bei Umsetzung der geplanten Vermeidungsmaßnahmen 
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keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ausgelöst werden. 
Sollte sich im weiteren Verfahren zeigen, dass neue Erkenntnisse (z. B. durch das aktuell 
laufende Update der faunistischen Erhebungen) andere Bewertungen erforderlich ma-
chen, sind diese entsprechend zu berücksichtigen. 

Umweltschäden gemäß § 19 BNatSchG 

§ 19 BNatSchG regelt die Haftung für Schäden durch nachteilige Auswirkungen auf Tier- 
und Pflanzenarten (nach den Anhängen II und IV der FFH-RL und nach Artikel 4 Abs. 2 und 
Anhang I der Vogelschutzrichtlinie) und Lebensräume (Lebensräume der vorgenannten 
Arten, Lebensräume nach Anhang I der FFH-RL sowie Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
der Anhang IV-Arten der FFH-RL), die nach EU-Recht geschützt sind, und zwar innerhalb 
und außerhalb von FFH- und Vogelschutzgebieten. 

Die Verantwortlichen (Bauherren, Betreiber) werden nur dann von der Haftung für Schä-
den freigestellt, wenn die Auswirkungen des Vorhabens auf die geschützten Arten und 
Lebensräume ermittelt und die erforderlichen Maßnahmen zur Verminderung und zum 
Ausgleich verbindlich festgesetzt werden. Notwendige funktionale Ausgleichs- und Kohä-
renzmaßnahmen sind zwingend durchzuführen und lassen keine Abwägung zu. 

Auswirkungen auf geschützte Arten und Lebensräume (Artenschutz) 

Im Rahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) wurde geprüft, ob das 
Eintreten artenschutzrechtlich relevanter Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG zu er-
warten ist. Die Untersuchungen zeigen, dass potenziell betroffene Arten – insbesondere 
Fledermäuse, Rotmilan und Schwarzmilan sowie Bodenbrüter des Offenlandes – im Um-
feld der geplanten Windenergieanlagen vorkommen. 

Zwar wurden einzelne Individuen festgestellt, für die besonders schutzwürdige Populati-
onen bestehen könnten, jedoch zeigt die Analyse, dass durch die Einhaltung geeigneter 
Vermeidungsmaßnahmen (u. a. CEF-Maßnahmen für Bodenbrüter, bewirtschaftungsab-
hängige Abschaltungen für Großvögel sowie fledermausbezogene Abschaltalgorithmen 
und Gondelmonitoring) ein signifikantes Tötungsrisiko vermieden werden kann. Insge-
samt kann auf Grundlage der vorliegenden faunistischen Erhebungen ausgeschlossen 
werden, dass durch den Betrieb der WEA ein erheblicher Umweltschaden im Sinne des § 
19 Abs. 2 BNatSchG für geschützte Arten zu erwarten ist. 

Auswirkungen auf Lebensraumtypen (Natura 2000 / § 30 BNatSchG) 

Im näheren Umfeld des Vorhabens befinden sich keine Natura 2000-Gebiete oder gesetz-
lich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG, die durch das Vorhaben direkt betroffen wä-
ren. Die Anlagenstandorte befinden sich ausschließlich auf intensiv genutztem Ackerland. 
Somit sind Umweltschäden an Lebensräumen von gemeinschaftlicher Bedeutung im 
Sinne des § 19 Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG auszuschließen. 

6.5.4 Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 

Mensch 

Auswirkungen durch Lärm 

Baubedingte Auswirkungen 

Während der Errichtung der sechs Windenergieanlagen kommt es zu temporären Schal-
limmissionen durch Baustellenverkehr, Anlieferungen der Anlagenkomponenten, Monta-
gearbeiten sowie durch den Einsatz von Baumaschinen bei der Herstellung der Zuwegun-
gen, Kranstellflächen und Fundamentbereiche. 
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Diese Geräusche treten ausschließlich während der Bauphase auf und sind zeitlich be-
grenzt. Sie entstehen insbesondere während der Herstellung der Fundamente sowie wäh-
rend der Montage der Turmsegmente und Rotorblätter. Aufgrund der Entfernung der 
nächstgelegenen Wohnnutzungen sowie der zeitlich begrenzten Dauer der Bauarbeiten 
sind erhebliche Beeinträchtigungen durch baubedingten Lärm nicht zu erwarten. 

Darüber hinaus werden Bauarbeiten grundsätzlich auf die üblichen Tagesarbeitszeiten be-
schränkt. Eine dauerhafte oder regelmäßig wiederkehrende Lärmbelastung entsteht 
durch die Bauphase daher nicht. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Der Betrieb von Windenergieanlagen führt zu Geräuschemissionen, die vor allem durch 

• aerodynamische Geräusche der Rotorblätter 

• mechanische Geräusche der technischen Anlagenkomponenten 

verursacht werden. 

Zur Bewertung der zu erwartenden Schallimmissionen wurde eine schalltechnische Un-
tersuchung des Ingenieurbüros Kuntzsch GmbH (Bericht N-IBK-2120625-Rev.1 vom 
02.10.2025) erstellt. 

Im Rahmen des Gutachtens wurden sowohl 

• die Zusatzbelastung durch die geplanten Windenergieanlagen 

• als auch die Gesamtbelastung unter Berücksichtigung bestehender Anlagen 

ermittelt und bewertet. 

Die Berechnung erfolgte für insgesamt 13 maßgebliche Immissionsorte im Umfeld des 
Windparks. Dabei handelt es sich um Wohngebäude in den umliegenden Ortslagen sowie 
um einzelne Außenbereichsstandorte. 

Bewertungsmaßstab – TA Lärm 

Die Beurteilung der Geräuschimmissionen erfolgt nach der Technischen Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm (TA Lärm). Diese legt für verschiedene Gebietstypen zulässige Immis-
sionsrichtwerte fest. 

Für die im Untersuchungsraum vorhandenen Nutzungen gelten insbesondere folgende 
nächtliche Richtwerte: 

Gebietstyp zulässiger Richtwert nachts 

Allgemeines Wohngebiet 40 dB(A) 

Dorf- und Mischgebiet 45 dB(A) 

Diese Werte stellen die maßgeblichen Orientierungswerte für die Bewertung der prog-
nostizierten Geräuschimmissionen dar. 

Untersuchungsraum und betrachtete Immissionsorte 

Für die schalltechnische Untersuchung wurden insgesamt 13 Immissionsorte im Umfeld 
des geplanten Windparks betrachtet. Hierbei handelt es sich um Wohnnutzungen in den 
umliegenden Ortsteilen sowie um einzelne Gebäude im Außenbereich. 
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Nr. Standort 

A Birkenhof 

B Büschdorf – Am Heiligenstein 

C Büschdorf – Zum Wäldchen 

D Tünsdorf – Im Kappesgarten 

E Tünsdorf – Franz-Altmeyer-Straße 

F Tünsdorf – Franz-Altmeyer-Straße 

G Wehingen – Südallee 

H Wehingen – Zum Sägewerk 

I Zollhäuser – Wellinger Weg 

J Wellingen – Blütenstraße 

K Wellingen – Lilienstraße 

L Wellingen – Zum Adelsberg 

M Launstroff – Scheuerwald 

Diese Immissionsorte decken die nächstgelegenen sowie aus immissionsschutzrechtlicher 
Sicht maßgeblichen Wohnstandorte im Umfeld des geplanten Windparks ab. 

Berechnungsmethodik 

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte nach dem Verfahren der DIN ISO 9613-2, 
welches das in Deutschland übliche Prognoseverfahren für Anlagenlärm darstellt. 

Für die geplanten Anlagen des Typs Enercon E-175 EP5 E2 wurden dabei unterschiedliche 
Betriebsmodi berücksichtigt, insbesondere schallreduzierte Betriebsweisen für den 
Nachtzeitraum. 

Die Berechnungen berücksichtigen neben den neuen Anlagen auch die vorhandenen 
Windenergieanlagen im Umfeld des Plangebiets. 

Ergebnisse der Zusatzbelastung 

Die Untersuchung zeigt, dass die Zusatzbelastung durch die sechs geplanten Windener-
gieanlagen an allen untersuchten Immissionsorten unterhalb der maßgeblichen Richt-
werte liegt. 

Die prognostizierten nächtlichen Zusatzpegel bewegen sich je nach Standort ungefähr im 
Bereich von 29 bis 40 dB(A). 

Damit bleiben die neuen Anlagen für sich betrachtet innerhalb der zulässigen Immissions-
werte. 
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Standort Zusatzbelastung nachts Richtwert 

Birkenhof ca. 38 dB(A) 45 dB(A) 

Büschdorf ca. 34–39 dB(A) 45 dB(A) 

Tünsdorf ca. 37–39 dB(A) 40 dB(A) 

Wehingen ca. 37–39 dB(A) 45 dB(A) 

Wellingen ca. 39–40 dB(A) 40–45 dB(A) 

Launstroff ca. 39 dB(A) 45 dB(A) 

Die neuen Anlagen halten damit die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der TA Lärm ein. 

Gesamtbelastung unter Berücksichtigung vorhandener Anlagen 

Neben der Zusatzbelastung wurde auch die Gesamtbelastung aus bestehenden und ge-
planten Windenergieanlagen untersucht. 

Dabei zeigt sich, dass an einzelnen Immissionsorten geringfügige Überschreitungen der 
Richtwerte auftreten können. 

Diese Überschreitungen liegen im Bereich von etwa 1 bis 2 dB(A) und betreffen vor allem 
Standorte, an denen bereits durch die bestehenden Windenergieanlagen eine hohe Vor-
belastung vorliegt. 

Beispiele hierfür sind: 

Standort Gesamtbelastung nachts Richtwert 

Birkenhof 46 dB(A) 45 dB(A) 

Wehingen – Südallee 41 dB(A) 40 dB(A) 

Wellingen – Blütenstraße 42 dB(A) 40 dB(A) 

Wellingen – Lilienstraße 46 dB(A) 45 dB(A) 

Wellingen – Zum Adelsberg 46 dB(A) 45 dB(A) 

Diese Werte sind maßgeblich durch die bereits vorhandene Vorbelastung geprägt. 

Immissionsschutzrechtliche Bewertung 

Nach den Vorgaben der TA Lärm ist für die Genehmigungsfähigkeit entscheidend, ob die 
geplanten Anlagen zu einer unzulässigen zusätzlichen Belastung führen. 

Die schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass dies nicht der Fall ist, da 

• die Zusatzbelastung durch die neuen Anlagen die maßgeblichen Richtwerte ein-
hält, 
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• an mehreren Immissionsorten die sogenannte Irrelevanzschwelle unterschritten 
wird, 

• und sich die Gesamtbelastung gegenüber der bestehenden Vorbelastung nur ge-
ringfügig verändert. 

Insgesamt führt das Vorhaben daher nicht zu einer wesentlichen Verschlechterung der 
bestehenden Lärmsituation. 

Fazit 

Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung zeigen, dass der Betrieb der geplan-
ten Windenergieanlagen unter Berücksichtigung der vorgesehenen Betriebsmodi die An-
forderungen der TA Lärm erfüllt. 

Aus schalltechnischer Sicht bestehen daher keine grundlegenden immissionsschutzrecht-
lichen Bedenken gegen die Umsetzung des Repowering-Vorhabens. 

Auswirkungen durch Infraschall 

Windenergieanlagen (WEA) erzeugen im Betrieb neben hörbarem Luftschall auch soge-
nannte tieffrequente Geräusche sowie Infraschall. Infraschall wird als Luftschall mit Fre-
quenzen unterhalb von 20 Hertz definiert. Dieser Bereich liegt unterhalb der menschli-
chen Hörwahrnehmung. Daran schließt sich der Bereich des tieffrequenten Schalls bis 
etwa 100 Hertz an, der bei hohen Pegeln unter Umständen noch hörbar ist. 

Die menschliche Wahrnehmungsschwelle für Infraschall liegt – je nach Frequenz – bei sehr 
hohen Schalldruckpegeln (zwischen etwa 110 dB und 130 dB). Solche Pegel werden im 
Umfeld von Windenergieanlagen bei weitem nicht erreicht. Messungen belegen, dass in 
Abständen ab 300 Metern der von Windkraftanlagen erzeugte Infraschall bereits unter-
halb der Wahrnehmungsschwelle liegt. Selbst direkt an der Anlage bleiben die Werte 
deutlich darunter (vgl. LUBW 2016, BGR 2021). 

Obwohl Infraschall messtechnisch nachgewiesen werden kann – sogar über Kilometer hin-
weg – zeigt die Auswertung zahlreicher wissenschaftlicher Studien (UBA, Bayerisches LfU, 
dänische Studien u. a.), dass gesundheitlich relevante Auswirkungen durch Windenergie-
anlagen nicht auftreten, sofern die geltenden immissionsschutzrechtlichen Vorschriften 
eingehalten werden. 

Das Bayerische Landesamt für Umwelt (2019) sowie das Umweltbundesamt (Krahé et al. 
2014) kommen übereinstimmend zu dem Schluss, dass: 

• schädliche Wirkungen durch Infraschall nur dann auftreten, wenn die Wahrnehm-
barkeitsschwelle überschritten wird; 

• Windenergieanlagen diese Schwelle regelmäßig unterschreiten, auch im Nahbe-
reich; 

• und somit eine relevante Gesundheitsgefahr für Anwohnerinnen und Anwohner 
ausgeschlossen werden kann. 

Auch die Rechtsprechung bestätigt diese Bewertung: So wurde vor verschiedenen Ver-
waltungsgerichten festgestellt, dass nach aktueller wissenschaftlicher Erkenntnislage 
keine schädlichen Wirkungen durch Infraschall von Windenergieanlagen zu befürchten 
sind. Die Gerichte betonten, dass eine Schutzpflicht des Staates nur bei nachgewiesenen 
Gefahren greift – was im Fall des Infraschalls nicht gegeben ist. 

Auch aus technischer Sicht ist zu betonen: Die Schallemissionen moderner Windenergie-
anlagen – insbesondere in Bezug auf Infraschall – liegen in einem unbedenklichen Bereich. 
Die Einhaltung der TA Lärm wird regelmäßig im Genehmigungsverfahren überprüft. Die 
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darin festgelegten Immissionsrichtwerte stellen sicher, dass weder hörbarer noch tieffre-
quenter Schall zu erheblichen Belästigungen oder Gesundheitsrisiken führt. 

Für das geplante Repowering-Vorhaben in Wehingen-Tünsdorf ergibt sich aus den vorlie-
genden technischen und rechtlichen Einschätzungen, dass Infraschallimmissionen nicht 
zu erheblichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit führen werden. Die geplan-
ten sechs Windenergieanlagen halten die einschlägigen immissionsschutzrechtlichen An-
forderungen ein, sodass auch in Bezug auf Infraschall keine schädlichen Umweltauswir-
kungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu erwarten sind. 

Auswirkungen durch Schattenwurf 

Allgemeine Beschreibung des Wirkfaktors 

Windenergieanlagen können bei bestimmten Sonnenständen periodischen Schattenwurf 
verursachen. Dieser entsteht, wenn sich die Rotorblätter zwischen Sonne und Beobachter 
befinden und dadurch eine regelmäßig wiederkehrende Verschattung auf benachbarten 
Grundstücken erzeugen. 

Dieser sogenannte periodische Schattenwurf kann von Menschen in Gebäuden oder Auf-
enthaltsbereichen im Freien als störend empfunden werden. Daher wird er im immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren gesondert bewertet. 

Für die vorliegende Planung wurde eine Schattenwurfprognose des Ingenieurbüros Kuntz-
sch GmbH (Bericht S-IBK-2130625-Rev.1 vom 02.10.2025) erstellt. In der Untersuchung 
wurden die Auswirkungen der geplanten sechs Windenergieanlagen unter Berücksichti-
gung der bestehenden Anlagen im Umfeld ermittelt. 

Bewertungsmaßstab 

Die Bewertung des Schattenwurfs erfolgt in Deutschland auf Grundlage der Hinweise der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) zur Ermittlung und Beurteilung 
der optischen Immissionen von Windenergieanlagen. 

Danach gelten folgende Orientierungswerte für schutzwürdige Nutzungen (insbesondere 
Wohngebäude): 

Bewertungsmaßstab maximal zulässige tatsächliche Beschattungsdauer 

pro Kalenderjahr 30 Stunden 

pro Kalendertag 30 Minuten 

Diese Werte beziehen sich auf die tatsächliche Beschattungsdauer unter realen meteoro-
logischen Bedingungen. 

Zur sicheren Bewertung wird in Gutachten zunächst die sogenannte astronomisch maxi-
mal mögliche Beschattungsdauer berechnet. Diese stellt einen konservativen Ansatz dar 
und basiert auf folgenden Annahmen: 

• die Sonne scheint permanent, 

• die Anlagen befinden sich dauerhaft im Betrieb, 

• die Rotorfläche steht immer optimal zur Sonne. 

Die tatsächliche Beschattungsdauer liegt in der Praxis deutlich unter diesen theoretischen 
Maximalwerten. 
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Untersuchungsumfang 

Im Rahmen der Schattenwurfprognose wurden insgesamt 24 schutzwürdige Rezeptoren 
(Wohngebäude und Aufenthaltsbereiche) im Umfeld des Windparks untersucht. 

Diese befinden sich in den umliegenden Ortslagen sowie an Einzelhöfen. 

Nr. Adresse 

A Birkenhof 1 

B Büschdorf, Auf der Heide 48 

C Büschdorf, Auf der Heide 38 

D Büschdorf, Auf der Heide 19 

E Büschdorf, Im Brühl 6 

F Büschdorf, Im Brühl 11 

G Büschdorf, Am Heiligenstein 7 

H Büschdorf, Steinbachstraße 25 

I Tünsdorf, Franz-Altmeyer-Straße 27 

J Tünsdorf, Franz-Altmeyer-Straße 38 

K Tünsdorf, Franz-Altmeyer-Straße 51 

L Tünsdorf, Im Dienäcker 7 

M Wehingen, Markusstraße 13 

N Wehingen, Zum Sägewerk 1 

O Wehingen, Zum Kewelsberg 3 

P Wehingen, Wellinger Weg 4 

Q Wehingen, Wellinger Weg 9 

R Zollhäuser, Zollhaus 1 

S Wehingen, Lilienstraße 67 

T Wehingen, Lilienstraße 51c 
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Nr. Adresse 

U Wehingen, Lilienstraße 47a 

X Launstroff, Scheuerwald 32 

Diese Gebäude stellen die maßgeblichen schutzwürdigen Nutzungen im Einwirkungsbe-
reich der geplanten Windenergieanlagen dar. 

Ergebnisse der Zusatzbelastung 

Die Untersuchung zeigt, dass die geplanten sechs Windenergieanlagen an mehreren 
Standorten zu einer astronomisch maximal möglichen Beschattungsdauer oberhalb der 
LAI-Orientierungswerte führen können. 

Die berechneten Maximalwerte reichen je nach Standort ungefähr 

• von etwa 13 Stunden pro Jahr 

• bis zu etwa 187 Stunden pro Jahr 

mit einer maximal möglichen täglichen Beschattungsdauer von etwa 25 bis 54 Minuten 
pro Tag. 

Standort 
astronomisch maximale Beschat-
tung pro Jahr 

maximale Beschattung 
pro Tag 

Wellingen, Lilienstraße 67 ca. 13 h/Jahr ca. 25 min/Tag 

Tünsdorf, Franz-Altmeyer-
Straße 27 

ca. 25 h/Jahr ca. 41 min/Tag 

Büschdorf, Auf der Heide 
48 

ca. 78 h/Jahr ca. 60 min/Tag 

Wehingen, Markusstraße 
13 

ca. 99 h/Jahr ca. 64 min/Tag 

Wehingen, Zum Sägewerk 1 ca. 187 h/Jahr ca. 54 min/Tag 

Diese Werte stellen jedoch ausschließlich astronomische Maximalwerte dar und bilden 
eine konservative Worst-Case-Betrachtung. 

Gesamtbelastung durch bestehende und geplante Anlagen 

Zusätzlich zur Zusatzbelastung wurde die Gesamtbelastung aus bestehenden und geplan-
ten Windenergieanlagen untersucht. 

Dabei ergeben sich an einigen Standorten hohe astronomisch mögliche Beschattungszei-
ten. 
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Standort 
maximale Beschattung pro 
Jahr 

maximale Beschattung pro 
Tag 

Birkenhof 1 ca. 190 h/Jahr ca. 70 min/Tag 

Wehingen, Zum Sägewerk 
1 

ca. 187 h/Jahr ca. 70 min/Tag 

Wehingen, Wellinger Weg 
4 

ca. 164 h/Jahr ca. 64 min/Tag 

Wehingen, Markusstraße 
13 

ca. 99 h/Jahr ca. 64 min/Tag 

Auch diese Werte stellen theoretische Maximalwerte dar. 

Minderungsmaßnahmen 

Um sicherzustellen, dass die zulässigen Beschattungszeiten eingehalten werden, werden 
moderne Windenergieanlagen mit einer automatischen Schattenwurfabschaltung ausge-
stattet. 

Diese Systeme berechnen fortlaufend die aktuelle Beschattungssituation an den relevan-
ten Gebäuden und schalten die betroffenen Anlagen automatisch ab, sobald die zulässi-
gen Grenzwerte erreicht werden. 

Dadurch wird gewährleistet, dass 

• maximal 30 Stunden tatsächlicher Schattenwurf pro Jahr 

• und maximal 30 Minuten pro Tag 

nicht überschritten werden. 

Die konkrete Parametrierung der Abschaltmodule erfolgt im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren auf Grundlage der exakten Gebäudedaten. 

Immissionsschutzrechtliche Bewertung 

Die Schattenwurfprognose zeigt, dass ohne technische Maßnahmen an einzelnen Gebäu-
den Überschreitungen der LAI-Orientierungswerte möglich wären. 

Durch die verpflichtende Installation von Schattenwurfabschaltmodulen wird jedoch si-
chergestellt, dass die zulässigen tatsächlichen Beschattungszeiten eingehalten werden. 

Damit werden die Anforderungen der immissionsschutzrechtlichen Bewertungssystema-
tik erfüllt. 

Fazit 

Zusammenfassend ist festzustellen: 

• Die geplanten Windenergieanlagen können grundsätzlich periodischen Schatten-
wurf verursachen. 

• Die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer überschreitet an einzel-
nen Standorten die Orientierungswerte der LAI. 
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• Durch den Einsatz automatischer Schattenwurfabschaltungen wird jedoch ge-
währleistet, dass die tatsächlich auftretende Beschattungsdauer die zulässigen 
Grenzwerte einhält. 

Erhebliche Beeinträchtigungen der Wohnnutzung im Umfeld des Windparks sind daher 
nicht zu erwarten. 

Auswirkungen durch Kennzeichnung der Windenergieanlagen (Befeuerung) 

Windenergieanlagen (WEA) mit einer Gesamthöhe von 262,5 m – wie im Windpark We-
hingen–Tünsdorf geplant – unterliegen den Anforderungen der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV) vom 24. April 2020. 

Die Tageskennzeichnung umfasst: 

• eine farbliche Markierung des Turms (z. B. rote bzw. orangefarbene Markierungs-
bänder), 

• Rotorblattmarkierungen (z. B. rot-weiß-rote Streifen), 

• sowie gegebenenfalls eine farbige Markierung oder Befeuerung des Maschinen-
hauses. 

Die Nachtkennzeichnung besteht in der Regel aus: 

• Hindernisbefeuerung des Turms (zweiseitig), 

• einem Gefahrenfeuer auf dem Maschinenhaus (Feuer W, rot), 

• sowie optional Blattspitzenfeuern. 

Die Art und Ausführung der Kennzeichnung wird abschließend durch die zuständige Luft-
fahrtbehörde im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren festgelegt. Die 
geplanten Anlagen sollen mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) aus-
gestattet werden, welche durch Radartechnik nur bei Annäherung von Luftfahrzeugen ak-
tiviert wird und so die Lichtemission auf ein Minimum reduziert. 

Auswirkungen durch Befeuerung der Anlagen 

Zur Minimierung der visuellen Auswirkungen wird vorgesehen, dass sämtliche Positions-
lichter automatisch synchronisiert werden. Dies reduziert die potenziell als störend emp-
fundene Blinkfrequenz mehrerer Anlagen im Sichtbereich deutlich. Die Befeuerung be-
schränkt sich auf technisch erforderliche Maßnahmen und ist durch das BNK-System weit-
gehend abgeschirmt. 

Auswirkungen durch optisch bedrängende Wirkung 

Die geplanten Windenergieanlagen erreichen eine Gesamthöhe von 262,5 m. Aufgrund 
dieser Höhe kann von ihnen – je nach Standort, Blickrichtung und Geländeprofil – eine 
psychisch belastende optisch bedrängende Wirkung ausgehen. 

Gemäß § 249 Abs. 10 BauGB wird ein solcher Effekt jedoch in der Regel ausgeschlossen, 
wenn der Abstand zwischen Wohnnutzung und WEA mindestens das Zweifache der Ge-
samthöhe beträgt. Für die vorliegende Planung bedeutet dies einen maßgeblichen Ab-
standsrichtwert von: 

• 2 × 262,5 m = 525 m. 

Die nächsten Siedlungsbereiche befinden sich deutlich außerhalb dieser Schwelle: 

• Wehingen (Gemeinde Mettlach): 960 m (WEA 2) 

• Tünsdorf (Gemeinde Mettlach): 1.000 m (WEA 6) 
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• Wellingen (Stadt Merzig9: 1.550 m (WEA 1) 

• Büschdorf (Gemeinde Perl): 1.180 m (WEA 6) 

• Birkenhof (Gemeinde Perl, Aussiedlerhof): 990 m (WEA 4) 

• Scheuerwald (Frankreich) 580 m (WEA 1) 

Zudem liegt das Plangebiet auf einem Plateaurücken, während die angrenzenden Siedlun-
gen sich topografisch tiefer befinden. Waldstrukturen sorgen zusätzlich für eine visuelle 
Abschirmung. 

Eine optisch bedrängende Wirkung ist damit nicht zu erwarten. 

6.5.5 Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter 

Land- und Forstwirtschaft 

Die geplanten sechs Windenergieanlagen im Bereich Wehingen – Tünsdorf befinden sich 
ausschließlich auf intensiv ackerbaulich genutzten Flächen. Der Eingriff in die Landnutzung 
ist durch die punktuelle Inanspruchnahme der Standorte für Fundamente, Kranstellflä-
chen und Zuwegungen auf ein notwendiges Maß beschränkt. Temporäre Beeinträchtigun-
gen während der Bauphase (z. B. durch Anlieferverkehr, Zwischenlagerflächen oder vo-
rübergehende Einschränkungen bei der landwirtschaftlichen Bearbeitung) sind möglich, 
beschränken sich jedoch auf die Bauzeit und werden anschließend vollständig zurückge-
baut oder rekultiviert. 

Im Rahmen der Planung wurde sichergestellt, dass die bestehenden landwirtschaftlichen 
Nutzungen auch langfristig auf den verbleibenden Flächen fortgeführt werden können. 
Die Verfügbarkeit und Erreichbarkeit der umgebenden Ackerflächen bleibt über beste-
hende und zum Teil ausgebaut zu entwickelnde Wegeverbindungen gewährleistet. Zudem 
werden Maßnahmen zur Minimierung von Bodenverdichtung (z. B. durch gezielte Baulo-
gistik, Bodenschutzauflagen) umgesetzt. Dauerhafte Nutzungseinschränkungen im Sinne 
einer nachhaltigen Beeinträchtigung der landwirtschaftlichen Nutzung sind nicht zu er-
warten. 

Die angrenzenden forstwirtschaftlichen Flächen sind durch das Vorhaben nicht direkt be-
troffen. Eine Inanspruchnahme von Waldflächen zur Errichtung von Windenergieanlagen 
oder Infrastruktur erfolgt nicht. Beeinträchtigungen der forstlichen Nutzung, z. B. durch 
Emissionen, sind nicht zu erwarten. 

Denkmalschutz 

Im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes sind bislang keine eingetragenen Kulturdenk-
mäler gemäß dem Saarländischen Denkmalschutzgesetz (DSchG SL) bekannt. Gleichwohl 
besteht für das Plangebiet selbst ein erhöhtes archäologisches Potenzial. 

Nach Auskunft des Landesdenkmalamtes quert eine historische römische Straße den Be-
reich des heutigen Plangebietes. Zwar ist deren exakter Verlauf bislang nicht eindeutig 
verifiziert, jedoch deuten mehrere Flurnamen wie „Im Schatzloch“ und „Heidhuf“ auf ar-
chäologisch relevante Strukturen hin. Solche Flurnamen gelten in der landeskundlichen 
und archäologischen Forschung als Indizien für frühere Nutzungen oder Funde. Tatsäch-
lich wurde in der Flur „Im Schatzloch“ nördlich des Planungsgebietes ein Steinbeil aufge-
funden, was auf eine frühe Besiedlung bzw. Nutzung hinweist. 

Vor diesem Hintergrund besteht insbesondere im Nahbereich der vermuteten römischen 
Trasse eine gesteigerte Wahrscheinlichkeit für das Vorkommen unterirdischer Boden-
denkmäler. Diese könnten durch Erdarbeiten (z. B. für Fundamente, Kranstellflächen oder 
Leitungsbau) beeinträchtigt oder zerstört werden. 
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Gemäß § 15 DSchG SL gilt daher eine Anzeigepflicht für den Fall, dass bei Bauarbeiten 
archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden. Die Vorhabenträgerin wird die bau-
ausführenden Firmen entsprechend sensibilisieren und die Einhaltung der gesetzlichen 
Vorgaben sicherstellen. Gegebenenfalls notwendige Maßnahmen (z. B. eine archäologi-
sche Baubegleitung) werden in enger Abstimmung mit dem Landesdenkmalamt geprüft 
und umgesetzt. 

Durch diese vorsorgenden Schritte können potenzielle Auswirkungen auf denkmalrele-
vante Strukturen minimiert und der gesetzlichen Schutzpflicht Rechnung getragen wer-
den. 

6.5.6 Auswirkungen auf das Landschaftsbild und die Erholung  

Die geplante Repowering-Maßnahme zur Errichtung von sechs neuen Windenergieanla-
gen (Gesamthöhe jeweils 262,5 m) im Gebiet zwischen Wehingen und Tünsdorf verändert 
das Landschaftsbild deutlich. Aufgrund ihrer Dimension, Beweglichkeit der Rotoren sowie 
nächtlicher Befeuerung nehmen Windkraftanlagen immer eine landschaftsdominierende 
Stellung ein – ihre Wirkung ist weit über den unmittelbaren Standort hinaus wahrnehm-
bar. Durch das Repowering wird das bestehende Erscheinungsbild jedoch nicht neu ge-
schaffen, sondern in Teilen umgestaltet und aufgewertet. 

Sichtbeziehungen und topografische Einbindung 

Das Plangebiet liegt auf einem sanft ansteigenden, weitgehend offenen Hochplateau zwi-
schen den Ortsteilen Wehingen und Tünsdorf in der Gemeinde Mettlach. Das Gelände 
steigt in Richtung Norden zum Kewelsberg leicht an und fällt nach Süden und Südosten 
zur Talaue der Leuk sowie zur Ortslage Wehingen ab. Die Topografie sorgt im Nahbereich 
für eine gewisse landschaftliche Abschirmung durch Hanglagen und Waldstrukturen. 

Wehingen liegt ca. 960 m westlich der nächstgelegenen Anlage (WEA 2) und ist durch 
Geländeversprünge sowie Waldrandbereiche visuell teilweise abgeschirmt. Einzelne 
Blickbeziehungen über Offenlandbereiche bleiben bestehen, betreffen aber vorrangig ex-
ponierte Ortsränder. 

Tünsdorf liegt rund 1.000 m nördlich der geplanten WEA 6. Auch hier wirkt der Kewels-
berg als landschaftlicher Rücken, der die direkten Sichtverbindungen reduziert. Eine visu-
elle Wahrnehmbarkeit der Anlagen ist nur in bestimmten Sichtkorridoren zu erwarten, 
etwa von nordwestlich gelegenen Höhenrücken. 

Wehinger Viezweg: Der örtlich bedeutendste Erholungspfad im Umfeld verläuft in etwa 
350 m Entfernung westlich des Plangebiets und kreuzt dort die offene Feldflur. In diesem 
Bereich sind die geplanten Anlagen gut einsehbar. Die landschaftsbildliche Wirkung ist 
hier besonders ausgeprägt, jedoch ist der Weg nicht überregional bedeutsam, sondern 
vorrangig lokal genutzt. Die visuelle Dominanz beeinträchtigt das Landschaftserleben, 
führt aber zu keiner funktionalen Einschränkung der Erholungsnutzung. 

Eingliederung in die vorgeprägte Landschaft 

Das Plangebiet liegt im Naturpark Saar-Hunsrück, der der landschaftlichen Entwicklung 
und der Erholung der Bevölkerung dient. Im Bereich zwischen Wehingen und Tünsdorf 
sind seit Ende der 1990er-Jahre bereits Bestandsanlagen vorhanden; nach den aktuellen 
Fachunterlagen bestehen im Windpark Wehingen (und in seinem Umfeld) 2025 insgesamt 
12 WEA, von denen 9 zurückgebaut und durch 6 neue Anlagen ersetzt werden sollen. Das 
Landschaftsbild ist hier bereits technisch überprägt. Die geplante Maßnahme sieht den 
Rückbau von neun Bestandsanlagen und die Errichtung von sechs neuen, leistungsstärke-
ren Anlagen vor. Die neuen Standorte sind von den Ortslagen weiter abgerückt und wer-
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den bewusst in Bereichen mit bestehender technischer Vorbelastung platziert. Die ge-
planten Windenergieanlagen konzentrieren sich stärker und wirken dadurch landschafts-
ordnend. 

Die geplanten Anlagen ragen zwar mit 262,5 m Höhe deutlich über das Bestandssystem 
hinaus, reduzieren aber durch die geringere Anzahl sowie die abgestimmte Anordnung 
auf dem Plateau die visuelle Streuung. Die optische Wirkung wird dadurch räumlich fo-
kussiert und wirkt aus weiten Teilen der Umgebung weniger zergliedert. Gleichzeitig füh-
ren Rückbau und Verzicht auf einzelne exponierte Altstandorte zu einer Verbesserung der 
Fernwirkung, vor allem im nördlichen Raum. 

Auswirkungen auf die Erholung 

Im Umfeld des Plangebiets bestehen keine touristischen Schwerpunktnutzungen. Die Er-
holung erfolgt überwiegend durch ortsnahe Spazier- und Wanderwege in der Agrarland-
schaft, wie dem bereits genannten Wehinger Viezweg. Dieser bleibt in seiner Funktion 
vollständig erhalten. Störungen durch Lärm oder Sperrungen sind nicht zu erwarten. Die 
optische Veränderung durch höhere Anlagen wird im Nahbereich als merklich empfunden 
werden, ist jedoch aus Sicht des Erholungswerts nicht als erheblich zu werten. 

Es bestehen keine offiziellen Fernwanderwege oder touristisch herausgehobenen Aus-
sichts- oder Erlebnispunkte in unmittelbarer Nähe. Die naturräumliche Kulisse bleibt 
durch Rückbau und gezielte Standortwahl der neuen Anlagen im Gesamteindruck erhal-
ten. 

Fazit 

Die geplanten Windenergieanlagen verändern das Landschaftsbild deutlich. Ihre Wirkung 
wird jedoch durch Rückbau bestehender Anlagen, die konzentrierte neue Anordnung und 
die teilweise Abschirmung durch Gelände und Waldstrukturen gemildert. Sichtbeziehun-
gen bestehen insbesondere vom Wehinger Viezweg und von vereinzelten exponierten 
Höfen aus. Von einer optisch bedrängenden Wirkung im rechtlichen Sinn ist nicht auszu-
gehen. 

Die Erholungsfunktion der Landschaft bleibt in ihrer grundsätzlichen Qualität erhalten. 
Insgesamt sind die Auswirkungen auf Landschaftsbild und Erholung – unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung, der neuen Anordnung und der Entfernung zu Wohnbereichen – 
als moderat, aber nicht erheblich zu bewerten. 

Landschaftsbildanalyse nach NOHL 

Eine umfassende landschaftsbildbezogene Bewertung wurde zwischenzeitlich auf Grund-
lage der finalen Anlagendaten durchgeführt. Die Analyse erfolgte nach etablierten fach-
methodischen Standards, insbesondere unter Anwendung des NOHL-Verfahrens. 

Die visuellen Wirkungen der geplanten Windenergieanlagen wurden dabei systematisch 
unter Berücksichtigung der Vorbelastung, der topografischen Situation sowie der Emp-
findlichkeit relevanter Sichtbereiche und Blickbeziehungen untersucht. Auf dieser Grund-
lage wurde auch der landschaftsbildbezogene Kompensationsbedarf fachlich hergeleitet. 

Die Ergebnisse der Landschaftsbildanalyse sind in einem eigenständigen Fachgutachten 
dokumentiert und als Anlage zur Begründung Bestandteil der Planunterlagen. 

6.5.7 Wechselwirkungen unter Beachtung der Auswirkungen und Minderungs-
maßnahmen 

Die Betrachtung der Wechselwirkungen ist gemäß § 2 Abs. 1 UVPG Bestandteil der Um-
weltverträglichkeitsprüfung. Die ökosystemare Wechselwirkung beschreibt die funktiona-
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len oder stofflichen Verflechtungen der Schutzgüter innerhalb eines Ökosystems oder be-
nachbarter Ökosysteme, soweit sie aufgrund einer zu erwartenden Betroffenheit durch 
Vorhabenswirkungen von entscheidungserheblicher Bedeutung sind. Beeinträchtigungen 
eines Schutzgutes können in der Folge zu Veränderungen anderer Schutzgüter führen. 
Auswirkungen auf Wechselwirkungen sind in diesem Sinne entscheidungserhebliche Aus-
wirkungen eines Vorhabens auf (Schlüssel)Prozesse oder das Prozessgefüge, die zu einem 
veränderten Zustand, einer veränderten Entwicklungstendenz oder einer veränderten Re-
aktion der Umwelt auf äußere Einflüsse. 

Eine Sonderrolle nimmt innerhalb der Definition von Wechselwirkungen der Mensch als 
„Schutzgut“ ein, da der Mensch nicht unmittelbar in das ökosystemare Wirkungsgefüge 
integriert ist. Die vielfältigen Einflüsse des Menschen auf den Naturhaushalt und das Land-
schaftsbild, die neben dem zu beurteilenden Vorhaben in dem betroffenen Raum wirken, 
werden bei den einzelnen Schutzgütern vor allem im Rahmen der Ermittlung von Vorbe-
lastungen berücksichtigt. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die schutzgutbezoge-
nen Erfassungskriterien bereits Informationen über die funktionalen Beziehungen zu an-
deren Schutzgütern beinhalten. Somit werden in der Regel über den schutzgutbezogenen 
Ansatz indirekt ökosystemare Wechselwirkungen erfasst. 

Auswirkungen auf potenzielle ökosystemare Wechselwirkungen ergeben sich insbeson-
dere aufgrund folgender Zusammenhänge: 

Schutzgut Schutzfunktionen 
Wechselwirkungen mit anderen 
Schutzgütern 

Fläche / Boden 

Lebensraumfunktion 

Speicher-, Regel-, Filter- und Puf-
ferfunktion 

Archivfunktion 

Abhängigkeit der ökologischen 
Bodeneigenschaften von den ge-
ologischen, geomorphologi-
schen, klimatischen Verhältnis-
sen, der Vegetation und des Was-
serhaushaltes 

Bedeutung für den Landschafts-
wasserhaushalt, d.h. für Grund-
wasserneubildung, Grundwasser-
schutz, Retentionsvermögen 

Schadstoffsenke und -transport-
medium im Hinblick auf die Wirk-
pfade Boden-Wassern, Boden-
Pflanzen, Boden-Tiere 

Standort und Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere 

Staubbilder mit Wirkung auf 
Klima und Lufthygiene 

Wasser (Grundwasser / Oberflä-
chenwasser) 

Grundwasserdargebotsfunktion 
und Funktion im Landschaftswas-
serhaushalt 

Ausgleichsfunktion im Stoffkreis-
lauf 

Lebensraumfunktion 

Abhängigkeit von der Grundwas-
serneubildung von Boden, Klima, 
Pflanzen und Nutzung 

Abhängigkeit der Grundwasser-
Schutzfunktion von den Boden-
verhältnissen 

Stofftransportmedium im Hin-
blick auf die Wirkpfade Grund-
wasser-Oberflächenwasser, 
Grundwasser-Pflanzen, Grund-
wasser-Mensch 

Oberflächennahes Grundwasser 
als Faktor für die Bodenentwick-
lung 
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Oberflächennahes Grundwasser 
als Faktor für den Wasserhaus-
halt von Oberflächengewässern 

Oberflächennahes Grundwasser 
als Standortfaktor und Lebens-
grundlade für Pflanzen- und Tier-
lebensgemeinschaften 

Klima / Luft 

Klimatische Ausgleichsfunktion 

Stofftransport 

Lebensraumfunktion 

Abhängigkeit des Geländeklimas 
und der klimatischen Ausgleichs-
funktion von Relief, Vegetation 
und Nutzung 

Beeinflussung der Luftqualität 
und Landschaftswirkung 

Gelände (Klima) als Standortfak-
tor für Pflanzen und Tiere und mit 
Bedeutung für die Bodenentwick-
lung 

Luft als Transportmedium für le-
bensnotwendige Stoffe (Atem-
luft) aber auch für Schadstoffe im 
Hinblick auf die Wirkpfade Luft-
Pflanzen, Luft-Tiere, Luft-Mensch 

Bedeutung von Vegetationsflä-
chen und geländeklimatischen 
Besonderheiten für die lufthygie-
nische Ausgleichsfunktion 

Pflanzen und Tiere 

Bodenschutzfunktion 

Biotopschutzfunktion 

Lebensraum- und Nahrungsfunk-
tion 

Ausgleichsfunktion 

Abhängigkeit der Pflanzen von 
abiotischen Standorteigenschaf-
ten (Bodenart, Wasserverhält-
nisse, Klimaverhältnisse) 

Abhängigkeit der Tierwelt von 
der biotischen und abiotischen 
Lebensraumausstattung (Vegeta-
tion, Biotopvernetzung und Bio-
topgröße, Boden, Klima und Was-
serhaushalt) 

Nahrungsgrundlage und Lebens-
raum für Tiere 

Pflanzen und Tiere als Teil von 
Stoffkreisläufen (z.B. Sauerstoff-
produktion durch Pflanzen, Koh-
lendioxidproduktion durch Tiere, 
Schadstoffbindung, Nahrungsket-
ten, Bodenbildung, Klima-Was-
serhaushalt) 

Prägende Elemente der Land-
schaft 

Landschaft 

Lebensraumfunktion 

Landschaftsbildfunktion 

Natürliche Erholungsfunktion 

Abhängigkeit des Landschaftsbil-
des von den Landschaftsfaktoren 
Relief / Boden, Oberflächenge-
wässer, Vegetation und Nutzung 

Ausprägung und Gestalt der 
Landschaft mit Wirkung auf das 
Regionalklima 
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Lebensraumfunktion für Pflanzen 
und Tiere mit Leit- und Orientie-
rungsfunktion für Tiere 

Aus planungsmethodischen Gründen zur Erhaltung der Transparenz der Bewertungen 
sieht das UVPG eine schutzgutbezogene Betrachtung der Vorhabenwirkungen auf die Um-
welt vor. Tatsächlich stehen die einzelnen Schutzgüter in z.T. sehr engen Funktions- und 
Wechselbeziehungen untereinander. Die Auswirkungen auf die zu untersuchenden 
Schutzgüter als Teilsegmente des Naturhaushaltes betreffen ein komplexes Wirkungsge-
füge mit zahlreichen Wechselbeziehungen. 

Die zu betrachtenden Schutzgüter beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem 
Maße. Dabei können sich Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sowie Wechsel-
wirkungen aus Verlagerungseffekten und komplexe Wirkungszusammenhänge unter den 
Schutzgütern ergeben. Die wesentlichen Wechselwirkungen sind bereits bei der Beschrei-
bung der Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter berücksichtigt. 

Im Rahmen des Vorhabens Windpark Wehingen–Tünsdorf mit sechs neuen Windenergie-
anlagen ergeben sich insbesondere folgende relevante Wechselwirkungen: 

Fläche/Boden – Wasser – Vegetation 

Die Versiegelung von Flächen durch Fundamentbereiche und Zuwegungen beeinträchtigt 
lokal die Filter- und Speicherfunktionen des Bodens. Dies hat potenzielle Auswirkungen 
auf die Grundwasserneubildung und den lokalen Wasserhaushalt. Da der Eingriff aus-
schließlich auf intensiv genutzten Ackerflächen erfolgt und mindestens 70 % der Grund-
flächen wasserdurchlässig ausgeführt werden, bleibt der Einfluss jedoch begrenzt. Die ge-
planten bodenschonenden Bauverfahren (z. B. temporäre Schotterflächen, Bodenverbes-
serung mit Rückbaupflicht) verringern zusätzlich die Auswirkungen auf Wasser und Bo-
den. 

Boden – Tiere und Pflanzen – Landschaft 

Die geplanten Eingriffe erfolgen auf ackerbaulich geprägten Flächen ohne besondere Ve-
getationsstrukturen. Die geringe Habitatqualität dieser Flächen und das Fehlen struktur-
reicher Biotoptypen reduzieren die ökologischen Wechselwirkungen mit der Fauna. Eine 
Beeinträchtigung hochwertiger Lebensräume ist nicht zu erwarten. Gleichzeitig beeinflus-
sen die neuen Anlagen das Landschaftsbild, was indirekt die Lebensraumeignung für be-
stimmte visuell sensible Arten (z. B. Greifvögel) verändern kann. Durch Rückbau beste-
hender Altanlagen und eine standortkonzentrierte Anordnung wird dieser Effekt jedoch 
relativiert. 

Für Bodenbrüter des Offenlandes ergeben sich jedoch Wechselwirkungen zwischen Bo-
deninanspruchnahme, Habitatverlust und artenschutzrechtlichem Konfliktpotenzial. 
Diese werden durch CEF-Maßnahmen für Feldlerche und weitere betroffene Offenland-
arten gemindert. 

Tiere – Wasser – Klima 

Tierarten (z. B. Fledermäuse) sind abhängig von geeigneten Jagdhabitaten, die wiederum 
durch Wasserverfügbarkeit (z. B. Feuchtgebiete) und Mikroklima beeinflusst werden. Da 
solche Elemente im Plangebiet nicht vorhanden und auch nicht beeinträchtigt sind, wer-
den entsprechende Wechselwirkungen als nicht erheblich bewertet. Der Einfluss der An-
lagen auf das Mikroklima (z. B. Luftverwirbelungen) ist aufgrund ihrer Höhenlage und of-
fenen Umgebung als gering einzustufen. 
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Mensch – Lärm – Schattenwurf – Landschaft 

Die Wahrnehmung der Windenergieanlagen durch Anwohnerinnen und Anwohner ergibt 
sich aus dem Zusammenwirken mehrerer Schutzgüter: akustische Immissionen (Lärm), vi-
suelle Einwirkungen (Schattenwurf, optische Präsenz im Landschaftsbild) und deren sub-
jektive Bewertung. Diese Wirkfaktoren wirken zusammen auf das Wohlbefinden und die 
Lebensqualität. Durch die technische Auslegung (z. B. Abschaltalgorithmen bei Schatten-
wurf, Einhaltung der TA Lärm) sowie die topografisch abgeschirmte Lage der Siedlungsbe-
reiche werden diese Wechselwirkungen auf ein zumutbares Maß reduziert. 

Ergänzend wirkt sich die bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung mindernd auf die nächt-
liche visuelle Wahrnehmung der Anlagen aus. 

Kultur- und Sachgüter – Boden 

Im Nahbereich einer vermuteten römischen Trasse besteht ein erhöhtes Risiko, bei Erd-
arbeiten auf unterirdische Bodendenkmäler zu stoßen. Der Schutz dieser Strukturen steht 
in enger Wechselwirkung mit der Ausführung der Bauarbeiten im Boden. Durch rechtzei-
tige Information der Bauausführenden und ggf. archäologische Baubegleitung wird dieser 
mögliche Konflikt gemindert. 

6.6 EINGRIFFS- AUSGLEICHSBILANZIERUNG 

Die Realisierung des Bebauungsplans „Repowering Windpark Wehingen - Tünsdorf“ stellt 
gemäß § 14 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) einen Eingriff in Natur und Landschaft 
dar. Nach § 15 BNatSchG sind vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlassen. Unver-
meidbare Beeinträchtigungen sind durch geeignete Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatz-
maßnahmen). 

Ein Eingriff gilt als ausgeglichen, wenn die durch das Vorhaben beeinträchtigten Funktio-
nen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Land-
schaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestaltet wurde. Als ersetzt gilt 
die Beeinträchtigung, wenn die betroffenen Funktionen des Naturhaushalts im selben Na-
turraum in gleichwertiger Weise hergestellt wurden und das Landschaftsbild entspre-
chend neugestaltet ist. 

Im Rahmen der Planung werden sechs neue Windenergieanlagen errichtet. Diese entste-
hen ausschließlich auf intensiv ackerbaulich genutzten Flächen. Der zusätzliche Flächen-
verbrauch wird durch eine gezielte Standortwahl, die Wiederverwendung bestehender 
Infrastruktur sowie eine flächensparende Anordnung der Anlagen begrenzt. Gleichwohl 
ist der Eingriff mit punktuellen Versiegelungen, temporären Bodenbeeinträchtigungen so-
wie dem Verlust potenzieller Lebensräume für Tiere und Pflanzen verbunden. Darüber 
hinaus ergeben sich visuelle Veränderungen des Landschaftsbildes. 

Trotz der bestehenden Vorbelastung durch den Altanlagenbestand ist der Eingriff gemäß 
den gesetzlichen Vorgaben vollständig zu kompensieren. Dies betrifft insbesondere Be-
einträchtigungen der Bodenfunktionen, der biologischen Vielfalt sowie des Landschafts-
bildes. 

Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung wurde auf Grundlage des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans sowie der konkret festgelegten Anlagenstandorte durchgeführt. Dabei wur-
den sowohl die Eingriffe durch die neu geplanten Anlagen als auch der Rückbau der Be-
standsanlagen einschließlich der Wiederherstellung der betroffenen Ackerflächen be-
rücksichtigt. Im Ergebnis ergibt sich ein verbleibendes Kompensationsdefizit von insge-
samt 28.645 Ökopunkten. 
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Die nachfolgende tabellarische Darstellung zeigt die detaillierte Bilanzierung der Eingriffe 
und des Kompensationsbedarfs. Sie umfasst insbesondere die Bewertung der betroffenen 
Biotoptypen, die Differenzierung nach Voll- und Teilversiegelung sowie die Berücksichti-
gung der Rückbau- und Rekultivierungsmaßnahmen.  

Tabelle 1: Bewertung Ist.Zustand - Bereich neue Anlagen 

 

Tabelle 2: Bewertung Plan-Zustand – Bereich neue Anlagen 

 

Tabelle 3: Bewertung Ist-Zustand - Bereich Rückbau Altanlagen 

 

Tabelle 4: Bewertung Plan-Zustand - Bereich Rückbau Altanlagen 

 

Im Hinblick auf die Kompensation ist zu berücksichtigen, dass bereits für den bestehenden 
Windpark Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt wurden. Diese können gemäß § 45c Abs. 3 
BNatSchG für die Grundbelastung berücksichtigt und in das vorliegende Verfahren einbe-
zogen werden: 

• Gemarkung Tünsdorf, Flur 6, Parzellen 29 und 40: Anlage einer Streuobstwiese 
mit ca. 200 Obstbäumen (ca. 2,7 ha)  

• Gemarkung Wehingen, Flur 5, Parzellen 93 und 94: Anlage von Feldgehölzen (ca. 
0,8 ha)  

Die Flächen sind dauerhaft gesichert und in die Gesamtbewertung eingestellt. Eine antei-
lige Anrechnung auf den zusätzlichen Kompensationsbedarf ist möglich. 

Lfd. 

Nr.

Biotop

wert

Flächen

wert

Ökologis

cher 

Wert

Bewer-

tungsfa

ktor

Ökologi-

scher 

Wert 

(gesamt)Klartext Numme

r

BW ZTW A ZTW B ZW FW ÖW BF ÖW

1 Acker 2.1 16 0,35 0,28 0,35 5,6 18.733 104.905 104.905

∑ 18.733 104.905 104.905

Zustands (-teil) wertErfassungseinheit Zwischen-

wert 

Biotop-

wert

Klartext Nummer Planung

Fläche 

qm

Planungs-

wert

Ökol. 

Wert

ÖW

Planung

Bewertungs-

faktor

BF

Ökol. 

Wert

ÖW

(gesamt)

1 Fundamente (vollversiegelt)
3.1 5.576 0 0 0

2 dauerhafte Kranstellflächen und Zuwegungen (teilversiegelt)
3.2 13.157 1 13.157 13.157

∑ 18.733 13.157 13.157

Lfd. 

Nr.

Erfassungseinheit Planungszustand

Lfd. 

Nr.

Biotop

wert

Flächen

wert

Ökologis

cher 

Wert

Bewer-

tungsfa

ktor

Ökologi-

scher 

Wert 

(gesamt)Klartext Numme

r

BW ZTW A ZTW B ZW FW ÖW BF ÖW

1 Vollversiegelte Fläche 3.1 0 0,00 0,00 0,00 0,0 3.326 0 0

2 Teilversiegelte Fläche 3.2 1 0,00 0,00 0,00 1,0 9.669 9.669 9.669

∑ 12.995 9.669 9.669

Zustands (-teil) wertErfassungseinheit Zwischen-

wert 

Biotop-

wert

Klartext Nummer Planung

Fläche 

qm

Planungs-

wert

Ökol. 

Wert

ÖW

Planung

Bewertungs-

faktor

BF

Ökol. 

Wert

ÖW

(gesamt)

1 Wiederherstellung Acker
2.1 12.995 5,6 72.772 72.772

∑ 12.995 72.772 72.772

Lfd. 

Nr.

Erfassungseinheit Planungszustand
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Ergänzend ist vorgesehen, Maßnahmen aus dem Artenschutzkonzept – insbesondere 
Blüh- und Buntbrachestreifen sowie Lerchenfenster für Offenlandarten – in die natur-
schutzrechtliche Gesamtkompensation einzubeziehen, da diese über ihre Funktion als 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) hinaus eine dauerhafte ökologische Aufwer-
tung bewirken.  

Im Ergebnis kann unter Berücksichtigung der vorgesehenen Maßnahmen davon ausge-
gangen werden, dass die durch das Vorhaben verursachten Eingriffe in Natur und Land-
schaft vollständig ausgeglichen bzw. ersetzt werden können. Die Anforderungen der na-
turschutzrechtlichen Eingriffsregelung werden somit erfüllt. 

6.7 PRÜFUNG VON PLANUNGSALTERNATIVEN 

Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich um einen Bebauungsplan zum 
Repowering eines bestehenden Windparks. Im Zuge der Planung wird die Zahl der Wind-
energieanlagen von derzeit neun auf sechs reduziert. Die gewählten neuen Standorte im 
Plangebiet ergeben sich aus technischen Erfordernissen, dem verfügbaren Flächenange-
bot und der Netzanbindung. Die Festlegung der konkreten Anordnung basiert auf einer 
Optimierung von Leistung, Abstandskonstellationen und vorhandener Infrastruktur. 

Bei der Standortkonzeption wurden neben technischen und wirtschaftlichen Kriterien 
auch immissionsschutzrechtliche sowie artenschutzfachliche Rahmenbedingungen be-
rücksichtigt. Grundlage hierfür bilden insbesondere die Ergebnisse der faunistischen Un-
tersuchungen sowie die schall- und schattenwurftechnischen Prognosen. 

Artenschutzfachliche Aspekte konnten bei der Auswahl der genauen Standorte nur einge-
schränkt berücksichtigt werden, da ein enger Rahmen durch die genannten technischen 
und planerischen Bedingungen vorgegeben ist. Gleichwohl wurden die Ergebnisse der 
faunistischen Bestandsaufnahmen (insbesondere zu Brutvögeln und Fledermäusen) in die 
Standortoptimierung einbezogen. Dennoch führt allein der deutlich größere Bodenab-
stand der neuen Anlagen (höhere Nabenhöhe, größere Gesamthöhe) zu einer Reduzie-
rung des Kollisionsrisikos für windkraftsensible Vogelarten, insbesondere den Rotmilan. 
Auch die geringere Gesamtanzahl an Anlagen reduziert potenzielle Beeinträchtigungen. 

Die grundsätzliche Eignung des Plangebiets für die Windenergienutzung wurde bereits im 
Rahmen der Teilfortschreibung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Mettlach fest-
gestellt. Das Gebiet ist dort als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Windenergie“ 
ausgewiesen. Der Bebauungsplan konkretisiert somit eine bestehende planerische Vor-
gabe. Darüber hinaus handelt es sich um einen bereits langjährig genutzten Windenergie-
standort, der über eine vorhandene Erschließungs- und Netzinfrastruktur verfügt. 

Eine weitergehende Alternativenprüfung ist daher aus Sicht der Vorhabenträgerin und auf 
Grundlage der Planungsgrundlagen nicht erforderlich. 

Zudem ist im Plangebiet eine Erschließungs- und Einspeiseinfrastruktur bereits vorhan-
den. Die neuen Anlagenstandorte liegen innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs-
plans und ermöglichen eine effiziente Nachnutzung vorhandener Zuwegungen, Kranstell-
flächen und Kabeltrassen. Der planerische Eingriff wird somit räumlich konzentriert, res-
sourcenschonend und flächensparend umgesetzt. 

6.8 SCHWIERIGKEITEN ODER LÜCKEN BEI DER ZUSAMMENSTELLUNG VON ANGA-
BEN 

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Angaben zur Erstellung des 
Umweltberichts bestanden nicht. Die Beurteilung konnte auf Grundlage der vorliegenden 
Fachgutachten erfolgen. Zu berücksichtigen ist jedoch, dass die Datengrundlage für die 
einzelnen Artengruppen unterschiedliche Erhebungsjahre aufweist; insbesondere wurde 
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2025 die Avifauna aktualisiert, während die Fledermausbewertung auf den Untersuchun-
gen aus 2020 und 2022 beruht. 

6.9 MASSNAHMEN ZUR ÜBERWACHUNG DER ERHEBLICHEN UMWELTAUSWIR-
KUNGEN 

Nach § 4c BauGB haben die Gemeinden die Verpflichtung, erhebliche Umweltauswirkun-
gen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen. Hier-
durch sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig er-
kannt und geeignete Maßnahmen zur Abhilfe ergriffen werden. Die geplanten Maßnah-
men sind im Umweltbericht darzulegen. Die Informationen der Behörden nach § 4 Abs. 3 
BauGB sind hierbei zu berücksichtigen. Die Überwachung soll sich hierbei auf die erhebli-
chen und nicht genau vorhersehbaren Auswirkungen konzentrieren. 

Im Rahmen der Überwachung sind einerseits die gemeindlich relevanten Umweltauswir-
kungen der Bauleitplanung zu beobachten, andererseits werden anlagenbezogene Fach-
monitorings im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren festgelegt. Hierzu 
können insbesondere das Gondelmonitoring für Fledermäuse, die Dokumentation und 
Funktionskontrolle der Offenlandmaßnahmen für Bodenbrüter sowie die Überwachung 
betriebsbezogener Abschaltsysteme für Großvögel gehören. 

7 ABWÄGUNG / AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Für jede städtebauliche Planung ist das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von be-
sonderer Bedeutung. Danach muss die Gemeinde Mettlach als Planungsträger bei der Än-
derung des Bebauungsplanes „Windpark Wehingen-Tünsdorf“ die öffentlichen und priva-
ten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abwägen. Die Abwägung ist die 
eigentliche Planungsentscheidung. Hier setzt die Gemeinde ihr städtebauliches Konzept 
um und entscheidet sich für die Berücksichtigung bestimmter Interessen und die Zurück-
stellung der dieser Lösung entgegenstehenden Belange. 

Die Durchführung der Abwägung impliziert eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus fol-
genden vier Arbeitsschritten besteht:  

• Sammlung des Abwägungsmaterials (siehe “Auswirkungen der Planung“) 

• Gewichtung der Belange (siehe “Gewichtung des Abwägungsmaterials“) 

• Ausgleich der betroffenen Belange (siehe “Fazit“) 

• Abwägungsergebnis (siehe “Fazit“). 

7.1 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

7.1.1 Auswirkungen auf die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung  

Die Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse ist eine zentrale Aufgabe der 
Bauleitplanung. Daher ist zu prüfen, ob von den zulässigen Nutzungen unzumutbare Be-
einträchtigungen für die angrenzende Bebauung zu erwarten sind. 

Auswirkungen auf die gesunden Wohnverhältnisse sind bei Windenergieanlagen in erster 
Linie durch Lärm und Schattenwurf zu erwarten. Hinzu kommen noch mögliche Störwir-
kungen der Anlagen aufgrund der aus Gründen der Luftsicherheit notwendigen Tag- und 
Nachtkennzeichnungen sowie der optisch bedrängenden Wirkung der Anlagen. 

Im Umfeld des Plangebiets befinden sich mehrere Wohnnutzungen, insbesondere in den 
Ortsteilen Wehingen, Tünsdorf sowie am Birkenhof. Die allgemeinen Anforderungen an 
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gesunde Wohnverhältnisse werden unter Berücksichtigung der geplanten Schutzmaßnah-
men eingehalten. Dies betrifft insbesondere folgende Aspekte: 

Schall: 

Das schalltechnische Gutachten zeigt, dass die Zusatzbelastung durch die geplanten Wind-
energieanlagen an allen untersuchten Immissionsorten die maßgeblichen Immissions-
richtwerte der TA Lärm einhält. 

Bei der Betrachtung der Gesamtbelastung unter Einbeziehung bestehender Anlagen er-
geben sich an einzelnen Immissionsorten geringfügige Überschreitungen der Richtwerte 
um bis zu 1–2 dB(A). Diese Überschreitungen resultieren im Wesentlichen aus der bereits 
vorhandenen Vorbelastung. Die geplanten Anlagen halten jedoch die maßgeblichen Zu-
satzbelastungswerte ein und erfüllen damit die Anforderungen der TA Lärm. 

Im schalltechnischen Gutachten wird daher festgestellt, dass die geplanten Anlagen nach 
Maßgabe der TA Lärm genehmigungsfähig sind. 

Schattenwurf: 

An mehreren Wohnhäusern – insbesondere in Wehingen und Büschdorf – wird die astro-
nomisch maximal mögliche Beschattungsdauer rechnerisch oberhalb der Orientierungs-
werte von 30 Stunden pro Jahr bzw. 30 Minuten pro Tag prognostiziert. 

Diese Werte stellen eine konservative Worst-Case-Betrachtung dar. 

Im Bebauungsplan ist jedoch eine automatische Abschaltregelung vorgesehen, die sicher-
stellt, dass diese Werte in der Realität nicht überschritten werden. 

Infraschall: 

Der von Windenergieanlagen erzeugte Infraschall liegt bereits in Entfernungen ab ca. 
300 m deutlich unterhalb der menschlichen Wahrnehmungsschwelle. Eine gesundheitli-
che Gefährdung durch Infraschall ist nach aktuellem wissenschaftlichen Kenntnisstand 
ausgeschlossen. 

Nachtkennzeichnung: 

Die Windenergieanlagen sind mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) 
ausgestattet, bei der die Befeuerung nur bei Annäherung eines Luftfahrzeugs aktiviert 
wird. Dadurch wird eine nächtliche Lichtemission auf das unbedingt erforderliche Maß 
reduziert und Belästigungen für die Wohnbevölkerung vermieden. 

Optisch bedrängende Wirkung: 

Die geplanten Windenergieanlagen erreichen eine Gesamthöhe von 262,5 m. Der Min-
destabstand von 525 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung wird deutlich überschritten 
– Wehingen liegt ca. 960 m, Tünsdorf rund 1.000 m entfernt. Auch der Birkenhof befindet 
sich außerhalb des kritischen Bereichs. Topografie und Waldstrukturen sorgen zusätzlich 
für visuelle Abschirmung. Eine optisch bedrängende Wirkung ist daher nicht zu erwarten. 

Fazit: 

Die Planung erfüllt die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse. Durch die Einhaltung gesetzlicher Abstände, Immissionsrichtwerte sowie durch 
festgelegte technische Schutzmaßnahmen werden unzumutbare Beeinträchtigungen aus-
geschlossen. Weitere Details sind dem Umweltbericht (Kapitel 6.5.4) zu entnehmen. 

Die Auswirkungen durch Lärm und Schattenwurf wurden gutachterlich mit dem Ergebnis 
untersucht, dass an den maßgeblichen Immissionspunkten keine nachteiligen Auswirkun-
gen zu erwarten sind und die relevanten Grenz- bzw. Richtwerte durch die Umsetzung 



BEBAUUNGSPLAN – ÄNDERUNG „WINDPARK WEHINGEN - TÜNSDORF“ 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  
S e i t e  94 

geeigneter Maßnahmen (z.B. zeitweises Abschalten bzw. eingeschränkter Betrieb) einge-
halten werden können. Genauere Angaben zu den Ergebnissen des Schall- und Schatten-
wurfgutachtens finden sich im Umweltbericht. 

7.1.2 Auswirkungen auf die Belange der Gestaltung des Orts- und Landschafts-
bildes  

Durch die geplante Errichtung von sechs neuen Windenergieanlagen mit einer Gesamt-
höhe von jeweils 262,5 m im Rahmen des Repowerings zwischen Wehingen und Tünsdorf 
kommt es zu einer sichtbaren Veränderung des Landschaftsbildes. Die Anlagen liegen auf 
einem Hochplateau mit topografischer Abschirmung durch Hanglagen und Waldstruktu-
ren. Die nächstgelegenen Siedlungsbereiche – insbesondere Wehingen und Tünsdorf – 
befinden sich in über 1.000 m Entfernung und sind nur in bestimmten Sichtachsen betrof-
fen. 

Da neun bestehende Altanlagen zurückgebaut werden und die neuen Anlagen kon-
zentriert und ortsferner positioniert sind, wird die visuelle Wirkung insgesamt geordnet 
und das Landschaftsbild im Vergleich zur Bestandssituation beruhigt. Die Einsehbarkeit 
entlang des lokal genutzten Wehinger Viezwegs bleibt erhalten, führt aber zu keiner funk-
tionalen Einschränkung der Erholungsnutzung. 

Die visuelle Wirkung der Planung ist vor dem Hintergrund eines bereits durch Windener-
gienutzung geprägten Landschaftsraums zu bewerten. Die Reduktion der planungsrecht-
lich zulässigen Anlagenzahl innerhalb des Geltungsbereichs trägt zu einer stärkeren räum-
lichen Bündelung und Ordnung der technischen Strukturen bei.“ 

Die Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild werden insgesamt als vertretbar ein-
gestuft. Detaillierte Ausführungen hierzu finden sich im Umweltbericht unter Kapitel 
6.5.6. 

Die Auswirkungen auf die Belange des Orts- und Landschaftsbildes sind bereits im Um-
weltbericht (Kapitel 6) abgehandelt. 

7.1.3 Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes, einschließlich Be-
lange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

Mit der Errichtung von sechs neuen Windenergieanlagen sind unvermeidbare Eingriffe in 
Boden, Wasserhaushalt, Landschaftsbild sowie Flora und Fauna verbunden. 

Diese erfolgen jedoch überwiegend auf ackerbaulich genutzten Flächen innerhalb eines 
bereits durch Windenergieanlagen vorgeprägten Landschaftsraums. 

Gesetzlich geschützte Biotope sind nicht betroffen. 

Die Auswirkungen auf die abiotischen Schutzgüter Boden, Wasser und Klima sind räumlich 
und zeitlich begrenzt und können durch technische und planerische Maßnahmen weitge-
hend minimiert werden. 

Für besonders geschützte Arten, insbesondere Vögel und Fledermäuse, wurden umfang-
reiche artenschutzfachliche Untersuchungen durchgeführt. 

Die faunistischen Untersuchungen zeigen, dass im Umfeld des Plangebiets zwar windener-
giesensible Vogelarten vorkommen können, jedoch unter Berücksichtigung geeigneter 
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen (z. B. Abschaltalgorithmen und betriebliche 
Maßnahmen) keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände ausgelöst werden. 

Ausführliche Darstellungen zu den einzelnen Schutzgütern und den geplanten Minde-
rungsmaßnahmen enthält der Umweltbericht in Kapitel 6.5. 
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7.1.4 Auswirkungen auf die Belange der Wirtschaft, auch ihrer mittelständi-
schen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Be-
völkerung, der Land- und Forstwirtschaft, der Erhaltung, Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen, der Versorgung, insbesondere mit Energie 
und Wasser, einschließlich der Versorgungssicherheit, 

Die Umsetzung des Bebauungsplans zur Repowering-Maßnahme im Windpark „Wehin-
gen–Tünsdorf“ wirkt sich positiv auf zentrale wirtschaftliche Belange in der Region aus. 
Die Planung stärkt sowohl die mittelständische Struktur als auch die nachhaltige Versor-
gung der Bevölkerung mit Energie. 

Durch den Ersatz älterer Windenergieanlagen durch sechs moderne, leistungsstärkere An-
lagen wird ein wesentlicher Beitrag zur klimafreundlichen und zukunftssicheren Energie-
versorgung geleistet. Die Einspeisung von regenerativ erzeugtem Strom trägt unmittelbar 
zur regionalen und überregionalen Versorgungssicherheit bei und vermindert die Abhän-
gigkeit von fossilen Energieträgern. Damit unterstützt das Vorhaben die energiepoliti-
schen Ziele von Bund und Land. 

Gleichzeitig entstehen wirtschaftliche Impulse in unterschiedlichen Sektoren. Während 
der Bauphase profitieren insbesondere mittelständische Unternehmen aus dem Bereich 
Bau, Transport, Logistik, Vermessung und Anlagenmontage. Auch im laufenden Betrieb 
ergeben sich Beschäftigungsmöglichkeiten für regionale Dienstleister, insbesondere für 
Wartung, Instandhaltung und Betriebsüberwachung der Anlagen. Darüber hinaus werden 
die Standortkommunen gemäß § 6 EEG an den Erträgen beteiligt, was zu einer nachhalti-
gen Stärkung der kommunalen Haushalte beitragen kann. 

Die Belange der Land- und Forstwirtschaft werden durch die Planung nur geringfügig be-
rührt. Die Flächeninanspruchnahme ist punktuell und beschränkt sich auf notwendige Inf-
rastruktur wie Fundamente, Zuwegungen und Kranstellflächen. Die landwirtschaftliche 
Nutzung der verbleibenden Flächen bleibt uneingeschränkt möglich. Eine forstwirtschaft-
liche Nutzung ist im Plangebiet nicht betroffen. 

Insgesamt leistet das Repowering-Vorhaben einen positiven Beitrag zur Sicherung und 
Entwicklung wirtschaftlicher Strukturen im ländlichen Raum, insbesondere durch die Stär-
kung der regionalen Wertschöpfung, die Unterstützung mittelständischer Betriebe, die 
Förderung erneuerbarer Energien sowie die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen. 

7.1.5 Auswirkungen auf alle sonstigen Belange 

Alle sonstigen bei der Aufstellung von Bauleitplänen laut § 1 Abs. 1 Nr. 5 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jetzigem Kenntnisstand durch die Planung nicht 
berührt bzw. wurden bereits im Umweltbericht detailliert behandelt. 

7.2 GEWICHTUNG DES ABWÄGUNGSMATERIALS 

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 6 BauGB) wurden 
die bei der Abwägung zu berücksichtigenden öffentlichen und privaten Belange, wie sie 
im Rahmen der Ermittlung der Auswirkungen erfasst wurden, gegeneinander und unter-
einander gerecht abgewägt und entsprechend ihrer Bedeutung in den Bebauungsplan 
eingestellt. Für die Abwägung wurden insbesondere folgende Aspekte beachtet: 

7.2.1 Argumente für die Verwirklichung der Bebauungsplan-Änderung 

Die Änderung des Bebauungsplans zur Umsetzung des Repowering-Vorhabens im Wind-
park „Wehingen–Tünsdorf“ wird aus mehreren Gründen befürwortet: 
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• Klimaschutz und Energiewende: Die Maßnahme leistet einen direkten Beitrag zur 
Reduktion von Treibhausgasemissionen und unterstützt die nationalen und euro-
päischen Ziele zur Förderung erneuerbarer Energien. Durch die Nutzung eines be-
stehenden Windstandorts wird der Ausbau erneuerbarer Energien effizient vo-
rangetrieben. 

• Effizienzsteigerung: Der Ersatz von neun Altanlagen durch sechs moderne Wind-
energieanlagen mit deutlich höherer Leistung führt zu einer verbesserten Flä-
cheneffizienz und erhöht die Stromerzeugung bei gleichzeitig geringerer Anzahl 
von Bauwerken. 

• Reduzierung der Umweltbelastung: Die neuen Anlagen erfüllen höhere techni-
sche Standards in Bezug auf Immissionsschutz, Artenschutz und Lärmschutz. Das 
Repowering führt damit zu einer Reduktion potenzieller Umweltbelastungen im 
Vergleich zum Bestand. 

• Räumliche Konzentration: Die neuen Anlagen werden gezielt innerhalb eines be-
reits ausgewiesenen Sondergebiets errichtet. Die Bündelung in einem bereits vor-
geprägten Bereich reduziert Zersiedelung und minimiert landschaftsökologische 
Eingriffe. 

• Positive wirtschaftliche Effekte: Die Planung stärkt die regionale Wirtschaft durch 
Aufträge an mittelständische Betriebe, schafft Beschäftigung und sichert Einnah-
men für die Standortkommunen. 

• Infrastrukturvorteile: Bestehende Erschließungswege und Netzanbindungen kön-
nen weiter genutzt werden, was Flächenverbrauch und Kosten reduziert. 

7.2.2 Argumente gegen die Verwirklichung der Bebauungsplan-Änderung 

Trotz der zahlreichen Vorteile sind auch mögliche Argumente gegen die Verwirklichung 
der Planänderung zu berücksichtigen: 

• Veränderung des Landschaftsbildes: Die Errichtung von sechs neuen Windener-
gieanlagen mit einer Gesamthöhe von 262,5 m stellt einen erheblichen Eingriff in 
das Landschaftsbild dar. In bestimmten Sichtachsen kann dies als visuell störend 
wahrgenommen werden, insbesondere im Nahbereich. 

• Beeinträchtigung der Erholungsfunktion: In Teilen des Umfelds, insbesondere 
entlang lokaler Wanderwege wie dem Wehinger Viezweg, kann das Erleben der 
Landschaft durch die neue technische Dominanz beeinträchtigt werden. 

• Schall- und Schattenimmissionen: An einzelnen Immissionsorten können Ge-
räusch- oder Schattenbelastungen auftreten, die trotz technischer Minderungs-
maßnahmen als störend empfunden werden – insbesondere bei sensiblen Perso-
nen. 

• Eingeschränkte Alternativenprüfung: Aufgrund der standortbedingten Restriktio-
nen (technische und eigentumsrechtliche Vorgaben) war eine umfassende Alter-
nativenprüfung nicht möglich, was kritisiert werden könnte. 

• Nutzungskonkurrenz in der Agrarlandschaft: Auch wenn die Flächeninanspruch-
nahme gering ist, kann die temporäre oder dauerhafte Einschränkung landwirt-
schaftlich genutzter Flächen negativ bewertet werden. 

7.3 FAZIT 

Auf Grundlage der umfassenden Abwägung überwiegen die öffentlichen Belange für die 
Verwirklichung der Bebauungsplan-Änderung deutlich. Das Repowering-Vorhaben dient 



GEMEINDE METTLACH 
BEGRÜNDUNG VORENTWURF 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  
S e i t e  97 

der nachhaltigen Energieversorgung und leistet einen wesentlichen Beitrag zum Klima-
schutz und zur Umsetzung der Energiewende auf lokaler wie überregionaler Ebene. Es 
trägt zur Reduktion fossiler Energiequellen bei, stärkt die Versorgungssicherheit und er-
füllt die Zielsetzungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) sowie der Klimaschutz-
strategie der Bundesrepublik Deutschland. 

Die mit dem Vorhaben verbundenen Beeinträchtigungen – insbesondere hinsichtlich des 
Landschaftsbildes sowie potenzieller Immissionen – wurden detailliert ermittelt, fachgut-
achterlich bewertet und durch konkrete technische, planerische und rechtliche Maßnah-
men auf ein vertretbares Maß reduziert. Dazu zählen unter anderem: 

• die Festsetzung von Abschaltalgorithmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher 
Konflikte, 

• die verbindliche Umsetzung von Schattenwurfabschaltungen gemäß LAI-Empfeh-
lung, 

• die Einhaltung sämtlicher Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm, bezogen auf die 
Zusatzbelastung der geplanten Anlagen 

• der Einsatz bedarfsgesteuerter Nachtkennzeichnung (BNK) zur Reduzierung visu-
eller Belastungen, 

• die Verpflichtung zur wasserdurchlässigen Ausführung technischer Infrastruktur 
zur Schonung des Bodens und des Wasserhaushalts, 

• sowie die vollständige Rückbauverpflichtung der Altanlagen zur Verbesserung des 
Landschaftsbilds und zur Entsiegelung vormals genutzter Flächen. 

Diese Maßnahmen gewährleisten, dass erhebliche negative Auswirkungen vermieden 
oder auf ein Minimum reduziert werden und somit die mit der Planung verbundenen öf-
fentlichen Interessen – insbesondere im Bereich Energieversorgung, Klimaschutz und Res-
sourcenschonung – klar überwiegen. 
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